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Für die Einladungen des Integrationsausschusses vom 27.02.2015 und 26.03.2015 und 
die Möglichkeit, als Referent für Migration und Flucht der Diakonie Rheinland-Westfalen-
Lippe im Rahmen einer öffentlichen Anhörung zum Antrag der Fraktion der Piraten 
„Flüchtlings brauchen einen Flüchtlingsbeauftragten und verbindliche Standards“ Stel-
lung nehmen zu können, bedanke ich mich. 

Basis dieser Stellungnahme ist meine nunmehr 18jährige Flüchtlingsreferententätigkeit 
bei der Diakonie auf Landesebene, die unmittelbar verbunden ist mit der Fachbegleitung 
der haupt- und nebenamtlichen Flüchtlingssozialarbeit unserer Mitgliedseinrichtungen 
aus dem Bereich der Evangelischen Kirche und Ihrer Diakonie. Zu diesen Einrichtungen 
gehören u.a. Verfahrensberatungsstellen bei den Landesunterbringungseinrichtungen 
ebenso wie eine große Zahl von Flüchtlingsberatungsstellen in den Kommunen. In mei-
nem Arbeitsalltag bin ich also seit fast zwei Jahrzehnten mit der Aufnahme der Flüchtlinge 
in Landeseinrichtungen bzw. in den Kommunen gut vertraut. 

Bereits am 19.11.2014, also unmittelbar nach den Misshandlungen der Flüchtlinge in Bur-
bach, nahm ich an dieser Stelle als Experte an der Anhörung teil, die u.a. zu dem Antrag 
der Fraktion der Piraten „Flüchtlings brauchen einen Flüchtlingsbeauftragten und verbind-
liche Standards“ stattfand. Seinerzeit sprach ich besonders das Fehlen einer Bund-Län-
der-Kommunen-Gesamtkonzeption für die Aufnahme, Unterbringung und soziale Versor-
gung Geflüchteter, die fehlende Mitfinanzierung der Bundes, die völlig unzureichende 
Ausstattung der Bundesamtes für Migration und Flucht im Bereich Asyl, die schon damals 
unerträglich hohe Zahl der Menschen mit einer „Bescheinigung über die Meldung als  
Asylsuchende“ (BÜMA), die Mängel bei der Aufnahme und Unterbringung in NRW, die 
Frage NRW-Flüchtlingsbeauftragter sowie die Notwendigkeit, auf kommunaler Ebene zu 
Fragen der Unterbringung zu Mindeststandards zu kommen, an. Gegenstand waren sei-
nerzeit auch noch zwei weitere Anträge der FDP-Fraktion. Die im November formulierten 
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Positionen sind nach wie vor gültig und Bestandteil dieser Stellungnahme (siehe Stel-
lungnahme 16/2343 vom 14.11.2104, beigefügt in Anlage 1). 

Ein halbes Jahr später werde ich in dieser Stellungnahme gesondert auf die Entwicklun-
gen bei der Erstaufnahme und Unterbringung seit dem ersten Flüchtlingsgipfel von Nord-
rhein-Westfalen vom 20.10.2014 eingehen. Denn seit den Misshandlungen in Burbach 
und dem Flüchtlingsgipfel vom 20.10.2014 ist das Ministerium für Inneres und Kommu-
nales (MIK) ernsthaft bestrebt, die gravierendsten Mängel zu beseitigen, im Dialog mit 
staatlichen und nichtstaatlichen Stellen eine grundlegende Neukonzeption zu erarbeiten 
und grundlegende Reformen in die Wege zu leiten. Zugleich bleibt noch viel zu verbes-
sern. Und ich werde natürlich auch noch einmal eingehen auf die drei Forderungen des 
Antrages, also auf die Frage „Braucht NRW einen Flüchtlingsbeauftragten?“ und die 
Frage der Standards bei der Unterbringung in Landeseinrichtungen und in den Kommu-
nen eingehen. 

Wichtig ist mir, erneut vor allem auf Eines hinzuweisen: Die Frage der Aufnahme der 
Flüchtlinge bedarf gerade heute angesichts der recht hohen Flüchtlingszahlen eines brei-
ten gesellschaftlichen Konsenses. Wünschenswert wäre, wenn sich Parteien alle an die 
guten Erfahrungen mit der Integrationsoffensive von 2001 erinnern würden und an diese 
gerade in dieser angespannten Zeit mit den erheblichen Problemen bei der Aufnahme, 
Unterbringung und Versorgung anknüpfen würden. Es gibt bei der Verbesserung der Auf-
nahme, Unterbringung und sozialen Versorgung der Flüchtlinge auf Landesebene und in 
den Kommunen noch viel zu tun! Dies verdeutlichen die Vielzahl der Anträge der Oppo-
sitionsparteien ebenso wie die sehr hilfreichen monatlichen Berichte des MIK, die im In-
nenausschuss beraten werden. 

 

I. Entwicklungen bei der Erstaufnahme und Unterbringung in Landesverant- 
    wortung 

Grundlegende Positionen der Diakonie 

Bevor ich auf die Entwicklungen eingehe, möchte ich in einigen kurzen Worten Grundpo-
sitionen der Diakonie-Rheinland-Westfalen-Lippe voranstellen, die größtenteils nachzu-
lesen sind in dem im August 2014 von der Diakonie Deutschland veröffentlichten Positi-
onspapier „Positionen zur Aufnahme, Wohnraumversorgung und Unterbringung von 
Flüchtlingen“ und natürlich in Nordrhein-Westfalen (NRW) in den vielen Stellungnahmen 
der Freien Wohlfahrtspflege seit 2013. 

(siehe Stellungnahmen der Freien Wohlfahrtspflege NRW zum Projektbericht „Unterbringung von Asylbewerbern in 
nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen“ (siehe Stellungnahme vom 01.08.2014 in Anlage 2), zum Fragenka-
talog zum Antrag der Fraktion der Piraten „Unser Land braucht eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme – hin zu 
einer humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW“ (siehe Antworten auf die Fragen 1–4 in der Stellung-
nahme vom 25.04.2014 in Anlage 3), im Schreiben des NRW Flüchtlingsrates mit der gemeinsamen Stellungnahme 
zur Diskussion „Qualitative Anforderungen für die Neuausrichtung der Erstaufnahme in NRW (siehe Stellungnahme 
vom Mai 2013 in Anlage 4) sowie mit dem Eckpunktepapier vom März 2013 (siehe Anlage 5) formulierten Analyse und 
Positionen.) 

Diese Grundpositionen lauten: 

Das Asylverfahren und die Aufnahme, Unterbringung und soziale Versorgung der Ge-
flüchteten ist auf Basis der Schutzbedürfnisse der Flüchtlinge auszugestalten. Verbunden 
hiermit sollte die Integration Geflüchteter, also auch von Asylsuchenden und Geduldeten 
gleichermaßen, von Anfang an und unabhängig von der Bleibeperspektive erfolgen. 

Für die Erstaufnahme und Unterbringung in Landesverantwortung muss gelten: 
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� Qualitativer Maßstab für eine am Flüchtlingsschutz, also der Genfer Flüchtlingskon-
vention und den Bestimmungen zum internationalen Schutz ausgerichtete humanitäre 
Landesaufnahme muss sein, dass diese dazu beiträgt bzw. fördert, dass Geflüchtete 
im Rahmen der Landesaufnahme in Ruhe ihr Asylgesuch vorbringen und sich auf Ihre 
Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge konzentrieren und diese 
nachbereiten können. 

� Die Unterbringung in Landeseinrichtungen sollte drei Monate betragen und nie sechs 
Wochen unterschreiten. Sie sollte so weit wie möglich sicherstellen, dass die hoheit-
lichen Aufgaben bei der Landesunterbringungseinrichtung vor Ort bearbeitet werden. 

� Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) muss in dieser Zeit die Anhö-
rung durchführen, mindestens aber die Registrierung Geflüchteter sicherstellen. 

� Die Geflüchteten sind durch das Land über das Bund-Länder-Verfahren zur Auf-
nahme und Unterbringung zu informieren und werden durch Behörden und Verfah-
rensberatung unterstützt. 

� Die hoheitlichen und die privatisierten Aufgaben in Landesverantwortung müssen ent-
lang einer Gesamtkonzeption transparent gestaltet sein und mit dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz in Durchführungsverordnungen verbunden sein. 

� Die angestrebte Qualität muss definiert und kontrolliert sein. 

 

Eine föderal abgestimmte Bund-Länder-Kommunen Gesamtkonzeption fehlt bis heute 

Trotz der inzwischen auf allen Ebenen geführten Diskussion haben wir in der Diakonie 
den Eindruck, dass Bund, Land und Kommunen zu dem sich nun schon seit vielen Jahren 
absehbaren, enormen Anstieg der Flüchtlingszahlen (Stichwort: vorherige Maghreb-Krise 
in Nordafrika) eben nicht schon seit Jahren in einem Austausch bzgl. der Folgen für die 
Aufnahme, Unterbringung und soziale Versorgung und Begleitung innerhalb von 
Deutschland stehen, so dass dem Thema - zu erwartender Anstieg der Flüchtlingszahlen 
- auch natürlich nicht mit angemessenen Steuerungs- und Planungsinstrumenten und 
abgestimmte Refinanzierungswegen begegnet wurde und wird bzw. begegnet werden 
kann. Dies zeigte sich auf Bundesebene zuletzt beim Flüchtlingsgipfel im Bundeskanz-
leramt, der skandalös unzureichenden Ausstattung des BAMF im Bereich Asyl und der 
bisher weitgehend fehlenden Bereitschaft, hier überhaupt eine Mitverantwortung zu über-
nehmen. Es zeigt sich aber auch an dem bis heute fehlenden Gesamtkonzept für eine 
humanitär geprägte Flüchtlingsaufnahme in Deutschland. 

Die deutsche Flüchtlingspolitik scheint immer noch in der Grundhaltung zu agieren, dass 
die um uns liegenden Katastrophen in Syrien und Afghanistan, Irak und Ukraine, aber 
auch Eritrea, Sudan, Libyen uns schon nicht in Deutschland erreichen werden. Sie tut 
dies, obwohl so mancher  Flüchtling in Deutschland Verwandte hat. Dies nenne ich kurz-
sichtig. Vor den Toren der Europäischen Union findet ein Flüchtlingsdrama ohne Gleichen 
statt. 11 Mio. Menschen in Syrien und Irak sind auf der Flucht. Allein aus Syrien flüchteten 
3,5 Mio. Menschen ins Ausland. 

 

Erfreuliche Entwicklungen auf Landesebene 

Grundlegend, wie eingangs schon geschrieben, erfreulich ist: Seit den Misshandlungen 
in Burbach und dem Flüchtlingsgipfel vom 20.10.2014 ist das MIK ernsthaft bestrebt, die 
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gravierendsten Mängel zu beseitigen, im Dialog mit staatlichen und nichtstaatlichen Stel-
len eine grundlegende Neukonzeption zu erarbeiten und grundlegende Reformen in die 
Wege zu leiten. Dies verdeutlichen die monatlich dem Innenausschuss vorgelegten Be-
richte, in denen die Veränderungen hilfreich dokumentiert sind, eindrucksvoll.  

Bereits seit Mai 2014 ist erkennbar, dass auch das MIK eine humanitäre Neuausrichtung 
der Erstaufnahme für erforderlich hält. So bat Staatssekretär Nebe die wichtigsten an der 
Erstaufnahme beteiligten staatlichen Stellen und nichtstaatliche Menschenrechts- und 
Flüchtlingshilfsorganisationen um eine Stellungnahme zum Projektbericht „Unterbrin-
gung von Asylbewerbern in nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen“. Er ver-
sprach, auf Basis dieser Stellungnahmen seitens des Innenministeriums „Eckpunkte“ zur 
Neuausrichtung der Erstaufnahme in Landesverantwortung vorzulegen und wies in sei-
nem Begleitschreiben erfreulich deutlich und wertend darauf hin, dass im bestehenden 
Erstaufnahmesystem der Asylbezug noch nicht ausreichend berücksichtigt sei. Dieser 
Dialog hat im Februar 2015 auf Basis einer ersten, hilfreichen Vorlage für ein „Eckpunk-
tepapier“ begonnen. Das MIK strebt an, im Sommer 2015 ein Eckpunktepapier vorzule-
gen, in dem Leitlinien und die Zielsetzung des Landes NRW bei der Aufnahme, Unter-
bringung und Versorgung beschrieben werden und das möglichst im Konsens mit allen 
unmittelbar und mittelbar mit Fragen der Aufnahme und Unterbringung befassten Stellen 
stehen soll.  

Grundlegend erfreulich ist weiter, dass sich das MIK insgesamt für einen Paradigmen-
wechsel im Sinne einer Willkommenskultur positioniert hat. Im Mittelpunkt der Erstauf-
nahme soll der schutzsuchende Mensch mit seinen  elementaren Interessen und Bedürf-
nissen stehen. Dieses Bestreben ist derzeit insgesamt für die Landesflüchtlingspolitik er-
kennbar, bei der unter Federführung der Staatskanzlei der Handlungsbedarf für eine Ver-
besserung der Aufnahme, Unterbringung und hier v.a. der sozialen Versorgung der 
Flüchtlinge querschnittsorientiert bearbeitet wird. Diese Befassung quer durch alle Mini-
sterien hat sehr erfreuliche erste Folgen wie die Förderung des Ehrenamts (MAIS), die 
Förderung traumatisierter Flüchtlingsfrauen (MGEPA), die Förderung von Angeboten in 
Kindertagesstätten (MFKJKS) oder die zusätzliche Förderung der schulischen Eingliede-
rung (MSW). Hier sind auch zukünftig jeweils weitere Fachdebatten erforderlich. Für die 
Betrachtung und Bewertung der Idee, in NRW einen Flüchtlingsbeauftragten einzurich-
ten, muss der gewollte Perspektivwechsel und diese Entwicklung mit betrachtet werden. 

Für die Anhörung zum Antrag der Fraktion der Piraten „Flüchtlings brauchen einen Flücht-
lingsbeauftragten und verbindliche Standards“ vorrangig ist, dass das MIK massiv an 
Verbesserungen bei der Erstaufnahme gearbeitet hat. Vor allem im Fokus war hierbei die 
Ausweitung der Aufnahmeplätze innerhalb von sehr kurzer Zeit. Es wurden, allen Schwie-
rigkeiten zum Trotz, mehr als 2000 neue Unterbringungsplätze geschaffen und für diese 
Betreuungsorganisationen gefunden. Im Oktober 2014 gab es erstmals die Veröffentli-
chung von Qualitätsstandards, die für die Betreuungsorganisationen in den Landesunter-
künften gelten. Dies ist ein erfreuliches Novum, auch wenn die Qualitätsstandards doch 
noch an einigen Stellen verbessert werden sollten. Spürbar vorrangig war natürlich der 
Versuch, abzusichern, dass sich ein ‚Burbach‘ mit Menschenrechtsverletzungen durch 
Sicherheitspersonal nicht wiederholen kann. Die bei der Bezirksregierung eingerichteten 
mobilen Qualitätkontrollteams sollen hier zu Verbesserung beitragen. Dies ist wichtig und 
richtig. Allerdings stehen diese Teams bis heute auf wackeligen Füßen, da die grundle-
genden Vorgaben, welche qualitativen Gesichtspunkte durch diese Teams zu überwa-
chen sind, bis heute nicht ausreichend entwickelt sind. Diese wurden und werden nun mit 
Hochdruck parallel entwickelt. Es ist eigentlich erschreckend, dass diese Qualitätsstan-
dards nicht, selbstverständlich als öffentliche Dokumente einsehbar, schon immer als 



 
Agenda – Seite 5 von 10 

Grundlage für jede Betreuungsorganisation vorlagen. Diese mobilen Qualitätskontrollte-
ams werden nun ergänzt um ein Beschwerdemanagement, das bei den Nichtregierungs-
organisationen, hier den Verfahrensberatungsstellen vor Ort und beim NRW-Flüchtlings-
rat überörtlich, angesiedelt wird, um Alltagsbeschwerden ‚auf dem kleinen Dienstweg‘ 
(Beschwerdemanagement der Verfahrensberatung) bzw. grundlegendere Aspekte (Be-
schwerdemanagementstelle des NRW Flüchtlingsrat mit Bezirksregierung und MIK) be-
arbeiten zu können. Die Qualität soll also ernsthaft, wie auch im Antrag der Piraten Ende 
Dezember gefordert, verbessert werden. 

Sehr erfreulich ist auch der Ausbau der sozialen Beratung für Flüchtlinge, so dass nun 
erstmalig das Versprechen gilt, zukünftig bei jeder Landesunterbringung auf Basis eines 
vereinbarten Schlüssel Asylverfahrensberatungsstellen und Kapazitäten für ein Be-
schwerdemanagement einrichten. Auch der weitere Ausbau einer Grundversorgungs-
struktur von Flüchtlingshilfe in NRW mit den Akzenten `kein Kreis / keine kreisfreie Stadt 
ohne eine Flüchtlingsberatung, vorsichtiger Ausbau der psychotherapeutischen Ange-
bote und vorsichtiger Ausbau der Rückkehrberatung´ sind gute Signale.  

Aufgeschreckt durch die Misshandlungen in ‚Burbach‘ ist das MIK bestrebt, seinen hu-
manitären Verpflichtungen bei der Aufnahme der Flüchtlinge nachzukommen. Das Vor-
gehen des MIK kennzeichnet dabei eine neue, sehr erfreuliche wachsende Transparenz 
und Dialogbereitschaft. 

 

Enormer weiterer Handlungsbedarf auf Landesebene  

Zugleich ist aber festzustellen, dass NRW im April 2015 noch weit entfernt ist von guten 
qualitativen Standards in der Erstaufnahme, Unterbringung und Versorgung der Flücht-
linge. 

Nach wie vor ist die durchschnittliche Verweildauer der Flüchtlinge in der Erstaufnahme 
bei etwa 14 Tagen. Manche Flüchtlinge werden sogar direkt am 1. Tag, ohne Ausweiser-
satz, lediglich ausgestattet mit einer ‚Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender‘ 
(BÜMA), direkt in die Kommunen weitergeleitet. Das Asylverfahrensrecht hingegen sieht 
für die Erstaufnahme eine Zeitspanne von sechs Wochen bis drei Monaten vor. Mit gutem 
Grund. Hiervon ist das Land NRW leider noch weit entfernt. Und es gibt leider bis heute 
keine Dokumente, aus denen ersichtlich wird, dass das MIK die Umsetzung dieser Norm 
des Asylverfahrensrechtes zum Ziel hat. Denn dann müsste bei den derzeitigen Flücht-
lingszahlen mindestens die Platzzahl von 18.000 bis 20.000 angestrebt werden. 

Nach wie vor fehlt es an einer erkennbar fortlaufend engen Verzahnung mit dem BAMF. 
Ohne eine Verzahnung der Erstaufnahme und jeder Landesunterbringungseinrichtung 
mit der Verwaltungsstruktur des BAMF wird es auch zukünftig nicht gelingen, dem Ziel 
gerecht zu werden, dass Geflüchtete in der Zeit der Erstaufnahme in Landesverantwor-
tung ihr Asylgesuch vortragen können und dieses bearbeitet wird. 

Auf Landesebene am Wichtigsten ist immer noch, dass bei der Aufnahme und Unterbrin-
gung grundlegende qualitative Aspekte fehlen. So ist – bei inzwischen deutlich verbes-
serter Personalausstattung – insgesamt bis heute nicht erkennbar, wie die staatlich ver-
antwortliche Stelle bei der Aufnahme, Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge, die 
Bezirksregierung Arnsberg, die Grundausrichtung der Aufnahme und Unterbringung im 
Sinne des angestrebten Paradigmenwechsels gestalten will. Ein Konzept ist hier für Dritte 
bisher nicht erkennbar. So fehlt eine öffentlich erkennbare Ansprechbarkeit der Verwal-
tung zu den einzelnen Aufgaben, etwa zu den Aspekten der asylverfahrensbezogenen 
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Fragen, zu Zuweisung und Umverteilung, zu den AnsprechpartnerInnen der Bezirksre-
gierung bei den einzelnen Landesunterbringungseinrichtungen vor Ort, zu deren Kompe-
tenzrahmen, zum mobilen Qualitätskontrollteam, das jetzt im Rahmen des Beschwerde-
managements die Qualität begutachten soll, zur zentralen Stelle für die so dringende Su-
che nach Unterkünften, zu einer zentralen Person für die Betreuungsorganisationen und 
deren Fragen oder auch zu einer Stelle, die sich mit Grundfragen der sozialen Integration 
während der Erstaufnahme (Kindergarten, Krankenschein ausstellen, Medikamenten-
vergabe, Screening beruflicher Qualifikationen?) befasst. Diese fehlende Organisation 
erweckt bei mir als Außenstehendem den Eindruck, dass bisher ein klares, mit dem Asyl-
verfahren und – aktuell – der EU-Aufnahmerichtlinie verbundenes Grundverständnis zur 
Aufgabe Aufnahme, Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge fehlt. 

Auch die Qualitätsstandards, die für die Betreuungsorganisationen in den Landesunter-
künften gelten, sollten qualitativ weiterentwickelt werden. Dies gilt etwa hinsichtlich der 
derzeitigen Festlegung, dass sich nur Träger für diese Aufgaben bewerben können, die 
bereits über Vorerfahrungen in der Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen verfü-
gen. Sicherlich sollte geprüft werden, welche neuen Anforderungen in Folge der EU-Auf-
nahmerichtlinie auf das Land zukommen. Sachdienlich wäre es sicherlich, in den Lan-
deseinrichtungen gut ausgestattete Sprachkurse Deutsch vorzuhalten oder etwa ein 
Screening der beruflichen Fähigkeiten vorzunehmen. Es gibt aber auch für andere 
Punkte, die überprüft werden sollten, wie die Kriterien für die Sanitätsstation, für die Kin-
derstube, bzgl. der Beachtung der Privatsphäre von Familien und Frauen, bzgl. des bis-
her fehlenden öffentlichen Zugangs zum Internet, zu Schließfächern oder bzgl. fehlender 
Regelungen etwa zur fortlaufenden beruflichen Qualifizierung des Fachpersonals. Die 
Diskussion über die erforderlichen Qualitätsstandards sollte vor einer möglicherweise 
kommenden EU-weiten Ausschreibung erfolgen. Angesichts der Bedeutung der Unter-
bringung und Betreuung für das Einbringen in das Asylverfahren sollte geprüft werden, 
ob nicht eine beschränkte Ausschreibung statt einer EU-weiten Ausschreibung erfolgen 
sollte und kann. 

Weiterhin unter Qualitätsaspekten für die Freie Wohlfahrtspflege bisher nicht verständlich 
ist es, dass das Land NRW, hier das Innenministerium, als einziges Bundesland an der 
Zweiteilung der Erstaufnahme festhält. Sie wissen: In NRW haben spezialisierte Erstauf-
nahmeeinrichtungen in Verbindung zu den Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) die Kern-
aufgaben der Ersterfassung (Registrierung, Tbc-Ausschuss, wenn möglich Vorstellung 
beim BAMF). Danach folgt die Landesunterbringung in sog. regulären Unterbringungs-
einrichtungen.  

Seit nun schon 2012 steigen die Flüchtlingszahlen in Deutschland erheblich. Die Krise 
der Erstaufnahme in gemeinsamer Verantwortung von Bund und Land wird besonders 
deutlich an der Tatsache, dass in den Kommunen in NRW dem Vernehmen nach zwi-
schen 10.000 und 20.000 Menschen auf Basis einer BÜMA leben. Sie kamen also in die 
Kommune ohne Asylantragsstellung, also ohne Registrierung beim Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge. Und es gibt Menschen, die selbst ohne eine Registrierung bei der 
zuständigen Landesbehörde, der ZAB, direkt in den Kommunen landen.  

Für die betroffenen und schutzsuchenden Flüchtlinge hat dies dramatische Folgen: 

� Wenn die Flüchtlinge nicht bei den in NRW verantwortlichen Stellen, den ZAB regis-
triert sind, ist bisher völlig unklar, auf welchem Weg die Menschen ihren Asylantrag 
stellen können. Und diese in NRW für die Registrierung und Gesundheitsuntersu-
chung zuständigen Erstaufnahmestellen (vor allem Dortmund und Bielefeld) sind der-
art überlastet, dass Flüchtlinge, die einmal mit einer BÜMA in Kommunen gelandet 
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sind, kurzfristig i. d. R. keine Chance haben, eine nachträgliche Registrierung vorzu-
nehmen. Diese ist aber Grundlage für das danach folgende individuelle Schutzgesuch 
beim BAMF. In der Flüchtlingshilfe wissen wir von Fällen, wo Flüchtlinge aus Kommu-
nen mit ihrer BÜMA dreimal nach Dortmund gefahren sind, und dort aus Gründen der 
Überlastung nicht zur Registrierung zugelassen wurden. Die ZAB Bielefeld hat im 
März auf Anfrage einer Flüchtlingsberatungsstelle gesagt: ‚Es braucht derzeit keiner 
zu kommen. Wir schaffen es nicht, die Flüchtlinge zu registrieren.‘ Es ist sogar vorge-
kommen, dass Flüchtlinge in einer Erstaufnahmestadt in Verbindung zur Aushändi-
gung der BÜMA ihre Aufenthaltspapiere ausgehändigt haben, hierüber keinen Beleg 
erhielten und diese Aufenthaltspapiere hinterher unauffindbar sind. Sie wissen: Im 
Asylverfahren ist der Pass das edelste Papier des Menschen. 

� Da diese Flüchtlinge beim BAMF nicht registriert sind, droht ihr Asylverfahren über 
Jahre hinausgezogen zu werden. Völlig unklar ist, über welches Verfahren diese 
schutzsuchenden Menschen wann nachträglich registriert werden können und wie 
das BAMF die Menschen überhaupt finden soll. Sicher ist derzeit: Die Geflüchteten 
haben faktisch auf absehbare Zeit keinen Zugang zum Asylverfahren.  

� Gravierend für die Flüchtlinge ist: Allen Flüchtlingen, auch denen, denen im Verfahren 
ein internationaler Schutz zustehen würde – und dass sind in diesen Tagen in NRW 
gar nicht so wenige – wird ihr asylrechtlicher Schutz auf unabsehbare Zeit heraus 
gezögert. In den Kommunen verlieren sie damit jede Integrationsperspektive. Die 
Stichworte lauten: Kein Zugang zu Sprachförderung Deutsch. Kein Zugang zu den 
SGB-Leistungen. Kein Zugang zum Arbeitsmarkt. Für den Zeitraum des Lebens in 
NRW mit einer BÜMA Verlust von Anwartschaftszeiten auf Aufenthaltsverfestigungen 

Dies gilt es dringend zu verändern. Angesichts der hohen Zahl der Fälle bedarf es aus 
meiner Sicht direkt einer Vereinbarung mit dem BAMF. Es ist erforderlich, dass das MIK 
hier schnell und in enger Zusammenarbeit mit dem BAMF eine Lösung findet. So könnte 
das BAMF in Absprache mit dem MIK etwa per Erlass verfügen, dass jede Ausländerbe-
hörde ab sofort eine Aufenthaltsgestattung und Registrierung der neu kommenden 
Flüchtlinge vornehmen soll und diese Registrierung dann dem BAMF meldet. Bis es aber 
zu einer grundsätzlichen Lösung kommt, könnte das MIK den Ausländerbehörden zumin-
dest per Erlass mitteilen, dass diesen BÜMA-Flüchtlingen eine Duldung zu erteilen ist 
und Ihnen die Fahrtkosten zur nachträglichen Registrierung bei einer ZAB zu erstatten 
sind. Denn es wäre ein Skandal, wenn die Bundesrepublik Deutschland die schutzsu-
chenden Flüchtlinge auf Grund von fehlerhaftem Verwaltungshandeln faktisch entrechtet. 

Im Februar 2015 kamen plötzlich sehr viele Flüchtlinge aus dem Kosovo. Zu diesem Zeit-
punkt lag die durchschnittliche Aufenthaltsdauer von Flüchtlingen in den Landeseinrich-
tungen bei 14 Tagen - also weit unter den Standards, die gesetzlich normiert sind. In 
dieser Zeit der völlig überlasteten Erstaufnahme mit unzureichenden Kapazitäten hat das 
Innenministerium sich im Februar - wie das MIK sagte: auf Wunsch der Kommunen - dazu 
entschieden, Flüchtlinge aus dem Kosovo nicht mehr weiter auf die Kommunen zu ver-
teilen, sondern in Notunterkünften auf Landesebene festzuhalten, um deren Ausreise zu 
befördern. Direkte Folge dieser Entscheidung ist, dass sich die Aufnahmesituation aller 
schutzbedürftigen Flüchtlinge dramatisch verschlechtert hat. Flüchtlinge, und hier natür-
lich auch die Flüchtlinge, die bei einer Bearbeitung ihres Asylantrages internationalen 
Schutz erhalten hätten, wurden noch schneller als bisher schon auf die Kommunen ver-
teilt. Ich erinnere nur an die hohe Zahl der Flüchtlinge mit einer BÜMA, unter denen 
selbstverständlich auch viele Flüchtlinge aus Syrien, Afghanistan oder Irak sind. An die-
ser Stelle vermag ich den von der Landesregierung neu angestrebten Paradigmenwech-
sel, den ich eingangs lobte, nicht zu erkennen. Denn: Nicht der schutzsuchende Mensch 
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mit seinen elementaren Interessen und Bedürfnissen steht im Mittelpunkt dieser Ent-
scheidung, sondern faktisch die mittelbare Behinderung des Schutzgesuches und ord-
nungspolitische Erwägungen. 

 

II. Zu den einzelnen Forderungen der Fraktion der Piraten 

 

Einführung eines unabhängigen Flüchtlingsbeauftragten NRW 

Die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe begrüßt die Idee, in Nordrhein-Westfalen einen 
unabhängigen Flüchtlingsbeauftragten zu schaffen, der sich für die Rechte und Belange 
der Flüchtlinge einsetzt. Neben dem Ministerium für Inneres und Kommunales (MIK), das 
der Umsetzung der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Vorgaben und deren Ausgestaltung 
verpflichtet ist, und dem Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales (MAIS) bedarf es 
in der Landesregierung einer unabhängigen Instanz, die, ähnlich wie dies derzeit unter 
Federführung der Staatskanzlei erfolgt, im Sinne der erwünschten Willkommenskultur 
und des angestrebten Paradigmenwechsels für die Belange von Asylsuchenden, Gedul-
deten und anerkannten Flüchtlingen eintritt. Ziel wäre, Ansprechpartner von Flüchtlingen 
zu sein und im Dialog allen Ministerien des Landes, mit den Kommunen, den Organisati-
onen der Flüchtlingshilfe und Anderen ein Umdenken, die Entwicklung neuer Maßnah-
men und Projekte, eine Verbesserung der Aufnahme, Unterbringung und sozialen Ver-
sorgung, den Dialog und einen Austausch von „best practice“ zu fördern.  

Ein unabhängiger Flüchtlingsbeauftragter könnte den beim Flüchtlingsgipfel von Frau Mi-
nisterpräsidentin Kraft zum Ausdruck gebrachten Paradigmenwechsel fördern, also etwa 
die „Flüchtlinge mit Ihren vielschichtigen Erfahrungen und Bedürfnissen stärker in den 
Blick nehmen“ oder die beim Gipfel formulierte Erkenntnis, dass viele der Geflüchteten 
auf Dauer bei uns bleiben und integriert werden müssen, mit geeigneten Vorschlägen 
versehen, so dass neue Instrumente zur Unterstützung dieser Integration entstehen kön-
nen. Eine solche Stelle bedarf einer gesetzlichen Grundlage, einer soliden Ausstattung 
und müsste mit Befugnissen versehen werden, die das Einbringen von Vorschlägen und 
eine Mitgestaltung ermöglichen. So sollte z.B. festgelegt sein, dass ein unabhängiger 
Flüchtlingsbeauftragter angehört wird vor der Herausgabe von Landeserlassen. Das 
Land benötigt eine unabhängige, querschnittsorientiert arbeitende Unterstützungsstruk-
tur, welche etwa als gemeinsame Stabstelle zwischen MAIS und MIK angesiedelt sein 
könnte. 

 

Einführung von Standards für die Flüchtlingsaufnahme in ganz NRW 

Wie die Fraktion der Piraten ist die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe der Auffassung, 
dass für die Flüchtlingsunterbringung in Landesverantwortung wie für die kommunale Un-
terbringung Mindeststandards erforderlich sind. Diese Mindeststandards sollten dem 
Flüchtlingsaufnahmegesetz NRW jeweils als Durchführungsverordnungen zugeordnet 
werden. 

Zu den im Oktober 2014 veröffentlichten Qualitätsstandards für die Betreuungsorganisa-
tionen bei den Landesunterbringungseinrichtungen sind in dieser Stellungnahme bereits 
Hinweise zum Verbesserungsbedarf formuliert.  

Die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe begrüßt ebenfalls die von der Fraktion der Pira-
ten an die Landesregierung gerichteten Forderungen nach qualitativen Verbesserungen 
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bei der Unterbringung der Flüchtlinge in den Kommunen. Die Diakonie Rheinland-West-
falen-Lippe hat das perspektivlose, die Menschenwürde oft verletzende, isolierte und be-
engte, dem Kindeswohl abträgliche Wohnen in völlig unzureichenden kommunalen Ge-
meinschaftsunterkünften wiederholt, deutlich und gemeinsam mit den anderen Wohl-
fahrtsverbänden kritisiert, zuletzt bei Beantwortung des Fragenkataloges zum Antrag der 
Fraktion der Piraten „Unser Land braucht eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme 
– hin zu einer humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW“ (siehe Antworten 
auf die Fragen 5-16 in der Stellungnahme vom 25.04.2014 in Anlage 3) und bei der Stel-
lungnahme zum Bericht der Landesregierung zum Impulspapier „Uneingeschränkte 
Rechte für junge Flüchtlinge“ der Freien Wohlfahrtspflege NRW. Sie tritt dafür ein, dass 
Flüchtlinge so lange wie möglich wie andere Menschen auch in Privatwohnungen bzw. 
städtisch angemietetem Wohnraum wohnen können. Hierzu bedarf es einer Ausweitung 
des sozialen Wohnungsbaus. Bei einer gemeinschaftlichen Unterbringung fordert die Di-
akonie die Einhaltung grundlegender Standards, insbesondere die Beachtung der Pri-
vatsphäre. Sie fordert entsprechend weiterhin eine grundlegende Veränderung des § 53 
Asylverfahrensgesetzes, der im Regelfall eine Unterbringung der Flüchtlinge in Gemein-
schaftsunterkünften vorsieht. In der Beantwortung der Frage 7 des o.g. Fragenkataloges 
ist benannt, welche qualitativen Gesichtspunkte bei einer kommunalen Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften auf jeden Fall zu gewährleisten sind. Aus Sicht des Referat 
Migration und Flucht der Diakonie Rheinland-Westfalen Lippe dürfen qualitative Verbes-
serungen bei der Unterbringung in kommunalen Gemeinschaftsunterkünften nicht länger 
durch Konnexitätsaspekte blockiert werden. Bund, Länder und Kommunen sollten sich 
auf eine gemeinsame Refinanzierungsstruktur verständigen 

Im Flüchtlingsaufnahmegesetz oder Durchführungsverordnungen fehlen grundlegend 
verankerte Normen, die etwa den Schutz der Privatsphäre gewährleisten und andere 
grundlegende soziale Versorgungsstandards sicherstellen. Es gibt für die kommunale 
Unterbringung von Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften überhaupt keine Stan-
dards, die zwischen den Kommunen bzw. zwischen Land und Kommunen vereinbart wä-
ren. Die Beachtung des Kindeswohls etwa wird nicht durch die Heimaufsicht der Jugend-
ämter kontrolliert. In manchen Städten scheinen nicht einmal die Bestimmungen des In-
fektionsschutzgesetzes (Gesundheitsamt) noch des Brandschutzes (Feuerwehr) ange-
messen beachtet zu werden. 

Wie schon in meiner Stellungnahme 16/2343 vom 14.November 2014 zum Ausdruck ge-
bracht, sehe ich bei der kommunalen Unterbringung das Land Nordrhein Westfalen vor 
allem vor fünf Herausforderungen: 

1. Es bedarf auf der Bundesebene - etwa in der ARGE Flüchtlinge - und natürlich zu-
nächst vorrangig auf Landesebene - einer Debatte über Grundstandards bei der Auf-
nahme, Unterbringung und sozialen Begleitung von Flüchtlingen, welche die bisheri-
gen Kostenerstattungssysteme so mitbetrachtet, dass die Kommunen nicht mehr, wie 
bisher, die alleinige Last bzw. die Hauptlast tragen. 

2. Auf Landesebene bedarf es zuallererst eines politischen Signals, die Kostenerstat-
tung für die Kommunen angemessener organisieren zu wollen. Ich möchte anregen, 
mit Kommunen wie Leverkusen, Köln, Mülheim, Lünen, Münster oder Wuppertal in 
Austausch zu treten, weil diese Lösungen fanden, wie eine humanitäre Aufnahme 
gelingen kann, die qualitative Gesichtspunkte und Kostenaspekte mitbewertet. Aus 
meiner Sicht steht die Landesregierung in der Verantwortung, hier über Konferenzen 
die Kommunen zusammenzubringen, wie dies ja die Bezirksregierung Arnsberg vor 
einem Jahr bzgl. der humanitären Aufnahme der syrischen Flüchtlinge vormachte. 
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3. Es bedarf - in Kenntnis der Konnexitätproblematik - einer Befassung mit den grundle-
genden qualitativen Standards von Mindestnormen für die kommunale Unterbringung 
von Flüchtlingen. Bei der schon mehrfach erwähnten Anhörung vom 06.05.2014 im 
Landtag wurde deutlich, dass die kommunalen Spitzenverbände nicht beantworten 
konnten und wollten, auf Basis welcher Berechnungen sie zu der Aussage kommen, 
dass das Land nur 30, 60 oder 70 % der Kosten für die Unterbringung der Flüchtlinge 
erstattet. Hier gilt es, gemeinsam mit den Städten und Gemeinden (siehe Nr. 2) und 
den kommunalen Spitzenverbänden grundlegende Indikatoren zu erarbeiten, damit 
überhaupt eine Vergleichbarkeit entsteht. Ohne eine solche können die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände auch zukünftig ohne Daten behaupten, dass ein Woh-
nen in Privatwohnungen viel teurer ist, was am 06.05.2014 der Vertreter des Städte-
tags, den Kommunen Wuppertal und Köln widersprechend, tat. 

4. In den Kommunen müssen die Kräfte gebündelt werden. Die Bürgermeister sollten 
die Unterbringung der Flüchtlinge so sicherstellen, dass alle Ämter, vor allem das So-
zialamt, Wohnungsamt, das Liegenschaftsamt und das Gesundheitsamt eng zusam-
menarbeiten. Schließlich sollte die Kommunalpolitik, die Verwaltung und die Zivilge-
sellschaft in „runden Tischen für Flüchtlingsunterbringung“ eng Zusammenarbeiten 
und die Unterstützungsbereitschaft der Bevölkerung anerkennen und fördern. Wir 
sind uns sicher, dass örtliche Kirche und Diakonie sich einbringen wird. 

5. Und schließlich gilt es, in den Kommunen als strukturellen Bestandteil einer humani-
tären Aufnahme, Unterbringung und sozialen Versorgung eine unabhängige Flücht-
lingssozialarbeit zu fördern. 

 

Einführung eines „Heim-TÜV“ für die Landesaufnahmen 

Auf Landesebene halte ich die Einführung eines Heim-TÜV nicht für erforderlich. Hier hat 
das MIK im Nachgang des Flüchtlingsgipfels bei der Bezirksregierung Arnsberg mobile 
Qualitätskontrollteams eingerichtet, über deren Arbeit und Arbeitsgrundlagen bereits 
mehrfach in den monatlichen Berichten zum „Planungsstand bezüglich neuer Aufnahme-
einrichtungen für Asylbewerber und aktuelle Situation in den Einrichtungen“ informiert 
wurde. Darüber hat das MIK gemeinsam mit Nichtregierungsorganisationen Eckpunkte 
für ein Beschwerdemanagement erarbeitet, in dessen Folge nun die vereinbarten Quali-
tätsstandards kontrolliert und Beschwerden von Flüchtlingen nachgegangen werden soll 
(siehe Bericht „Planungsstand bezüglich neuer Aufnahmeeinrichtungen für Asylbewerber 
und aktuelle Situation in den Einrichtungen“ des MIK vom 23.03.2015) 

Sollte es nicht gelingen, auch für die kommunale Unterbringung in einer Durchführungs-
verordnung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes Mindeststandards zu verankern, wäre die 
Einführung eines „Heim-TÜV“ in NRW jedoch wünschenswert, weil dieser geeignet zu 
sein scheint, auf anderem Wege auf eine verbesserte Unterbringung in Kommunen hin-
zuwirken. 

 

Dietrich Eckeberg  
Geschäftsstelle Münster 
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zum Antrag der Fraktion der FDP 
"Flüchtlingen helfen, Kommunen entlasten, Verfahrens straffen 

(Drucksache 16/6679 vom 02.09.2014) 

zum Antrag der Fraktion der FDP 
"Der humanitären Verantwortung gerecht werden 

- NRW braucht eine neue Flüchtlingspolitik" 
(Drucksache 16/7165 vom 28.10.2014) 

zum Antrag der Fraktion der Piraten 
"Flüchtlings brauchen einen Flüchtlingsbeauftragten und verbindliche Standards" 

(Drucksache 16/7153 vom 28.10.2014) 

Das Referat Migration und Flucht der Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe bedankt sich 
für die Einladungen des Integrationsausschusses vom 08.10.2014 und 05.11.2014 und die 
Möglichkeit, im Rahmen einer öffentlichen Anhörung zu grundlegenden Fragen der Flücht­
lingspolitik des Landes NRW und insbesondere zu den Fragen der Aufnahme, Unterbrin­
gung und sozialen Versorgung auf Landesebene und in unseren Kommunen als Experte 
Stellung nehmen zu können. 

Basis dieser Stellungnahme ist meine nunmehr 18jährige Flüchtlingsreferententätigkeit 
auf Landesebene bei der Diakonie, die unmittelbar verbunden ist mit der Fachbegleitung 
der haupt- und nebenamtlichen Flüchtlingsarbeit unserer Mitgliedseinrichtungen aus dem 
Bereich der Evangelischen Kirche und Ihrer Diakonie. Zu diesen Einrichtungen gehören 
u.a. Verfahrensberatungsstellen bei den Landesunterbringungseinrichtungen ebenso wie 
eine große Zahl von Flüchtlingsberatungsstellen in den Kommunen. In meinem Arbeitsall­
tag bin ich also seit fast zwei Jahrzehnten mit der Aufnahme der Flüchtlinge in Landesein­
richtungen bzw. in den Kommunen gut vertraut. 

Durch die am 05.11.2014 vorgenommene Erweiterung der Anhörung auf die beiden o.g. 
Anträge vom 28.10.2014 geht es in dieser Anhörung insgesamt um die Aufnahme, Unter­
bringung und soziale Versorgung von in Nordrhein-Westfalen Schutz suchenden Flücht­
lingen. Der Antrag der FDP vom September befasst sich mit der kommunalen Unterbrin­
gungssituation und der inzwischen im Bundestag verabschiedeten "sicheren Herkunfts­
staatenregelung" für Flüchtlinge aus Serbien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowina. Der 
Antrag der FDP befasst sich mit der Krise der Erstaufnahme in Landesverantwortung, dem 
Flüchtlingsgipfel NRW und weiteren Anforderungen. Der Antrag der Fraktion der Piraten 



tut dies ebenfalls, konzentriert sich dabei aber auf konkrete Vorschläge für eine Weiterent­
wicklung der Flüchtlingspolitik - etwa durch die Forderung eines Flüchtlingsbeauftragten, 
die Unterbreitung von Vorschlägen bzgl. von Mindeststandards für die Unterbringung von 
Flüchtlingen in ganz NRW oder durch die Forderung nach Einführung eines "Heim-TÜV" 
bei den Landesaufnahmeeinrichtungen. 

Für die Diakonie begrüße ich das in den drei Anträgen erkennbare Bestreben und die 
Emsthaftigkeit, weitere und grundlegende humanitäre Verbesserungen bei der Ausgestal­
tung der Flüchtlingspolitik in Nordrhein-Westfalen einführen zu wollen. Dies ist dringend 
und seit vielen Jahren schon erforderlich. In den drei Anträgen werden sehr konkrete Ana­
lysen und Vorschläge ins Gespräch gebracht, um in NRW auf Landesebene wie auch auf 
der kommunalen Ebene eine menschenwürdigere Flüchtlingsaufnahme zu gewährleisten. 
Mit Ausnahme der jüngst auf Bundesebene beschlossenen "sicheren Herkunftsstaatenre­
gelung" für die drei o.g. Länder des Westbalkans, welche die FDP-Fraktion als eine Maß­
nahme im Sinne des Flüchtlingsschutzes betrachtet, halte ich alle der in den drei Anträgen 
dargelegten Vorschläge für hilfreich und geeignet, die Flüchtlingspolitik unseres Landes 
humanitär zu verbessern. 

Ein besonderer Dank gilt die Fraktion der Piraten, die nun schon seit Jahren und beharrlich 
mit vielen Anfragen auf Verbesserungen bei der Erstaufnahme in Landesverantwortung 
und - aus Sicht der Diakonie ist dies genauso erforderlich - für grundlegende Verbesse­
rungen bei der Aufnahme der Flüchtlinge in den Kommunen NRWs eintritt. Es geht insge­
samt um eine humanitär geprägte Aufnahme von Geflüchteten in Nordrhein-Westfalen -
auf Landesebene wie in den Kommunen Nordrhein-Westfalens. In vielen Kommunen gibt 
es hier - und übrigens völlig unabhängig vom starken Anstieg der Flüchtlingszahlen der 
letzten drei Jahre - ganz erhebliche qualitative Mängel. 

Die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe begrüßt die Idee, in Nordrhein-Westfalen einen 
unabhängigen Flüchtlingsbeauftragten zu schaffen. Neben dem Ministerium für Inneres 
und Kommunales (MIK), das der Umsetzung der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Vorga­
ben und deren Ausgestaltung verpflichtet ist, bedarf es in der Landesregierung einer un­
abhängigen Instanz, die im Sinne der erwünschten Willkommenskultur und Integrations­
gestaltung ein Umdenken, den Dialog und einen Austausch von "best practice" fördert. 
Hier benötigt das Land eine unabhängige Unterstützungsstruktur. Ein unabhängiger 
Flüchtlingsbeauftragter könnte den beim Flüchtlingsgipfel von Frau Ministerpräsidentin 
Kraft zum Ausdruck gebrachten Paradigmenwechsel fördern, also etwa die "Flüchtlinge 
mit Ihren vielschichtigen Erfahrungen und Bedürfnissen stärker in den Blick nehmen" oder 
die beim Gipfel formulierte Erkenntnis, dass viele der Geflüchteten auf Dauer bei uns blei­
ben und integriert werden müssen, mit geeigneten Vorschlägen versehen, so dass neue 
Instrumente zur Unterstützung dieser Integration entstehen können. Diesen Perspektiv­
wechsel gilt es zu fördern. 

Die von der FDP unterstützte "sichere Herkunftsstaatenregelung" hingegen hält die Dia­
konie für eine Maßnahme, welche im Widerspruch zum Individualrecht auf Asyl steht, wei­
che die Rechtsprechung zur sogenannten "kumulativen Verfolgung" ebenso wenig beach­
tet wie - bei langem Aufenthalt - die Rechtsprechung zu Art. 8 Europäische Menschen­
rechtskonvention ("Schutz des Privatlebens"), welche außenpolitisch in Bezug auf diese 
drei in die EU-strebenden Länder ein wenig hilfreiches Signal ist. Wir bewerten die "si­
chere Herkunftsstaatenregelung" als eine Maßnahme, die für eine Problemlösung nicht 
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geeignet ist und die stattdessen sogar Gefahr läuft, gefährliche Ressentiments gerade ge­
genüber den "Roma" zu befördern. An dieser Stelle sei auf die Stellungnahme der Bun­
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege verwiesen (siehe 
http://www.asyl.netlfileadmin/user upload/redaktion/Dokumente/Stellung nahmen/20 14-
03-03 Asylverfahrensgesetz.final.pdf). Im Rahmen der heutigen Stellungnahme soll auf 
diesen Teil des FDP-Antrages vom 04.09.2014 nicht näher eingegangen werden. Statt­
dessen sei auf den beigefügten Grundlagenvortrag "Geflohen, geduldet, von Abschiebung 
bedroht. Die Flüchtlinge der angeblich sicheren Herkunftsstaaten des Balkan" verwiesen, 
den Professor Dr. Heribert Prantl am 27.10.2014 auf Einladung des Oberbürgermeisters 
in der Stadt Münster hielt (siehe Anlage 5). 

Ebenso wie die Fraktion der FDP dies zum Ausdruck bringt, verdient die große Aufnahme­
bereitschaft der Bevölkerung unseren Dank und Anerkennung. Es gilt, diese weiter zu för­
dern! Die Diakonie tut dies auf vielfältige Weise und häufig in Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Kirchengemeinden. 

Die deutsche Flüchtlingspolitik scheint zu sehr in der Grundhaltung zu agieren, dass die 
um uns liegenden Katastrophen in Syrien und Afghanistan, aber auch Eritrea, Sudan, li­
byen und hoffentlich nicht bald auch Irak und Ukraine, uns schon nicht innerhalb Deutsch­
lands erreichen werden. Sie tut dies, obwohl so mancher syrischer oder eritreischer Flücht­
ling in Deutschland Verwandte hat. Dies nenne ich kurzsichtig. Vor den Toren der Europä­
ischen Union findet ein Flüchtlingsdrama ohne Gleichen statt. 11 Mio. Menschen in Syrien 
und Irak sind auf der Flucht. Allein aus Syrien flüchteten 3,5 Mio. Menschen ins Ausland. 

In der Diakonie haben wir den Eindruck, dass Bund, Land und Kommunen zu dem sich 
nun schon seit vielen Jahren absehbaren enormen Anstieg der Flüchtlingszahlen (Stich­
wort: vorherige Maghreb-Krise in Nordafrika) eben nicht schon seit Jahren in einem Aus­
tausch bzgl. der Folgen für die Aufnahme, Unterbringung und soziale Versorgung und Be­
gleitung innerhalb von Deutschland stehen, so dass dem Thema - zu erwartender Anstieg 
der Flüchtlingszahlen - auch natürlich nicht mit angemessenen Steuerungs- und Planungs­
instrumenten begegnet wurde und wird bzw. begegnet werden kann. Dies zeigte sich auf 
Bundesebene zuletzt beim Flüchtlingsgipfel im Bundeskanzleramt und der bisher fehlen­
den Bereitschaft, hier überhaupt eine Mitverantwortung zu übernehmen. Es zeigt sich aber 
auch an dem bis heute fehlenden Gesamtkonzept für eine humanitär geprägte Flüchtlings­
aufnahme in Deutschland. 

Dies ist leider ein altes Problem, betrifft also ebenso Vorgängerregierungen in Bund und 
Land. Alle Parteien sind also angesprochen, neu zu denken. Es fehlt ein Denken vom 
Ausgangspunkt Flüchtling her oder anders ausgedrückt: Das Thema "Folgen der um uns 
liegenden Krisenherde für die Flüchtlingsaufnahme in Deutschland" bedarf einer Gesamt­
konzeption von Bund, Ländern und Kommunen. 

Erstaufnahme in Landesverantwortung 
Die gemeinsam mit den anderen Wohlfahrtsverbänden in den Stellungnahmen der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW zum Projektbericht "Unterbringung von Asylbewerbern in nord­
rhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" (siehe Stellungnahme vorn 01.08.2014 in 
Anlage 1), zum Fragenkatalog zum Antrag der Fraktion der Piraten "Unser Land braucht 
eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme - hin zu einer humanen und dezentralen 
Unterbringung in ganz NRW" (siehe Antworten auf die Fragen 1 - 4 in der Stellungnahme 
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vom 25.04.2014 in Anlage 2), im Schreiben des NRW Flüchtlingsrates mit der gemeinsa­
men Stellungnahme zur Diskussion "Qualitative Anforderungen für die Neuausrichtung der 
Erstaufnahme in NRW (siehe Stellungnahme vom Mai 2013 in Anlage 3) sowie mit dem 
Eckpunktepapier vom März 2013 (siehe Anlage 4) formulierten Analyse und Positionen 
haben selbstverständlich Bestand. 
Von zentraler Bedeutung ist in diesen Stellungnahmen der Satz: "Qualitativer Maßstab für 
eine am Flüchtlingsschutz, also der Genfer Flüchtlingskonvention (und den Bestimmungen 
zum intemationalen Schutz, der Verfasser) ausgerichtete humanitäre Landesaufnahme 
muss sein, dass diese dazu beiträgt bzw. fördert, dass Geflüchtete im Rahmen der Lan­
desaufnahme in Ruhe ihr Asylgesuch vorbringen und sich auf Ihre Anhörung beim Bun­
desamt für Migration und Flüchtlinge konzentrieren und diese nachbereiten können." 
In diesen Stellungnahmen hat die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe im Rahmen der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW mehrfach systemische Mängel bei der Erstaufnahme in 
Landesverantwortung benannt und Lösungsvorschläge unterbreitet. Ähnlich wie die Frak­
tion der FDP in der Drucksache 16/7165 oder die Fraktion der Piraten in der Drucksache 
16/7152 in Ihrer Beschreibung der Ausgangslage hat die Diakonie Rheinland-Westfalen­
Lippe also wiederholt und schriftlich auf grundsätzliche Mängel im System der Erstauf­
nahme von Flüchtlingen in NRW hingewiesen. Da diese Hinweise nicht zu Veränderungen 
führten und sich die Situation bereits in 2013 zuspitzte, hat die Freie Wohlfahrtspflege 
NRW, also auch die Diakonie, zum System der Erstaufnahme in einer kurzen Stellung­
nahme grundlegende Änderungsvorschläge vorgelegt. Als Zielrichtung scheinen diese in­
zwischen in der Landesregierung auf Zustimmung zu stoßen. 

Zugleich kann ich, von der Beschreibung der Ausgangslage im o.g. FDP-Antrag abwei­
chend, nicht erkennen, dass es einen direkten, also quasi immanenten Zusammenhang 
zwischen der Misshandlung der Flüchtlinge in Burbach und der mangelnden Qualität der 
Erstaufnahme gibt. Wenn dies so wäre, müsste es im Bundesland Bayem schon zu mehr 
Misshandlungen gekommen sein, denn hier sind die Aufnahme- und Unterbringungsstan­
dards meines Wissens viel schlechter und weniger als in NRW an humanitären Eckpunk­
ten ausgerichtet. Pädagogisches oder gar psychologisches Fachpersonal bei den Betrei­
bem der Unterkünfte (und das sind dort übrigens keine Betreuungsorganisationen) finden 
sie dort meines Wissens nicht. 

Hingewiesen sie an dieser Stelle auch darauf, dass das heute bei der Landesregierung 
kritisierte "Nicht Hingucken wollen" nicht nur für das Ministerium des Innem und Kommu­
nales, sondem, mit Ausnahme der Fraktion der Piraten und einzelner Abgeordneter aus 
anderen Parteien, bis zu den Misshandlungen in Burbach in unterschiedlicher Weise tür 
alle im Innenausschuss des Landtages vertretenen Parteien galt. Dies scheint mir aktuell 
bei so mancher harsch vorgetragener Kritik in Vergessenheit geraten zu sein. 

Vor dem Hintergrund dieses doch breiteren "Nicht-Hinschauens" in der Vergangenheit be­
grüße ich die am 20. Oktober im Konsens aller Parteien gefundenen Ergebnisse vom 
Flüchtlingsgipfel Nordrhein-Westfalen außerordentlich und bedauere, dass diese Ergeb­
nisse nicht zunächst in einem gemeinsamen Beschluss aller Parteien im Landtag münden 
konnten. Natürlich wäre eine solche Zustimmung ja auch unabhängig geblieben von der 
Frage, welche weiteren Schritte sie in den einzelnen Parteien für erforderlich erachten. Die 
Frage der Aufnahme der Flüchtlinge bedarf gerade heute angesichts der recht hohen 
Flüchtlingszahlen eines breiten gesellschaftlichen Konsenses. Wünschenswert wäre, 
wenn sich alle an die guten Erfahrungen mit der Integrationsoffensive von 2001 erinnern 
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würden und diese gerade in dieser angespannten Zeit mit den erheblichen Unterbrin­
gungsproblemen fortsetzen würden. Denn es gibt bei der Verbesserung der Aufnahme, 
Unterbringung und sozialen Versorgung der Flüchtlinge auf Landesebene und in den Kom­
munen noch viel zu tun! 

Die im o.g. FDP-Antrag benannten 7 Anforderungen an die Landesregierung sind aus mei­
ner Sicht erforderlich und weiterführend. Dies gilt insbesondere für die Punkte, in denen 
die FDP auf die Defizite der Bundesregierung verweist. Denn es gibt seitens der Bundes­
regierung leider bis heute kein erkennbares Konzept für die Aufnahme, Unterbringung und 
soziale Versorgung der Flüchtlinge geschweige denn eine Strategie, wie steigende Flücht­
lingszahlen "mit ruhiger Hand", also weitsichtig planend und steuemd und auf Basis eines 
gemeinsam mit den Ländem und den Kommunen erarbeiteten Finanzkonzeptes bewältigt 
werden könnte. Dies ist aber dringlicher denn je. Die politischen Versäumnisse der Bun­
desregierung dürfen nicht übersehen werden, wenn das große Engagement der Bevölke­
rung zu Recht gelobt wird. Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) beträgt 
die Wartezeit auf eine Anhörung, also die Eröffnung des Asylverfahrens, derzeit mehr als 
8 Monate. Das ist unerträglich! Und hierbei ist der Zeitraum bis zur Entscheidung noch 
nicht einmal benannt. Und in dieser Wartezeit haben die Flüchtlinge so gut wie keine so­
zialen Rechte, müssen in den Kommunen alimentiert werden, statt die deutsche Sprache 
lemen und einer Anpassungsqualifizierung nachgehen zu können. Ausbildungspotentiale 
verkümmem und die Fähigkeiten dieser Menschen bleiben ungenutzt. Die Kommunen tra­
gen die Folgekosten. Die Forderung im FDP-Antrag, das BAMF so auszustatten, dass 
Asylverfahren in der Regelzeit bearbeitet werden können, weist auf das wohl wichtigste 
Defizit bei der Erstaufnahme hin. Bei der Befassung mit der aktuellen Krise in der Erstauf­
nahme in Landesverantwortung wird die völlig unzureichende Ausstattung des BAMF lei­
der viel zu oft übersehen. Aus Sicht der Geflüchteten geht es aber natürlich vorrangig um 
das Asylverfahren. 
Auch Ihr Ansatz, bei Flüchtlingen aus Bürgerkriegsgebieten wie Syrien und Irak den § 24 
Aufenthaltsgesetz anzuwenden, Ihnen also außerihalb des Asylverfahrens als Bürger­
kriegsflüchtlinge ein vorübergehendes und verlängerbares Bleiberecht zu gewähren, ist 
ein grundlegender und richtiger Lösungsvorschlag. 

Bereits zu Beginn dieser Stellungnahme wurden die an die Landesregierung gerichteten 
Forderungen der Fraktion der Piraten als erforderlich und weiterführend begrüßt. Für be­
sonders richtungweisend und aus diesem Grund bereits zu Beginn dieser Stellungnahme 
positiv hervorgehoben, erachten wir die Forderung nach Einführung eines unabhängigen 
Flüchtlingsbeauftragten in NRW. Bei der genauen Ausgestaltung der Aufgaben eines sol­
chen unabhängigen Flüchtlingsbeaufiragten sollte handlungsleitend sein, dass dieser aus 
Sicht der Flüchtlinge agieren, also einen parteiischen Auftrag haben sollte. Inwieweit eine 
solche Ausrichtung mit Aufsichts- und Sanktionsfunktionen verbunden sein sollten, wäre 
zu prüfen. Auf jeden Fall sollte ein unabhängiger Flüchtlingsbeauftragter bei allen Fragen 
der Ausgestaltung der NRW-Flüchtlingspolitik beteiligt sein. 

Bei der Landesregierung und im MIK nehme ich seit Mai 2014. also auch schon vor den 
fürchterlichen Misshandlungen in Burbach, grundlegend wichtige und positive Änderungen 
wahr. Seit Mai 2014 ist erkennbar, dass auch das MIK eine humanitäre Neuausrichtung 
der Erstaufnahme für erforderlich hält. So bat Staatssekretär Nebe die wichtigsten an der 
Erstaufnahme beteiligten staatlichen Stellen und nichtstaatliche Menschenrechts- und 
Flüchtlingshilfsorganisationen um eine Stellungnahme zum Projektbericht "Unterbringung 
von Asylbewerbem in nord rhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen". Er versprach, auf 

Agenda - Seite 5 von 8 



Basis dieser Stellungnahmen seitens des Innenministeriums "Eckpunkte" zur Neuausrich­
tung der Erstaufnahme in Landesverantwortung vorzulegen und wies in seinem Begleit­
schreiben wertend darauf hin, dass im bestehenden Erstaufnahmesystem der Asylbezug 
noch nicht ausreichend berücksichtigt sei. 

Seit den Misshandlungen von Flüchtlingen in Burbach und dem Flüchtlingsgipfel NRW ist 
das MIK meinen Beobachtungen zufolge ernsthaft bestrebt, die gravierenden Mängel 
schnell zu beseitigen und im Dialog mit staatlichen und nichtstaatlichen Stellen grundle­
gende Reformen in die Wege zu leiten, um wieder eine humanitär geprägte Erstaufnahme 
und Unterbringung von Flüchtlingen gewährleisten zu können. Natürlich kommt es jetzt 
zentral darauf an, dass das MIK die Ergebnisse der Flüchtlingsgipfels schnell umsetzt und 
im ständigen Dialog mit allen am Verfahren beteiligten Verbesserungsideen entwickelt und 
bei Bedarf weitere Schritte in die Wege leitet. 

An dieser Stelle möchte ich schließlich und mit Blick auf die Kommunen auch darauf ver­
weisen, dass es bis heute kaum Kommunen gibt, die dem Land freiwillig geeignete lie­
genschaften für die Erstunterbringung melden. Diese Tatsache ist mitverantwortlich für 
völlig überbelegte Landesunterkünfte und die weiterhin extrem angespannte Lage in der 
Erstaufnahme. 

Aufnahme der Flüchtlinge in den Kommunen 
Die Erstaufnahme in Landesverantwortung und die kommunale Unterbringung sind unmit­
telbar miteinander verbunden. Aktuell werden Flüchtlinge zuweilen schon nach einigen 
wenigen Tagen, zum Teil sogar vor einer Registrierung beim BAMF und ausgestattet le­
diglich mit einer sogenannten BÜMA den Kommunen zugeteilt. Die völlig unzureichende 
Ausstattung des BAMF und die ungenügenden Platzkapazitäten bei den Erstaufnahme­
einrichtungen des Landes sorgen dafür, dass die Flüchtlinge den Kommunen entgegen 
der Normierung in § 47 Asylverfahrensgesetz schon sehr früh zugewiesen werden. Dies 
führt in den Kommunen zu vielen Folgeschwierigkeiten. 

Zutreffend hat die FDP-Fraktion festgestellt, dass die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
bei der Aufnahme, Unterbringung und sozialen Versorgung der Flüchtlinge chronisch un­
terfinanziert sind und eines Unterstützungsprogramms des Bundes ebenso wie weiterer 
Hilfen des Landes bedürfen - etwa bei den Krankheitskosten oder dem Bau von Flücht­
lingsunterkünften. Die beim Flüchtlingsgipfel NRW beschlossene weitere Entlastung der 
Kommunen ist ein erste wichtiger Schritt. 

Zu Recht und als einzige Partei im Landtag mahnt die Fraktion der Piraten darüber hinaus 
grundlegende qualitative Verbesserungen bei der kommunalen Unterbringung der Flücht­
linge an. In der Drucksache 16/7152 benennt sie konkrete Mindeststandards, die auf Lan­
des- und auf kommunaler Ebene, also in ganz NRW, bei der Unterbringung in Gemein­
schaftsunterkünften eingeführt werden sollen. Diese Vorschläge weisen ebenso wie der 
Vorschlag, in NRW für die Flüchtlingsunterkünfte nach dem Vorbild des Landes Sachsen 
einen sogenannten "Heim-TÜV" einzuführen, in die richtige Richtung. 

Die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe hat das perspektivlose, die Menschenwürde oft 
verletzende, isolierte und beengte, dem Kindeswohl abträgliche Wohnen in völlig unzu­
reichenden kommunalen Gemeinschaftsunterkünften wiederholt, deutlich und gemeinsam 
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mit den anderen Wohlfahrtsverbänden kritisiert, zuletzt bei Beantwortung des Fragenka­
taloges zum Antrag der Fraktion der Piraten "Unser Land braucht eine Neukonzeption der 
Flüchtlingsaufnahme - hin zu einer humanen und dezentralen Unterbringung in ganz 
NRW" (siehe Antworten auf die Fragen 5-16 in der Stellungnahme vom 25.04.2014 in 
Anlage 2) und bei der Stellungnahme zum Bericht der Landesregierung zum Impulspapier 
"Uneingeschränkte Rechte für junge Flüchtlinge" der Freien Wohlfahrtspflege NRW. Sie 
tritt dafür ein, dass Flüchtlinge wie andere Menschen auch in Privatwohnungen bzw. städ­
tisch angemietetem Wohnraum wohnen können. Hierzu bedarf es einer Ausweitung des 
sozialen Wohnungsbaus. Bei einer gemeinschaftlichen Unterbringung fordert Sie die Ein­
haltung grundlegender Standards, insbesondere die Beachtung der Privatsphäre. Sie for­
dert entsprechend weiterhin eine grundlegende Veränderung des § 53 Asylverfahrensge­
setzes, der im Regelfall eine Unterbringung der Flüchtlinge in Gemeinschaftsunterkünften 
vorsieht. In der Beantwortung der Frage 7 des o.g. Fragenkataloges ist benannt, welche 
qualitativen Gesichtspunkte bei einer kommunalen Unterbringung in Gemeinschaftsunter­
künften auf jeden Fall zu gewährleisten sind. 

Die Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe begrüßt die von der Fraktion der Piraten an die 
Landesregierung gerichteten Forderungen nach qualitativen Verbesserungen bei der Un­
terbringung der Flüchtlinge in den Kommunen. Sie verweist insbesondere auf die Beant­
wortung der Frage 8 des o.g. Fragenkataloges und auf das im August 2014 von der Dia­
konie Deutschland veröffentlichte Positionspapier "Positionen zur Aufnahme, Wohnraum­
versorgung und Unterbringung von Flüchtlingen", in dem Mindeststandards benannt sind. 

Aus Sicht des Referat Migration und Flucht der Diakonie Rheinland-Westfalen Lippe dür­
fen qualitative Verbesserungen bei der Unterbringung in kommunalen Gemeinschaftsun­
terkünften nicht länger durch Konnexltätsaspekte blockiert werden. So wäre es hilfreich 
gewesen, die beim Flüchtlingsgipfel NRW zusätzlich für die Kommunen zur Verfügung ge­
stellten 40 Mio. Euro nur solchen Kommunen zur Verfügung zu stellen, welche mit diesen 
Geldern qualitative Verbesserungen in die Wege leiten. 

Im Flüchtlingsaufnahmegesetz oder Durchführungsverordnungen fehlen grundlegend ver­
ankerte Normen, die etwa den Schutz der Privatsphäre geWährleisten und andere grund­
legende soziale Versorgungsstandards sicherstellen. Es gibt für die kommunale Unterbrin­
gung von Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften überhaupt keine Standards, die zwi­
schen den Kommunen bzw. zwischen Land und Kommunen vereinbart wären. Die Beach­
tung des Kindeswohls etwa wird nicht durch die Heimaufsicht der Jugendämter kontrolliert. 
In manchen Städten scheinen nicht einmal die Bestimmungen des Infektionsschutzgeset­
zes (Gesundheitsamt) noch des Bandschutzes (Feuerwehr) angemessen beachtet zu 
werden. 

Bei der kommunalen Unterbringung sehe ich das Land Nordrihein Westfalen vor allem vor 
vier Herausforderungen: 

1. Es bedarf auf der Bundesebene - etwa in der ARGE Flüchtlinge - und natürlich zu­
nächst vorrangig auf Landesebene - einer Debatte über Grundstandards bei der Auf­
nahme, Unterbringung und sozialen Begleitung von Flüchtlingen, welche die bisheri­
gen Kostenerstattungssysteme so mitbetrachtet, dass die Kommunen nicht mehr, wie 
bisher, die alleinige Last bzw. die Hauptlast tragen. 

2. Auf Landesebene bedarf es zuallererst eines politischen Signals, die Kostenerstattung 
für die Kommunen angemessener organisieren zu wollen. Ich möchte anregen, mit 
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Kommunen wie Leverkusen, Köln, Mülheim, Lünen, Münster oder Wuppertal in Aus­
tausch zu treten, weil diese Lösungen fanden, wie eine humanitäre Aufnahme gelingen 
kann, die qualitative Gesichtspunkte und Kostenaspekte mitbewertet. Aus meiner Sicht 
steht die Landesregierung in der Verantwortung, hier über Konferenzen die Kommunen 
zusammenzubringen, wie dies ja die Bezirksregierung Arnsberg vor einem Jahr bzgl. 
der humanitären Aufnahme der syrischen Flüchtlinge vormachte. 

3. Es bedarf - in Kenntnis der Konnexitätproblematik - einer Befassung mit den grundle­
genden qualitativen Standards von Mindestnormen für die kommunale Unterbringung 
von Flüchtlingen. Bei der schon mehrfach erwähnten Anhörung vom 06.05.2014 im 
Landtag wurde deutlich, dass die kommunalen Spitzenverbände nicht beantworten 
konnten und wollten, auf Basis welcher Berechnungen sie zu der Aussage kommen, 
dass das Land nur 30,60 oder 70 % der Kosten für die Unterbringung der Flüchtlinge 
erstattet. Hier gilt es, gemeinsam mit den Städten und Gemeinden (siehe Nr. 2) und 
den kommunalen Spitzenverbänden grundlegende Indikatoren zu erarbeiten, damit 
überhaupt eine Vergleichbarkeit entsteht. Ohne eine solche können die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände auch zukünftig ohne Daten behaupten, dass ein Woh­
nen in Privatwohnungen viel teurer ist, was am 06.05.2014 der Vertreter des Städte­
tags, den Kommunen Wuppertal und Köln widersprechend, tat. 

4. In den Kommunen müssen die Kräfte gebündelt werden. Die Bürgermeister sollten die 
Unterbringung der Flüchtlinge so sicherstellen, dass alle Ämter, vor allem das Sozial­
arnt, Wohnungsamt, das Liegenschaftsamt und das Gesundheitsamt eng zusammen­
arbeiten. Schließlich sollte die Kommunalpolitik, die Verwaltung und die Zivilgesell­
schaft in "runden Tischen für Flüchtlingsunterbringung" eng Zusammenarbeiten und 
die Unterstützungsbereitschaft der Bevölkerung anerkennen und fördern. Wir sind uns 
sicher, dass örtliche Kirche und Diakonie sich einbringen wird. 

5. Und schließlich gilt es, in den Kommunen als strukturellen Bestandteil einer humanitä­
ren Aufnahme, Unterbringung und sozialen Versorgung eine unabhängige Flüchtlings­
sozialarbeit zu fördern. 

Wenn die politisch Verantwortlichen wollen, dass die bisher durch pOSitive Medienberichte 
zu Flüchtlingsdramen in Syrien oder bzgl. der Yeziden noch überwiegend freundliche Hal­
tung in der Bevölkerung zur Aufnahme und Unterbringung der Flüchtlinge NRW erhalten 
bleibt und nicht die bisher unzureichenden Planungs- und Finanzierungssysteme dieses 
Thema zukünftig dominieren und damit populistische Stimmen begünstigen, muss das 
Thema der kommunalen Unterbringung auch auf Landesebene einen anderen Stellenwert 
erhalten. 

Dietrich Eckeberg 
Geschäftsstelle Münster 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 
~~ - ._-

Stellungnahme 

der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Spitzenverbände 

der Freien Wohlfahrtspflege NRW 

zum Projektbericht "Unterbringung von Asylbewerbern in 
nord rhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" vom 23.12.2013 
und zur künftigen Ausgestaltung der Aufnahme und Unterbringung 

von Asylbewerbern in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

MOnster, 01.08.2014 

Vorbemerkungen 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW bedankt sich beim 
Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen für die 
Einladung vom 23.05.2014, zum Bericht der Projektgruppe "Unterbringung von 
Asylbewerbern in nord rhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" vom 23.12.013 
und zur künftigen Ausgestaltung der Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen eine 
Stellungnahme einzureichen. Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW ist der Einladung gerne nachgekommen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW begrüßt die 
Ankündigung des Ministeriums für Inneres und Kommunales, auf Basis der von ihm 
erbetenen Stellungnahmen und auf der Grundlage des Projektberlchtes ein eigenes 
Eckpunktepapier zu erstellen und zu diesem in einen Austausch und fachlichen 
Dialog mit den am Aufnahmeverfahren beteiligten Stellen, den Verbänden, den 
Kirchen und anderen zivilgeseJlschaftlichen Akteuren zu treten. 

Insbesondere begrüßt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW das Vorhaben des Ministeriums für Inneres und Kommunales, einen möglichst 
breiten gesellschaftlichen Konsens für eine zukunftsfähige und menschenwürdige 
Ausgestaltung der Unterbringung von Asylbewerbern und damit verbunden eine 
gesamtgesellschaftJiche Akzeptanz für die Aufnahme von Flüchtlingen herzustellen. 
Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW sichert dem 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 
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Ministerium für Inneres und Kommunales hierbei ihre engagierte Unterstützung und 
Mitarbeit zu. 

Das Thema der Erstaufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern ist der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien WOhlfahrtspflege NRW besonders wichtig. Mit 
Sorge verfolgt sie die prekäre und angespannte Situation in der Erstaufnahme und 
Unterbringung von Flüchtlingen in Nordrhein-Westfalen, die für die betroffenen 
Flüchtlinge außerordentlich belastend ist, aber auch die in der Aufnahme, 
Unterbringung und DurchfUhrung der Asylverfahren tätigen Mitarbeitenden vor 
besondere Herausforderungen stellt. 

Aus diesem Grund hat die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW dem Ministerium für Inneres und Kommunales bereits am 8. März 2013 ein 
"Eckpunktepapier mit Positionen zur Erstaufnahme und Unterbringung von 
Flüchtlingen und zur DurchfOhrung der Asylverfahren" sowie am 14. Juni 2013, hier 
gemeinsam mit dem Flüchtlingsrat NRW e.V., eine .Stellungnahme zur Diskussion 
Qualitative Anforderungen fOr die Neuausrichtung der Erstaufnahme in NRW" 
übermittelt. Ferner hat die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW eine Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der PIRATEN vom 08.10.2013 
.Unser Land braucht eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme - hin zu einer 
humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW' abgegeben und sich mit 
einem eigenen Beitrag an der öffentlichen Anhörung des Innenausschusses des 
nordrhein-westfälischen Landtages hierzu am 6. Mai 2014 beteiligt. Diese bisherigen 
Positionierungen der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW 
sind grundlegender Bestandteil der hiermit vorgelegten Stellungnahme zum Projekt­
bericht und zur zukünftigen Ausgestaltung der Unterbringung von Asylbewerbern in 
nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen. Die vorgenannten Unterlagen sind 
dieser Stellungnahme außerdem noch einmal als Anlagen beigefOgt. Einzelne 
Passagen aus ihnen wurden aus Gründen der Verständlichkeit wortgleich in diese 
Stellungnahme übernommen. 

Grundlegend betont die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW, dass die Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern am Flüchtlings­
schutz, also der Genfer Flüchtlingskonvention ausgerichtet sein muss. Qualitativer 
Maßstab einer humanitär ausgerichteten Aufnahme von Asylbewerbern in Nordrhein­
Westfalen muss sein, dass diese jedem Flüchtling ermöglicht, in Ruhe und Sicherheit 
sein Asylgesuch vorzubringen und sich ernsthaft auf die für ihn so wichtige Anhörung 
beim Bundesamt fOr Migration und Flüchtlinge vorzubereiten. Die humanitäre 
Ausgestaltung der Flüchtlingsaufnahme hat einen engen Wirkungszusammenhang 
mit der Möglichkeit, das Grundrecht auf Asyl ungestört in Anspruch nehmen zu 
können. Dieser Aspekt sollte bei der Ausgestaltung von Eckpunkten des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales fOr eine zukunftsfähige Organisation der Unterbringung 
von Asylbewerbern in nord rhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen grundlegend 
und fOr die Schaffung weiterer dringend benötigter Aufnahmekapazitäten und die 
künftige Ausgestaltung des Aufnahmeverfahrens handlungsleitend sein. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

Positionen zum Projektbericht "Unterbringung von Asylbewerbern in 
nordrhein·westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" vom 23.12.2013 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW hat sich 
ausführlich mit dem Bericht der Projektgruppe im Ministerium für Inneres und 
Kommunales ,Unterbringung von Asylbewerbern in nordrhein-westfälischen 
Aufnahmeeinrichtungen" befasst und gibt dazu nachfolgende Rückmeldung ab. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW begrüßt 
ausdrücklich die Erstellung und die Veröffentlichung des Projektberichts. Er 
liefert eine umfassende Ist-Beschreibung der Ausgangssituation, die in dieser 
Form erstmalig zum Thema der Unterbringung von Asylbewerbern in Landes­
verantwortung vorliegt. Der Bericht stellt eine nützliche und fundierte Grundla­
ge für eine weitere Diskussion zur Neukonzeptionierung der Unterbringung 
von Asylbewerbern in Nordrhein-Westfalen dar. Durchaus kritisch benennt er 
Versäumnisse und Fehler der Vergangenheit. Undogmatisch, abwägend und 
mit der spürbaren Intention, realistische und praktikable Lösungen für eine 
Neugestaltung der Erstaufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern an­
zustoßen, werden drängende Probleme aufgezeigt und mögliche Lösungen 
vorgestellt. In den Bericht fließen erfreulicherweise auch Anregungen und 
Sichtweisen der Freien Wohlfahrtspflege ein, die von ihren Vertreterinnen und 
Vertretern an lässlich eines vom Ministerium für Inneres und Kommunales initi­
Ierten Fachgesprächs mit Verbänden, Kirchen und anderen zivilgesellschaftli­
chen Akteuren zur Aufnahme und Landesunterbringung von Asylbewerbern 
am 7. Mai 2013 in Düsseldorf vorgebracht wurden. 

- Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW begrüßt die 
im Projektbericht vorgenommene klare und genaue Beschreibung der Aufga­
ben von Erstaufnahmeeinrichtungen und Zentralen Unterbringungseinrichtun­
gen sowie die Positionierung für eine Aufhebung dieser Trennung. Dem im 
Bericht dargestellten Lösungsvorschlag, in weiteren Aufnahmeeinrichtungen 
des Landes sollten beide Aufgaben zukünftig zusammengefasst werden, 
stimmt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW un­
eingeschränkt zu. Die Freie Wohlfahrtspflege befürwortet den Vorschlag der 
Projektgruppe, im Interesse der Asylsuchenden die für die Aufnahme und Un­
terbringung erforderlichen Arbeitsschritle bei den Bundes- und Landesbehör­
den in räumlicher und zeitlicher Nähe durchzuführen. Zustimmend wird dar­
über hinaus zur Kenntnis genommen, dass die Aufnahme und Unterbringung 
von Asylbewerbern im Projektbericht als staatliche Aufgabe definiert wird. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW erkennt an, 
dass der Projektbericht die personelle Ausstattung in dem Bereich der Vertei­
lung, Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen in den Erstaufnahmeeinrich­
tungen, den Zentralen Unterbringungseinrichtungen, bei der Bezirksregierung 
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Arnsberg und beim Ministerium für Inneres und Kommunales als unzu­
reichend beschreibt. Die Forderung nach einem erkennbaren Personalausbau 
bei den zuständigen Stellen sowie die erklärte Absicht, die Dopplung von Be­
arbeitungsschritten beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und beim 
Land abzustellen, werden von der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW ausdrücklich begrüßt. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW begrüßt 
ferner, dass sich der Projektbericht deutlich für eine proaktive Presse- und Öf­
fentlichkeitsarbeit ausspricht, die das Einverständnis der Kommunen und der 
dort lebenden Bürgerinnen und Bürger für neu entstehende, aber auch für be­
reits betriebene Aufnahmeeinrichtungen erhöhen soll. Die Anregung, Religi­
onsgemeinschaften, Wohlfahrtsverbände und andere Organisationen als Mei­
nungsbildner und Multiplikatoren zur Akzeptanzgewinnung einzubinden, findet 
die uneingeschränkte Zustimmung der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW. 

Kritisch merkt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW jedoch an, dass der Projektbericht eine administrative Handschrift trägt, 
die die individuelle Perspektive des Flüchtlings und den Kernbezug auf das 
Individualrecht Asyl vernachlässigt. Der Bericht nimmt eine reine Verwal­
tungsperspektive auf das Asylverfahren und die Organisation der Aufnahme 
und Unterbringung von Asylsuchenden ein. Aus Sicht der Freien Wohlfahrts­
pflege steht im Mittelpunkt der Erstaufnahme und des Asylverfahrens der 
asylsuchende Mensch, dessen Aufnahme und Unterbringung primär in Hin­
blick auf seine Bedürfnisse, seine Interessen und seine Schutzbedürftigkeit 
auszugestalten sind. Die Verwirklichung der uneingeschränkten Inanspruch­
nahme des Grundrechts auf Asyl muss oberstes Ziel der Erstaufnahme und 
aller organisatorisch-funktionellen Unterbringungsfragen sein. 

- Mit Befremden stellt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts­
pflege NRW fest, dass im gesamten Projektbericht die Asylverfahrensbera­
tung in den Unterbringungseinrichtungen des Landes keine Würdigung als 
zentrales Instrument zur Orientierung im Asylverfahren und bei der Umset­
zung von Asylansprüchen erfährt. Die Freie Wohlfahrtspflege wünscht sich die 
Asylverfahrensberatung als strukturellen, auf Augenhöhe einbezogenen Part­
ner in der Ausgestaltung der Erstaufnahme. 

Die Anregung des Projektberichts, qualitative Standards der Unterbringung 
ausschließlich durch die Möglichkeit des Vergabeverfahrens zu setzen, wird 
von der landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW mit 
Skepsis betrachtet. Verbindliche Unterbringungsstandards sollten aus Sicht 
der Freien Wohlfahrtspflege gesetzlich vorgegeben werden, so z.B. durch die 
Verankerung in einer entsprechenden Durchführungsverordnung zum Flücht­
lingsaufnahmegesetz (FIÜAG). 
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Ebenfalls skeptisch werden von der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
WOhlfahrtspflege NRW die Vorschläge des Projektberichtes bewertet, die bei 
künftigen Aufnahmeeinrichtungen von einer Mindestgröße von 500 Plätzen 
ausgehen. Von der grundsätzlichen Festlegung ausschließlich auf sog. Groß­
einrichtungen sollte abgesehen werden. Die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW kann durchaus nachvollziehen, dass zur Errei­
chung ausreichender Aufnahmekapazitäten auch zukünftig auf .große" Ein­
richtungen nicht verzichtet werden kann; sie spricht sich jedoch insbesondere 
für die Bildung von Verbünden kleinerer Einrichtungen aus. 

Die Beratung, Betreuung und fürsorgliche Begleitung von Flüchtlingen zählt zu 
den originären Aufgaben der Freien Wohlfahrtspflege. Die Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege sind seit langem verlässliche und kompetente Partner 
des Landes NRW im Bereich der Aufnahme und Unterbringung von Asylsu­
chenden. Charakteristische Merkmale ihrer Arbeit stellen die Gemeinnützigkeit 
und das parteiliche Eintreten für schutzbedürftige Menschen dar. Eine kriti­
sche Haltung nimmt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts­
pflege NRW daher zu den Vorschlägen der Projektgruppe ein, den Betrieb von 
Aufnahmeeinrichtungen stärker als bisher in privatwirtschaftliehe Hände zu 
geben, um ihn effizienter und wirtschaftlicher zu organisieren. Unterbringung 
und Betreuung schutzbedürftiger Menschen dürfen nicht primär wirtschaftli­
chen GeSichtspunkten untergeordnet sein. Hoheitliche Aufgaben müssen aus 
Sicht der Freien Wohlfahrt in jedem Falle bei Institutionen der öffentlichen 
Hand verbleiben. 

Grundlegende Positionen zu einer 
Erstaufnahme und Unterbringung 
westfälischen Aufnahmeeinrichtungen 

zukunftsfähigen Ausgestaltung der 
von Asylbewerbern in nordrhein· 

An die vorstehenden Rückmeldungen zum Projektbericht, in denen bereits 
wesentliche Standpunkte der Freien Wohlfahrtspflege zu einer zukunftsfähigen 
Ausgestaltung der Unterbringung von Asylbewerbern in Nordrhein-Westfalen zum 
Ausdruck gebracht wurden, schließt sich nun im folgenden Textverlauf die 
Darstellung weiterer grundlegender Positionen der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW in Bezug auf eine künftige Neuausrichtung der 
Erstaufnahme in Nordrhein-Westfalen an. 

Die Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern hat aus 
Sicht der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW dem 
Ziel zu dienen, dass sich Asylsuchende unter Beachtung humanitärer Aspekte 
bestmöglich auf ihr Asylgesuch und auf das Asylverfahren konzentrieren kön­
nen. Grundvoraussetzung hierfür ist, dass Asylbewerber das Aufnahme- und 
Asylverfahren verstehen und nachvollziehen können. Zusätzlich gilt, auch in 
Hinblick auf die EU-Aufnahmerichtlinie, in geeigneter Weise den Bedürfnissen 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

von besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen angemessen Rechnung zu tra­
gen. 

Die Ausgestaltung der Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen in Nord­
rhein-Westfalen sollte schon beim Erstkontakt sicherstellen, dass Asylbewer­
ber über alle Aspekte der Erstaufnahme in Landesverantwortung und des 
hiermit verbundenen Asylverfahrens durch die Landesbehörden in geeigneter 
Form so informiert und aufgeklärt werden, dass sie das Erstaufnahmeverfah­
ren von der Ersterfassung bis zur Unterbringung und späteren Zuweisung ver­
stehen. Dazu zählen Keminformationen zum Asylverfahren und die Aufklärung 
über medizinische Versorgungsleistungen ebenso, wie der Verweis auf Orga­
nisationen und Angebote der Rechts- und der Verfahrensberatung. 

Die derzeitige Situation, die von mangelnden Unterbringungsmöglichkeiten 
sowie von nicht mehr hinreichend personell ausgestatteten und funktionieren­
den Verwaltungsabläufen gekennzeichnet ist, hat zur Folge, dass Flüchtlinge 
nach einer oftmals strapaziösen Flucht bei einer Vielzahl von Transfers allein 
in den ersten drei Wochen in Nordrhein-Westfalen weder zur Ruhe kommen 
können, noch sich in der kurzen dafür zur Verfügung stehenden Zeit ausrei­
chend auf das Asylverfahren, hier die Anhörung beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF), konzentrieren können. Die unruhigen Lebensbedin­
gungen behindern die Konzentration auf die Inanspruchnahme des Grund­
rechts auf Asyl, gefährden also mittelbar die ungestörte Inanspruchnahme 
dieses Grundrechtes. Hinzukommt, dass die Verwaltungsabläufe derart un­
übersichtlich und kompliziert sind, dass Flüchtlinge kaum eine Chance haben, 
das Aufnahmeverfahren zu verstehen. Asylbewerber verstehen in der Regel 
nicht, was mit ihnen geschieht und warum und wann etwas mit ihnen ge­
schieht. Ziel sollte es aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege sein, bei der 
Flüchtlingsaufnahme in Landesverantwortung ein Umfeld zu schaffen, in dem 
die Asylsuchenden ihr Asylrecht weitgehend eigenständig betreiben können. 

In den Leitlinien des Landes sollte sich die Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern in nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen an der Si­
ehersteIlung des Individualrechtes auf Asyl und des intemationalen Schutzes 
orientieren. Dem Verstehen der Verwaltungsabläufe in der Erstaufnahme und 
deren Verbindung zur Asylantragsstellung und -anhörung kommt deshalb eine 
ebenso grundlegende Bedeutung zu, wie einer ruhigen, sicheren und stö­
rungsfreien Unterbringung der Asylbewerber. Fachliche Eckpunkte des Lan­
des Nordrhein-Westfalen sollten deshalb zentral und fortlaufend die Funktion 
von Unterbringungsfragen im Kontext des Asylverfahrens bzw. des Verfahrens 
zur Gewährung von internationalem Schutz betrachten. In Schulungen sollten 
alle Akteure der Erstaufnahme zu den individuellen Bedürfnissen von Flücht­
lingen, zu Fluchthintergründen und zu interkulturellen Aspekten berufsbeglei­
tend qualifiziert werden. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

Aus Sicht der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW 
sollle, der entsprechenden Regelung des Asylverfahrensgesetzes (§ 47 Abs.l 
AsylVfG) folgend, bei der Landesaufnahme wieder ein Mindestaufenthaltszeit­
raum von 6 Wochen, längstens jedoch von bis zu 3 Monaten in einer Ober 
ausreichende Kapazitäten verfügenden Erstaufnahme in Nordrhein-Westtalen 
vorgesehen werden. Die Bemessung der benötigten Aufnahmekapazitäten, 
die Berechnung der PersonalschlOssei sowie die Organisation von Verfahren­
sabläufen zwischen den NRW-Behörden, dem Bundesamt fOr Migration und 
Flüchtlinge und der Verfahrensberatung sind hierauf auszurichten und gesetz­
lich bzw. auf der Basis von Durchführungsverordnungen zu verankern. Eine 
qualifizierte Ausgestaltung der Erstaufnahme von Flüchtlingen sollte als Re­
gelstruktur ermöglichen, dass Asylsuchende in dieser Zeit beim Bundesamt 
fOr Migration und FlOchtlinge vorsprechen können und angehört werden. Für 
möglichst viele Asylbewerber sollte sich die Landesaufnahme bis zum Zeit­
punkt der Entscheidung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge zum 
Asylgesuch erstrecken. 

Auf jeden Fall ist sicherzustellen, dass die Dauer des Verbleibs von FIOchtlin­
gen in der Landesaufnahme ausreichend ist fOr die reguläre Bearbeitung der 
Asylanträge, die Erledigung der grundlegenden Schritte im Rahmen einer 
Erstaufnahme (Erfassung, Ausschluss von Gesundheitsgefährdungen etc.), 
die Inanspruchnahme einer qualifizierten Asylverfahrensberatung sowie die 
Berücksichtigung humanitärer Aspek1e im Rahmen der Zuweisung in die 
Kommunen. 

Um eine dem Asylverfahren angemessene Verweildauer in den Aufnahmeein­
richtungen sicherzustellen, Zeiten mit Zugangsspitzen adäquat auffangen zu 
können und variable Reserveplätze für besonders schutzbedürftige Flüchtlin­
ge zu gewährleisten, müssen dringend ausreichende Unterbringungskapazitä­
ten geschaffen werden. 

Die Asylverfahrensberatung in NRW stellt für die Asylbewerber in den Auf­
nahmeeinrichtungen des Landes ein zentrales Unterstützungsangebot zur 
Orientierung im Asylverfahren und bei der Umsetzung von Asylansprüchen 
dar. Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW sieht in 
der Asylverfahrensberatung in NRW einen struktureller Partner in der Ausge­
staltung der Erstaufnahme. Die Behörden sollten die Antragsteller bei jedem 
Verfahrensschritt auf die Verfahrensberatung verweisen, insbesondere im 
Vorfeld und direkt nach der Anhörung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge. Anhörungsprotokolle und Bescheide sollten zukünftig von den 
Behörden nur noch mit dem Verweis auf das Angebot der Verfahrensberatung 
ausgehändigt werden. Pro einhundert untergebrachte FlOchtlinge sollte in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen eine auskömmlich finanzierte Vollzeitstelle für die 
Verfahrensberatung eingerichtet und mit einem Budget für Sprachmittlung 
versehen werden. Bei Bedarf sollte zusätzlich eine kostenlose Rechtsver­
tretung für Flüchtlinge ermöglicht werden. 
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Bund und Land sind in Folge von Artikel 5 der EU-Aufnahmerichtlinie bis zum 
Sommer 2015 verpflichtet, •.. . dafür Sorge zu tragen, dass die Antragsteller In­
formationen darüber erhalten, welche Organisationen oder Personengruppen 
einschlägige Rechtsberatung leisten und welche Organisationen ihnen im Zu­
sammenhang mit den im Rahmen der Aufnahme gewährten Vorteilen, ein­
schließlich medizinischer Versorgung, behilflich sein oder sie informieren kön­
nen". Diese Informationen sollen den AntragsteIlem ,schriftlich und in einer 
Sprache erteilt werden, die der Antragsteller versteht oder von der vernünf­
tigerweise angenommen werden darf, dass er sie verstehr'. Es gilt, tur die 
Umsetzung dieser Vorgaben in Nordrhein-Westfalen geeignete Verfahren zu 
entwickeln. Schließlich sieht die EU-Aufnahmerichtlinie vor, dass Bund oder 
Land ,die Antragsteller innerhalb einer angemessenen Frist von höchstens 
fünfzehn Tagen nach dem gestellten Antrag auf internationalen Schutz zumin­
dest über die vorgesehenen Leistungen und die Verpflichtungen, die mit den 
im Rahmen der Aufnahmebedingungen geWährten Vorteile verbunden sind,' 
unterrichten. Auch hierfür gilt es, ein Verfahren zu entwickeln. 

Bund und Land sind insbesondere im Rahmen der Erstaufnahme bis zum 
Sommer 2015 herausgefordert, im Aufnahmesystem eine medizinisch­
psychotherapeutische Früherkennung zu installieren, um festzustellen, ob un­
ter den Flüchtlingen besonders schutzbedürftige Personen sind. Die EU­
Aufnahmerichtlinie, die Asylverfahrensrichtlinie und die Qualifikationsrichtlinie 
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems fordern die Berücksichtigung 
der spezifischen Bedürfnisse von besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen 
,wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, Behinderten, älteren Men­
schen, Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern und Per­
sonen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, 
physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben". Damit gilt es, in der Erstauf­
nahme des Landes Nordrhein-Westfalen ein Verfahren zur frühestmöglichen 
Identifizierung und Berücksichtigung der speziellen Bedürfnisse von beson­
ders schutzbedOrftigen Personen einzufOhren. Wenn im Rahmen der Früher­
kennung besonderer Schutzbedarf festgestellt wird, muss sichergestellt sein, 
"dass die Unterstützung, die Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der 
Aufnahme nach dieser Richtlinie gewährt wird, ihren Bedürfnissen während 
der gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung trägt und ihre Situation in 
geeigneter Weise verfolgt wird" (Art. 22 I RL 2013/33/EU). Um dieses zu ge­
währleisten, bedarf es neuer konzeptioneller Überlegungen hinsichtlich der 
Konsequenzen für die Unterbringung und die Versorgung ebenso wie fOr die 
Zuweisungspraxis. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW spricht sich 
gegen eine grundsätzliche Festlegung ausschließlich auf sog. Großeinrichtun­
gen mit einer Mindestgröße von 500 Plätzen aus. Um zu erreichen, dass das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auch in räumlicher Nähe zu kleineren 
Unterbringungseinrichtungen des Landes AußensteIlen errichtet, regt die Freie 
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Wohlfahrtspflege ein .. Knotenmodell" an. Die Idee sieht vor, dass sich mindes­
tens drei kleinere Unterbringungseinrichtungen der Landes mit einer Normal­
belegung von bis zu 200 Personen zzgl. Reserve per Kooperationsvertrag zu­
sammenschließen, so dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ver­
pflichtet ist, eine AußensteIle in dieser Region einzurichten. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW spricht sich 
gegen die Trennung von Erstaufnahme und Zentraler Unterbringungseinrich­
tung aus. Zukünftig sollte es nur noch Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes 
geben, in der die staatlichen Aufgaben des Landes im Sinne einer "atmenden" 
Verwaltung direkt vor Ort angesiedelt sind. Das Land wird gebeten, sich dafUr 
einzusetzen, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge AußensteIlen 
an allen Standorten der Erstaufnahme einrichtet. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW regt an, 
Mindeststandards für den Betrieb von Aufnahmeeinrichtungen und die Be­
treuung von Asylbewerbern zu entwickeln und in einer Durchführungsverord­
nung zu verankern. Die menschenwürdige Unterbringung von Flüchtlingen be­
inhaltet insbesondere die Berücksichtigung ihres Rechts auf Intimsphäre, die 
Einhaltung von Hygiene- und Versorgungsstandards, die notwendige medizini­
sche und psychologische Versorgung, die Beachtung der besonderen Bedürf­
nisse von Flüchtlingskindern und besonders Schutzbedürftigen sowie die Be­
achtung von individuellen persönlichen Merkmalen wie Geschlecht, Herkunft 
und Religionszugehörigkeit. 

Der Betrieb von Aufnahmeeinrichtungen und die Betreuung von Asylbewer­
bern dürfen keinesfalls primär wirtschaftlichen Aspekten untergeordnet sein. 
Verwiesen sei an dieser Stelle auf die Stellungnahme der Freien Wohlfahrts­
pflege zur Anhörung der Fraktion der Piraten, hier insbesondere auf die Ant­
wort zu Frage 7. Die hier zu den Mindestkriterien fUr kommunale Gemein­
schaftsunterkünfte aufgeführten Gesichtspunkte gelten überwiegend analog 
auch für die Unterbringung in Landesverantwortung. 

- Gemäß Erwägungsgrund 9 der EU-Aufnahmerichtlinie gilt es, auch bei der 
Landesunterbringung "die uneingeschränkte Achtung der Grundsätze des 
Kindeswohles und des Erhalts der Familie zu gewährleisten". Die Landesar­
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW spricht sich dafür aus, 
auch bei der Erstaufnahme eine Beschulung der Kinder sowie ein Deutsch­
Sprachkursangebot sicherzustellen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW weist auf 
den besonderen Schutz von Familien hin. Zuweisungswünsche der in den 
Landeseinrichtungen untergebrachten Flüchtlinge müssen erfragt und soweit 
wie möglich beachtet werden. Zur Wahrung der Familieneinheit sollten Asyl­
suchende, deren Familienangehörige bereits in Deutschland leben, bevorzugt 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

unverzüglich in die Kommunen zugewiesen werden, in denen ihre Familien­
angehörigen leben. 

Kurzfristige Umsetzungsvorschläge 

Aus Sicht der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW könnten 
nachfolgend vorgeschlagene Maßnahmen kurzfristig von der Landesregierung 
umgesetzt werden: 

Das Thema Flüchtlingsaufnahme sollte öffentlichkeitswirksam gerade auch 
durch das für die Kommunen zuständige Ministerium für Inneres und Kommu­
nales eine politische Priorität erhalten, bis die derzeitige Notversorgung durch 
eine qualitative Erstversorgung ersetzt werden kann. Hilfreich wäre es, Orte 
der Notversorgung und der befristeten Landesunterbringung zu besuchen, 
den Dialog mit der örtlichen Zivilgesellschaft zu intensivieren, Probleme vor 
Ort aufzunehmen, die bisher aufnehmenden Städten wirksamer als bisher zu 
unterstützen und auszustrahlen, Probleme gemeinsam lösen zu wollen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW bittet das 
Ministerium für Inneres und Kommunales, wie bei der Übergabe des Projekt­
berichtes geschehen, weiter öffentlich ein Flüchtlingsaufnahmeverfahren zu 
vertreten, das dem Grundrecht auf Asyl gerecht wird. Parteiübergreifend gilt 
es, die Bedeutung des Themas zu erkennen und einen qualifizierten Dialog 
mit allen Beteiligten zu führen. Hier sind Im letzten halben Jahr durch die Lan­
desregierung und andere im Landtag vertretene Parteien wichtige positive 
Schritte erfolgt. Jüngste Beispiele dafür sind das Stellungnahmeverfahren zum 
Projektbericht und die Einladung des Ministeriums für Inneres und Kommuna­
les zum Dialog für eine zukünftige Ausgestaltung der Aufnahme und Landes­
unterbringung. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW bittet die 
Verantwortlichen in Politik und Verwaltung, die behördlichen Stellen, die Be­
treiber der Landesunterkünfte sowie die Verfahrensberatung in den Unterbrin­
gungseinrichtungen so auszustatten, dass sie ihrem jeweiligen Auftrag in vol­
lem Maße gerecht werden können. Bei steigenden Asylbewerberzahlen bedarf 
es in den Verträgen mit den Betreibern, bei Behörden und für die Verfahrens­
beratung einer dynamischen Anpassungsklausel in Bezug auf finanzielle und 
personelle Ressourcen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien WOhlfahrtspflege NRW SChlägt die 
Einrichtung einer ministeriumsübergreifenden "Task Force" unter Federfüh­
rung des Ministeriums für Inneres und Kommunales vor, die insbesondere die 
Aufgabe wahrnehmen soll, kreativ und unvoreingenommen alle Möglichkeiten 
zur Schaffung neuer Erstaufnahmeeinrichtungen zu erkunden und zu prüfen. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW hofft, dass 
es im gemeinsamen Austausch mit dem Ministerium für Inneres und Kommu­
nales, der Freien Wohlfahrtspflege und Flüchtlingsorganisationen gelingt, sich 
zeitnah auf qualitative Kriterien für den Betrieb von Landesaufnahmeeinrich­
tungen zu verständigen und entsprechende Durchführungsverordnungen zu 
entwerfen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Qualitätskriterien für den Be­
trieb von Landesunterbringungseinrichtungen, die ggf. schon kurzfristig in 
Ausschreibungen eingehen müssen und mittelfristig mit dem Flüchtlingsauf­
nahmegesetz (FlüAG) verbunden werden sollten. 

Um die Akzeptanz rund um die Landesaufnahme und Unterbringung von 
Asylsuchenden zu erhöhen, regt die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW an, die Zivilgesellschaft mit finanziellen Anreizen zur 
Unterstützung bei der Flüchtlingsaufnahme zu ermutigen. In diesem Zusam­
menhang könnte die Einrichtung eines Fonds hilfreich sein, den Unterstützer 
rund um die Landeseinrichtungen unbürokratisch für akzeptanzfördemde 
Maßnahmen wie z.B. Veranstaltungen oder Begegnungstage in Anspruch 
nehmen können. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW betrachtet den 
vom Ministerium für Inneres und Kommunales eingeleiteten Austausch mit den 
Kirchen, Verbänden und zivilgesellschaftlichen Akteuren über die kOnftige 
Ausgestaltung der Aufnahme und Landesunterbringung als eine enorme Chance fOr 
die Entwicklung eines zukunftsfähigen, der Menschenwürde und dem Individualrecht 
des Asyls verpflichteten Gesamtkonzepts fOr die Flüchtlingsaufnahme in Nordrhein­
Westfalen. Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege NRW sagt 
daher zu, an der Entwicklung und letztendlichen Realisierung dieses neuen 
Aufnahme- und Unterbringungskonzepts engagiert und konstruktiv mitzuwirken. 

Münster, 01.08.2014 

Anlagen 

1. Eckpunktepapier mit Positionen zur Erstaufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 
und zur Durchführung der Asylverfahren (LAG FW NRW, 25.01.2013) 

2. Stellungnahme zur Diskussion Qualitative Anforderungen für die Neuausrichtung der 
Erstaufnahme in NRW (LAG FW NRW und Flüchtlingsrat NRW, Mai 2013) 

3. Stellungnahme zum Fragenkatalog zum Antrag der Fraktion der PIRATEN vom 
08.10.2013 "Unser Land braucht eine Neukonzeption der FIOchtlingsaufnahme - hin zu 
einer humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW" (Drucksache 16/4164) im 
Rahmen der öffentlichen Anhörung des Innenausschusses am 06.05.2014 (LAG FW 
NRW, 25.04.2014) 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

Stellungnahme 

der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Spitzenverbände der 

Freien Wohlfahrtspflege NRW 

zum Fragenkatalog zum Antrag der Piraten-Fraktion " Unser Land 
braucht eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme - hin zu einer 
humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW" 
(Drucksache 16/4164) im Rahmen der öffentlichen Anhörung des 
Innenausschusses am 06. Mai 2014. 

Münster, 25.04.2014 

Zum Fragenkatalog zum Antrag der Piraten-Fraktion "Unser Land braucht eine 
Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme - hin zu einer humanen und dezentralen 
Unterbringung in ganz NRW" nimmt die Freie Wohlfahrtspflege NRW wie folgt 
Stellung: 

1. K~"ntell~ie~in~k ... rze~es~~ds.a~fnll~ll'I~de;'Pro~leme<"l!ndul1ldle 
·Land~sauf"lihme.undi!1.4enLa"d~~e.lnri~ht ... ngenfürFlü~~tll"ge(Erst" 
aufl1lihmeeinri~htuI1gen.Notunterkünfte und Zentr;lleUl1terbri"glmgs-

.elnrlchtUI'lgen) m;lc;hel1?· .. . . .. 

Aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege ist die 
Landesaufnahme von Flüchtlingen in Nordrhein-Westfalen zumindest seit August 
2012 gekennzeichnet von einem massiven Fehlen von Unterbringungsmöglichkeiten 
sowie von nicht mehr hinreichend funktionierenden Verwaltungsabläufen. Dies 
bedeutet für die Flüchtlinge, dass diese nach einer oft sehr strapaziösen Flucht 
weder zur Ruhe kommen können noch sich in der kurzen, dafür zur Verfügung 
stehenden Zeit ausreichend auf das Asylverfahren, hier die Anhörung beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), konzentrieren können. Die 
unruhigen Lebensbedingungen behindern die Konzentration auf die 
Inanspruchnahme des Grundrechts auf Asyl. Die Verwaltungsabläufe sind derart 
unübersichtlich, dass die Flüchtlinge mit Ihren oft problembehafteten Erfahrungen mit 
staatlicher Gewalt keine Chance haben, das Aufnahmeverfahren zu verstehen. 

Gemeinsam für ein soziales Nordrhein-Westfalen 

(?o + Deutsches 
Rotes 
Kreuz 

Seite 1 von 19 

Diakonie Ii~ 
Jll,lISchB 

Gemt'ind.m 



Freie Wohlfahrtspflege NRW 
.-._._._---~,----~--------------------

Die Soll-Kernaufgaben der Landesaufnahme 

Die im Rahmen der Landesaufnahme in NRW zu leistenden Kemaufgaben gemäß § 
44ff Asylverfahrensgesetz (AsyIVfG) und ergänzenden Vereinbarungen (siehe 
insbes. NRW-Zuständigkeitsverordnung vom 15.02.2005) lauten: 

• Die Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) in Bielefeld und Dortmund sind in 
dem Zeitraum der Landesunterbringung zuständig, erfassen die Flüchtlinge, 
führen eine erkennungsdienst/iche Behandlung (ED) durch, veranlassen auf 
Basis des Infektionsschutzgesetzes eine Gesundheitsuntersuchung (TBC), ini­
tiieren die weitere Unterbringung einschließlich des Transportes der Flücht/in­
ge und stellen die Asylersterfassung beim zuständigen Bundesamt für Migra­
tion und Flüchtlinge sicher. 

• Die Versorgung der Flüchtlinge in den regulären Unterbringungseinrichtungen 
der Kommunen (Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) in Dortmund/Bielefeld) 
bzw. des Landes (v.a. Zentrale Unterbringungseinrichtungen (ZUE) Hemer­
Deilinghofen, Schöppingen) erfolgt (bisher) auf Basis von Ausschreibungen 
oder - im Fall der Notaufnahme Aufgabenzuweisungen (Bad Berfeburg, Bur­
bach, Neuss, Unna-Massen, jüngst Wickede-Wimbem) - und ist in NRW priva­
tisiert. 

• Verbunden mit der Aufnahme und Unterbringung der Flüchtlinge ist an jeder 
regulären Unterbringungseinrichtung (EAE und ZUE) eine Asylverfahrensbe­
ratung eingerichtet (anteilig finanziert über das Landesprogramm "Soziale Be­
ratung von Flüchtlingen). 

• Die Bezirksregierung Arnsberg veranlasst die bundeslandbezogene Zuwei­
sung bzw. die bundeslandObergreifende (EASYNila) Verteilung der Flüchtlin­
ge. 

• Das Bundesamt für Migration und Flücht/inge erfasst und registriert die Flücht­
linge, die ein Asylgesuch einreichen, im Rahmen der Anhörung erneut. 
Aktueller Hinweis: Günstigenfalls ist die Erfassung mit der Anhörung verbunden. Eher selten 
erhalten die Flüchtlinge derzeit noch während Ihrer Aufnahme in der Landeseinrichtung vom 
Bundesamt für Migration und FlUchtlinge das Protokoll der Anhörung, Dies war bis 2009 noch 
häufig die Regel. Noch seltener erhalten derzeit die Flüchtlinge noch während der Landesauf­
nahme den Bescheid zu Ihrem Asylgesuch, 

Bestandsaufnahme der Probleme 

Viel zu kurze Aufenthaltszeiten von zwischen 5 Tagen und max. 14 Tagen verhindern 
nun schon fast zwei Jahre eine dem Asylgesuch angemessene Gestaltung der 
Erstaufnahme. Es fehlen dem Land schlicht Unterbringungsplätze. Schlimmer aber: 
es fehlt bisher in der Landesregierung - und das war in vorherigen Regierungen 
leider nicht anders - an einem an der Bedeutung des Asylgesuches ausgerichteten 
humanitären Gesamtkonzeptes für die Landesaufnahme. Es fehlt an vereinbarten, in 
Gesetzen verankerten oder öffentlich nachvollziehbaren qualitativen Zielen, an denen 
die Landesregierung eine dem FIOchtlingsschutz verpflichtete funktionierende 
Erstaufnahme misst. Bis heute fehlen qualitative ECkpunkte, welche das Konzept der 
Landesaufnahme bzw. die mittelfristig angestrebte Aufnahme und 
Unterbringungsgestaltung in Landesverantwortung beschreiben. Die zum Teil 

Gemeinsam für ein soziales Nordrhein-Westfalen 

+ Deutsches 
Rotes 
Kreuz 

Seite 2 von 19 

Diakonie :;~ 
JI"I'5CI>8 

O"m."n<len 



Freie Wohlfahrtspflege NRW 

renovierungsbedürftigen Landesunterkünfte sind schon viel zu lange überbelegt. In 
der ersten Aprilwoche etwa war Schöppingen, ursprünglich vorgesehen für 350 
Flüchtlinge, mit fast 650 Flüchtlingen - einschließlich der eigentlich für 
Schutzbedürftige oder Konferenzen vorgesehenen Räume - belegt! Lag hier noch vor 
wenigen Jahren die durchschnittliche Jahresbelegung bei 3.000, so liegt sie heute 
bei weit über 10.000 nur sehr kurz untergebrachten Flüchtlingen. 

In Folge der fehlenden Unterbringungsplätze und der eröffneten, befristeten 
Notunterkünfte funktionieren grundlegende, noch vor einigen Jahren eingespielte 
Verwaltungsabläufe nicht mehr. Für die Flüchtlinge sind direkt nach Ihrer Ankunft in 
Deutschland innerhalb weniger Wochen ständige (Bus-)Transfers eine der Folgen. 

Beispiel: Die alleinstehende Frau x mit drei Kindern, stellt in Hamburg (1. Station) ihr Asylgesuch und 
wird im Rahmen der EASY-Verteilung nach Bielefeld (2. Station) zugewiesen. Hier bleibt sie einen Tag 
in der Erstaufnahmeeinrichtung. erM~, veranlasst durch die ZAB, eine TBC-Untersuchung und ED­
Behandlung (In vielen anderen Fällen gelingt dies nicht direkt). Von dort kommt sie in die 
Notunterkunft nach Unna-Massen (3. Station). Von dort wird sie fOnf Tage später wieder nach Bielefeld 
zur AsylantragsteIlung beim Bundesamt fOr Migration und Flüchtlinge gebracht, jedoch ohne angehört 
zu werden (4. Station). Von Bielefeld wird sie der ZUE-Schöppingen zugewiesen, wo sie 14 Tage auf 
Ihre Zuweisung in eine NRW-Kommune wartel (5. Station). Von hier wird Frau X einer NRW­
Kommunen zugewiesen (6. Station). Von der Kommune aus wird Frau x nun ihren Anhörungstenmin 
wahrnehmen müssen. 

Es kommt derzeit vor, dass Flüchtlinge innerhalb von drei Wochen acht Stationen 
durchlaufen. 

Das Beispiel zeigt auch: Die Betroffenen werden schnell und viel zu früh, ja sogar 
noch vor Ihrer Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, in die 
Kommunen verbracht. Dies bedeutet auch: Den Flüchtlingen stehen im 
Landesaufnahmeprozess rund um das Asylgesuch nicht mehr spezialisierte 
Mitarbeiter in den Landesbehörden und der Verfahrensberatung zur Seite. In den 
Kommunen gibt es aber in der Regel kaum spezialisiertes Wissen mit 
Asylverfahrensbezug. Die örtlichen Fachdienste berichten von einer zunehmenden 
Anfrage von Flüchtlingen, die um Asyl nachsuchen und noch nicht vom BAMF 
angehört wurden. Zugleich gibt es in vielen Regionen von Nordrhein-Westfalen keine 
qualifiZierte Fillchtlingssozialarbeit. Dies wiederum bedroht den Flüchtlingsschutz. 

Innerhalb der Landeserstaufnahme und Notversorgung sind die 
Rahmenbedingungen in den letzten Jahren oft nur schwer auszuhalten. In 
Stichworten soll hier im Überblick angeführt sein: 

• Schon die unmittelbare Ersterfassung durch die ZAB ist nicht mehr immer si­
chergestellt. Flüchtlinge landen direkt in Notunterkünften, etwa in Burbach, 
weitab von den ZAB's in Bielefeld oder Dortmund: Folge: Die beschriebenen 
ständigen Transporte der Flüchtlinge - von einer Unterbringungseinrichtung 
zur nächsten, von dort zur ZAB, wieder zurück, irgendwann wieder zum Bun­
desamt. Die Flüchtlinge verstehen gar nichts mehr. Zur Ruhe kommen sie so­
wieso nicht. Eine geordnete Vorbereitung auf das Asylverfahren ist so kaum 
noch möglich 
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• Es entstehen für alle Verfahrensbeteiligten Gefährdungen, weil die mit der 
Erstaufnahme verbundene und durch die ZAB zu veranlassende zwingende 
Gesundheitsuntersuchung (Ausschluss TBC, ... ) nicht immer direkt möglich ist. 
Folge: Gefährdung anderer Flüchtlinge, der Mitarbeitenden von Behörden und 
der Zivilgesellschaft. 

• In den chronisch überbelegten Erstaufnahme- und NotunterkOnften ist der 
grundlegende Schutz der Privatsphäre oft nicht mehr gegeben. Es fehlen aus­
reichende getrennte sanitäre Rahmenbedingungen und abschließbare Räume 
und Schränke, ein großes Problem gerade für Frauen und Mädchen. 

• Es fehlt oft die Möglichkeit, Flüchtlinge getrennt unterbringen zu können und 
den besonders Schutzbedürftigen bei der Unterbringung gerecht werden zu 
können. Dies ist aber bei besonderer Schutzbedürftigkeit und etwa aufgrund 
unterschiedlicher religiöser, kultureller oder politischer Überzeugungen zwin­
gend erforderlich, um Spannungen oder sogar Gewalt begegnen zu können. 

• Die Sozialbetreuer der Betreiber der Unterkünfte sind in Folge der ständigen 
Transfers derzeit ausschließlich mit der Alltagsbewältigung (Einweisung, Zim­
mer- und Bettwäschewechsel, ... ) beschäftigt. Für "Soziales" sind diese nicht 
mehr ansprechbar. 

• Zuweilen erhielten die Flüchtlinge über Wochen von den Verantwortlichen kein 
Taschengeld. Dies verursachte verständlicherweise erhebliche Spannungen. 

• Alle Behörden, also v.a. das Landesinnenministerium, die Bezirksregierung 
Arnsberg, die ZAB 's, das Bundesamt für Migration und Flüchllinge, aber auch 
die Betreiber der Unterbringungseinrichtungen und die Verfahrensberatung 
sind im Mitarbeiterstab unterbesetzt, also den steigenden Flüchtlingszahlen 
nicht entsprechend angepasst worden. Dies gefährdet zuweilen selbst die 
Notaufnahme. 

• Die Zuweisungspraxis der Bezirksregierung Arnsberg etwa schafft es oft nicht 
mehr wie frOher, dringende humanitäre Aspekte bei der Zuweisungsentschei­
dung zu beachten, weil dies mit derzeitigem Personal kaum leistbar ist. Fami­
lien werden getrennten Wohnorten zugewiesen. 

• Die der Freien Wohlfahrtspflege wichtige Verfahrensberatung wurde zwar 
leicht ausgebaut, den stark steigenden Flüchllingszahlen aber ebenso wenig 
angepasst. Aufgrund des Chaos und des zusammengebrochenen Aufnahme­
systems und von Unterbesetzungen kann die Verfahrensberatung Ihrer ei­
gentlichen Aufgabe kaum noch nachkommen, oder eben nur sehr punktuell. 
Es gelingt den Trägern kaum noch, die benötigen Eigenmittel von etwa 40% 
pro Stelle aufzubringen. 

Nach Kräften und engagiert bemühen sich die Landesbehörden, zumindest diese 
krisenhafte Situation zu verbessern, die Notaufnahme sicherzustellen und jedem 
Flüchtling einen Schlafplatz und sein Essen zu garantieren. Das ist dank der 
eingerichteten Task Force mit großen Kraftanstrengungen bisher gelungen. Erkannt 
und bei der letzten Novelle im Flüchtlingsaufnahmegesetz verankert wurden mit der 
Anrechnungslösung Anreize, damit die Kommunen dem Land größere 
Liegenschaften zu Unterbringung von Flüchtlingen anbieten. 
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Es mangelt jedoch an qualitativen Zielen. Der ursprünglich dem Innen ausschuss bis 
Juli 2013 zugesagte Projektbericht "Unterbringung von Asylbewerbern in nordrhein­
westfälischen Aufnahmeeinrichtungen" fehlt bis heute ebenso wie eine Festlegung 
des Ministeriums für Inneres und Kommunales auf grundlegende, dem 
Flüchtlingsschutz verpflichtete Ziele der Landesaufnahme. 

Erfreulich ist aber: Seit einigen Monaten tritt die Landesregierung zu der Frage einer 
zukünftigen Ausgestaltung der landesaufnahme von Flüchtlingen in einen offenen 
Dialog mit der Zivilgesellschaft. Dieser steht allerdings noch sehr am Anfang. Es ist 
noch nicht erkennbar, ob eine aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege grundlegende 
am Flüchtlingsschutz orientierte Neuausrichtung der Flüchtlingsaufnahme angestrebt 
und realisierbar ist. 

Das eigentliche Ziel in der Erstaufnahme, sicherzustellen, dass Flüchtlinge zur Ruhe 
kommen können und sich unter guten Rahmenbedingungen auf Ihr Asylgesuch, also 
Ihre Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, vorbereiten zu können, 
ist nun schon seit Jahren nicht mehr sichergestellt. Dieses Ziel, dass von den 
Landesbehörden fordert, sicherzustellen, dass die Dauer des Verbleibs von 
Flüchtlingen in den Erstaufnahmeeinrichtungen und zentralen 
Unterbringungseinrichtungen ausreichend ist für 1. die reguläre Bearbeitung der 
Asylanträge, 2. die Bearbeitung der grundlegenden Aspekte im Rahmen einer 
Erstaufnahme (Erfassung, Ausschluss von Gesundheitsgefährdungen ... ), 3. die 
Inanspruchnahme einer qualifizierten Asylverfahrensberatung und 4. die 
Berücksichtigung humanitärer Aspekte im Rahmen der Zuweisung in die Kommunen, 
muss dringend wieder zur Hauptzielrichtung der Landesregierung werden. Den 
FIOchtiingsschutz auf Basis des Flüchtlingsaufnahmegesetzes sicherstellen und die 
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass dies auch wieder zeitnah, also noch in 
2014, möglich wird, so müssten die Zielvorgaben für die Erstaufnahme der 
Flüchtlinge lauten. 

2. WEllc.~ElqlJa.litatiyen Aspe~~esolltEle.lnr~~lIläre~lJmr~umallesFffI~lJf~. 
nahmesystemhl t-lRVV ~ mlttel,un~ lallgfrilltig.ge\Ylihrlels~ ... ? . 

Qualitativer Maßstab für eine am Flüchtlingsschutz, also der Genfer 
Flüchtlingskonvention ausgerichtete humanitäre Landesaufnahme muss sein, dass 
diese dazu beiträgt bzw. fördert, dass Geflüchtete im Rahmen der landesaufnahme 
in Ruhe ihr Asylgesuch vorbringen und sich auf ihre Anhörung beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge konzentrieren und diese nachbereiten können. Die 
humanitäre Ausgestaltung der Flüchtlingsaufnahme hat einen engen 
Wirkungszusammenhang mit der Möglichkeit, das Grundrecht auf Asyl ungestört in 
Anspruch nehmen zu können. 

Grundsätzlich gilt es, dem § 47 Abs 1 AsylVfG folgend bei der Landesaufnahme 
wieder einen Mindestzeitraum von sechs Wochen, längstens jedoch von bis zu drei 
Monaten in einer zukünftig nicht mehr überbelegten Erstaufnahme in NRW 
vorzusehen und die Bemessung der benötigten Aufnahmekapazitiiten (Platzzahl, 
Personal. .. ) und Verfahrensabläufe (zwischen den NRW-Behörden, dem BAMF, der 
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Verfahrensberatung) hierauf auszurichten und gesetzlich bzw. auf Basis von 
Durchführungsverordnungen zu verankern. Denn: Eine qualifizierte Ausgestaltung 
der Erstaufnahme von Flüchtlingen sollte als Regelstruktur ermöglichen, dass die 
Flüchtlinge in dieser Zeit beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge vorsprechen 
und angehört werden. Für möglichst viele sollte sich die Landesaufnahme bis zum 
Zeitpunkt der Entscheidung des BAMF zum Asylgesuch erstrecken. In diesem 
Zeitraum sollte auch das - neu - gemäß Art. 17 I von der EU-Aufnahmerichtlinie 
vorgesehene "Screening" erfolgen. Unabhängig vom Asylverfahren bedarf es hier im 
Landesaufnahmesystem von NRW einer medizinisch-psychotherapeutischen 
Früherkennung, um herauszufinden, ob unter den Flüchtlingen besonders 
sChutzbedürftige Personen sind "wie Minde~ährige, unbegleitete Minderjährige, 
Behinderte, ältere Menschen, Schwangere, Alleinerziehende mit minderjährigen 
Kindern und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen 
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben." Um dies alles 
sicherstellen zu können, bedarf es eines Zeitraums von bis zu drei Monaten für die 
Erstaufnahme und Erstunterbringung in NRW, mindestens aber von sechs Wochen. 

Wie in der Anhörung zum Teilhabe- und Integrationsgesetz des Landes NRW zum 
Ausdruck gebracht, setzt sich die Freie Wohlfahrtspflege dafür ein, dass das 
Flüchtlingsaufnahmegesetz NRW mittelfristig Bestandteil des Teilhabe und 
Integrationsgesetzes NRW wird, also die flüchtlingsspezifischen Aspekte dort 
Aufnahme finden. Zumindest aber gilt es, bei einer nächsten Gesetzesreform des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes die qualitativen Eckpunkte zur Landesaufnahme in 
einem Paragraphen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes zu verankern und diesen 
dann mit Durchführungsverordnungen zu verbinden. die untergesetzlich 
ausgestaltbar sind und mit Beteiligung u.a. der Freien Wohlfahrtspflege und von 
Flüchtlingsorganisationen entwickelt werden sollten. In Durchführungsverordnungen 
sollten etwa Zuständigkeitsregelungen, Qualitätsstandards für Betreiber von 
Flüchtlingsunterkünften oder die Ausgestaltung der "sozialen Betreuung" umgesetzt 
sein. 

Die Freie Wohlfahrtspflege spricht sich gegen den Aufbau von Großeinrichtungen 
aus. Um zu erreichen, dass das Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge auch in 
räumlicher Nähe zu kleineren Unterbringungseinrichtungen des Landes AußensteIlen 
errichtet (Vorgabe des BAMF: mindestens 500 Plätze), regt die Freie 
Wohlfahrtspflege ein "Knotenmodell" an. Die Idee: Mindestens drei kleineren 
Unterbringungseinrichtungen der Landes mit einer Normalbelegung von bis zu 200 
Personen zzgl. Reserve schließen sich per Kooperationsvertrag zusammen, so dass 
das BAMF eine AußensteIle in der dieser Region einrichten muss. 

FOr die mittelfristige Neuausrichtung der Erstaufnahme verweist die Freie 
Wohlfahrtspflege auf das "Eckpunktepapier mit Positionen zur Erstaufnahme und 
Unterbringung von Flüchtlingen und zur DurchfOhrung der Asylverfahren" (siehe 
Schreiben vom 08.03.2013 in Anlage 1) sowie auf die "Stellungnahme zur Diskussion 
- Qualitative Anforderungen fOr die Neuausrichtung der Erstaufnahme in NRW (siehe 
Schreiben des Flüchtlingsrates NRW vom 14.06.2013 in Anlage 2). 

Die wichtigsten Grundgedanken für eine mittelfristige Neuausrichtung der 
Erstaufnahme lauten aus unserer Sicht: 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

• Es ist sicherzustellen, dass die Dauer des Verbleibs von Flüchtlingen in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen und zentralen Unterbringungseinrichtungen für die 
reguläre Bearbeitung der Asylanträge, für die Inanspruchnahme einer qualifi­
zierten Asylverfahrensberatung und für die Berücksichtigung humanitärer As­
pekte im Rahmen der Zuweisung in die Kommune ausreichend ist. Der 
Schutzbedürftigkeit von Flüchtlingen ist im Sinne der EU-AufnahmerichtJinie 
(.Screening") im Aufnahmeverfahren Rechnung zu tragen. 

• Die Zuweisungswünsche der Bewohnenden werden erfragt und soweit mög­
lich beachtet. Zur Wahrung der Familieneinheit sollten Asylsuchende, deren 
Familienangehörige bereits in Deutschland leben, bevorzugt unverzüglich in 
die Kommunen zugewiesen werden, in denen Ihre Familienangehörigen leben 

• Die Zweiteilung von Erstaufnahme und zentraler Unterbringungseinrichtung 
wird aufgehoben. Zukünftig soll es nur noch Erstaufnahmeeinrichtungen des 
Landes geben. In jeder neuen EAE werden die staatlichen Aufgaben des Lan­
des im Sinne einer "atmenden" Verwaltung direkt vor Ort angesiedelt. In jeder 
EAE wird eine Ansprechstelle zu Schwierigkeiten (vor der Beschwerde) im 
Aufnahmeverfahren eingerichtet. Das Land setzt sich dafür ein, dass das 
BAMF AußensteIlen an allen EAE-Standorten einrichtet. 

• Pro 100 Personen wird in den EAE eine auskömmlich finanzierte Vollzeitstelle 
Verfahrensberatung eingerichtet und mit einem Budget für Sprachmittlung 
versehen. Bei Bedarf sollte zusätzlich eine kostenlose Rechtsvertretung für 
Flüchtlinge ermöglicht werden. 

• Es werden Mindeststandards für den Betrieb und die Betreuung entwickelt 
und öffentlich gemacht (insbesondere Schutz der Privatsphäre, Beachtung der 
besonderen Bedürfnisse von FlüchtJingskindern und besonders Schutzbedürf­
tigen, medizinische und psychologische Versorgung). Die meisten der in der 
Antwort auf Frage 7 zu Mindestkriterien für kommunale Gemeinschaftsunter­
künfte aufgeführten Gesichtspunkte gelten auch für die Unterbringung in Lan­
desverantwortung. 

• Bei den Landesbehörden wird eine Beschwerdestelle eingerichtet. 

3. WlIsköllntedie. Llln(!esregierunguntemehmen,.ulll. cli.elll()lll~ntansehr 
8ngesPlIl)nte~ituation. rl,lnd.u.1ll dieLlindesllufnahlllezu vjlrbessern? 
Was k(;innte ci8vonkufzrristig erfolgen? . . 

Da aus den Kommunen bisher fUr den Aufbau von Unterbringungseinrichtungen des 
Landes noch kaum Angebote kamen, sollte geprüft werden, welche anderen 
Möglichkeiten für den Aufbau dezentraler Landesunterbringungseinrichtungen 
bestehen einschließlich der Frage, unter welchen Bedingungen das Land NRW 
Erstaufnahmeeinrichtungen kurzfristig bauen könnte. 

Es sollte weiter geprüft werden, ob das Land den Kommunen weitere (finanzielle) 
Anreize für den Aufbau von Unterbringungseinrichtungen des Landes anbieten kann. 

Durch die Landesregierung könnte kurzfristig umgesetzt werden: 
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• Vorrangig gilt es. den Ernst der Lage zu erkennen und den Mangel auch als 
Mangel öffentlich zu benennen. In Berichten des Ministerium für Inneres und 
Kommunales und der Landesregierung sollte nicht mehr ausgestrahlt werden: 
"Wir sehen keinen qualitativen Veränderungsbedarf: Das Thema Flüchtlings­
aufnahme sollte öffentlichkeitswirksam gerade auch durch das für die Kom­
munen zuständige Ministerium eine politische Priorität erhalten. bis die Not­
versorgung durch eine qualitative Erstversorgung ersetzt werden kann. 
Hilfreich wäre es. Orte der Notversorgung und befristeten Landesunterbrin­
gung (ZUE) zu besuchen. den Dialog mit der örtlichen Zivilgesellschaft zu ver­
bessern und Probleme vor Ort aufzunehmen. den bisher aufnehmenden Städ­
ten zu danken. und auszustrahlen. Probleme gemeinsam lösen zu wollen. 

• Wichtig wäre. wenn sich das Ministerium für Inneres und Kommunales öffent­
lich hinter ein Flüchtlingsaufnahmeverfahren stellen würde. das dem Grund­
recht auf Asyl gerecht wird. Parteiübergreifend gilt es, die Bedeutung des 
Themas zu erkennen und einen qualifiZierten Dialog mit allen Beteiligten füh­
ren, um nicht mit populistischen Zuspitzungen zu Einzelaspekten rechtsextre­
men Gruppierungen in die Hände spielen. Hier sind im letzten halben Jahr 
durch die Landesregierung. andere im Landtag vertretene Parteien und nicht 
zuletzt durch diese Anhörung wichtige Schritte erfolgt. 

o Kurzfristig sind die Behörden, die Betreiber und die Verfahrensberatung so 
auszustatten, dass sie wieder ruhig arbeiten können. Bei steigenden Zahlen 
bedarf es in den Verträgen mit den Betreibern, bei Behörden und für die Ver­
fahrensberatung einer dynamischen Anpassungsklausel. 

o Zeitnah ist es nötig. sich im Dialog mit der Freien Wohlfahrtspflege und Flücht­
lingshilfsorganisationen auf qualitative Kriterien zu verständigen und Durch­
führungsverordnungen zu entwerfen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der 
Qualitätskriterien für die Betreiber der Landesunterbringungseinrichtungen, die 
ggf. schon kurzfristig in Ausschreibungen eingehen müssen und mittelfristig 
mit dem FlüAG verbunden werden sollten. Bisherige Ausschreibungen für die 
ZUE in Hemer-Deilinghofen und Schöppingen können hierfür als Vorlage die­
nen. 

o Um die Akzeptanz rund um die Landesaufnahme und Notunterbringung zu er­
höhen, sollte die Zivilgesellschaft mit finanziellen Anreizen zur Unterstützung 
bei der Flüchtlingsaufnahme ermutigt werden. Hier könnte einen Fonds einge­
richtet, den Unterstützer rund um die Landeseinrichtungen unbürokratisch 
nutzen können (für Veranstaltungen. Begegnungstage, Einrichten einer Klei­
derkammer, Ausgestaltung von kleinen Feiern .... ). 

• Schließlich sollten nun endlich zeitnah, intensiv. unter Zeitdruck und Beteili­
gung des BAMF. der Kommunen und zivilgesellschaftlicher Organisationen 
der Flüchtlingshilfe auf Basis einer Vorlage des Ministerium für Inneres und 
Kommunales qualitative Eckpunkte für eine zukunftsfähige Erstaufnahme er­
arbeitet und verabschiedet werden (Zeitziel: September 2014). 
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4. Brauchen wir .eine .Neukonzeption .der FJüchUingsaufnahrne .in N~W. um 
den Her;iu~forder!.lngen me",~chenwOrcJiger VElrsorgullg und lJnterbrin­
gUflgbE!1 stE!igenden .Zugangs~ahlen. auch unterBetr;iclltung .\lon f1nanc 
zieHen Aspekten ." gerecht zu werden? . . . . ... 

Die Freie Wohlfahrtspflege NRW tritt mit Nachdruck ein fOr eine Neukonzeption der 
Flüchtlingsaufnahme in NRW, welche die Landesaufnahme selbst aber auch die 
Anschlussunterbringung der Flüchtlinge in den Kommunen umfassen sollte. Vor 
diesem Hintergrund begrüßt die Freie Wohlfahrtspflege den Antrag der Fraktion der 
Piraten "Unser Land braucht eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme - hin zu 
einer humanen und dezentralen Unterbringung in ganz NRW. Auf die ausführliche 
Beantwortung der Fragen 2, 3,6, 7, 14 und 15 wird verwiesen. 

5'~()l'!lltel1$ieeill.El~urze~es~l1iJsa~ml.l~rnEl\l~nPr()~iernenhillslchtlic~ 
derUflter~riIl9~ng~-ulld VE!rso~guIl9s~i~ul.lti()n \I()II fI9ch~illgel'!ill.·cJE!1l 
KOrnml,lnelldes Lafldes I)IRWrnac"'ell(gernefOrlhreelgene~ornmuner? 

Ein Großteil der Flüchtlinge in NRW febt immer noch und über Jahre in 
Gemeinschaftsunterkünften, die oft eine gesellschaftliche Teilhabe behindern. 
Familien und Alleinstehende sind in den häufig am Stadtrand gelegenen 
Unterkünften zusammen untergebracht, isoliert und fernab von der jeweiligen 
StadVGemeinde. Eltern leben mit ihren Kindern und jungen Erwachsenen auf 
engstem Raum. Weder die Intimsphäre der Kinder noch die der Eltern ist 
ausreichend geschÜtzt. Das Zusammenleben der unterschiedlichsten Kulturen, 
fehlende Rückzugsmöglichkeiten, räumliche Enge, unzureichende oder fehlende 
Spielmöglichkeiten für die Kinder bis hin zu Gewalterlebnissen kennzeichnen die 
Lebenswirklichkeit. Das oft langjährige und perspektivlose Wohnen in diesen zudem 
noch abgelegenen, oft baufälligen Unterkünften ist nicht selten ursächlich für 
vielfältige Probleme wie Spannungen um Hygiene, Sauberkeit oder zwischen 
Familien und Alleinstehenden unterschiedlichster Herkunft, wie psychOSOZiale 
Krankheiten, wie sexualisiertes Verhalten, wie ungenügend erledigte Hausaufgaben 
der Kinder bis hin für einen gestörten Eigentumsbegriff. Für Kinder kann der 
elterliche Schutz oft nicht ausreichend sichergestellt werden. Die in 2013 
veröffentlichte Broschüre "Flüchtlingsunterkünfte in NRW" des Flüchtlingsrates NRW 
e. V. dokumentiert den Zustand der Flüchtlingsheime auf Basis einer breiten Umfrage 
eindrücklich. 

Die Mehrzahl der Kommunen in NRW bringt Flüchtlinge nach wie vor und über viele 
Jahre in isolierenden Gemeinschaftsunterkünften unter. 

Im 2013 veröffentlichten Impulspapier zur UN-Kinderrechtskonvention 
"Uneingeschränkte Rechte für junge Flüchtlinge" regt die Freie Wohlfahrtspflege 
gemeinsam mit 16 Fachorganisationen u.a. an, bei der Ausgestaltung der 
Wohnbedingungen für junge Flüchtlinge dem Kindswohl ein stärkeres Gewicht 
zukommen zu lassen. 
(siehe http 111W'W\IV.fr~l€wohlfahrtspflege·orw.de/cmS/medlaIlWffimouiSRapifH uneingeschraenkle rechte fuer junge !Iuef,:hthnoe.pdn. 

Erfreulich ist, dass die Zahl der Kommunen steigt, die Ihre Konzepte prüfen und 
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hierbei dem privaten Wohnen sowie dem Wohnen in kleinen Einheiten den Vorrang 
geben. 

6. Es gibt in N.RWK9ffilJlunen.di~Flüchtlln~e rllgidärin l/VohnlJngenlJn.­
tjlrbrlngen .. Wle wlrpFIQc;htlinge/lln die~en I{Q!JlIJIIJ/llIn die l/VohnlJngs- . 
unterbringung. ermöglicht? Welch~Probleme treten dabei 8!Jf?(3illtes 
Zahlen .slJs .solchenl{ommlJne/l. über</ie I{oste/l. von Wohnunfjsu/lter" 
bringunglm VerglelC;hzu denKostenderUn~erbrin9ung /nSam!Jlelun­
terkUnften? 

Zahlreiche Städte in NRW wie etwa Köln, Leverkusen, Wuppertal oder Lünen sind 
auf Grundlage des § 53 Abs. 2 S.2 AsylVfG dazu übergegangen, aus Kostengründen 
oder/und aufgrund von integrationspolitischen Erwägungen die Unterbringung der 
Flüchtlinge in privatem Wohnraum oder in städtisch angemieteten Wohnungen zu 
fördern. 

Gut bekannt ist das Modell der Stadt Leverkusen. In der Stadt Leverkusen wird seit 
vielen Jahren auf Basis von Wirtschaftlichkeitsberechnungen das private Wohnen 
gefördert und der eigenständigen Wohnungssuche der Vorrang vor eine 
Unterbringung in teuren Gemeinschaftsunterkünften gegeben. In 2012 lagen die 
Bruttokosten pro Person in den noch verbliebenen wenigen Unterkünften bei 223,00 
€, die Mietkosten pro Person bei 148,00 €. Weitere Einsparungen treten durch den 
Wegfall der sonst regelmäßig notwendigen Sanierungsarbeiten an den vorhandenen 
Gemeinschaftsunterkünften und natürlich für die Personal- und Betriebskosten 
bereits geschlossener Gemeinschaftsunterkünfte weg. Das Leverkusener Modell 
genießt breite Unterstützung, weil es Kosten spart, den sozialen Brennpunkt 
Gemeinschaftsunterkunft auflöst, eine gesellschaftliche Teilhabe in Nachbarschaft, 
Schule und Beruf erleichtert. 

Die Stadt Köln fördert mit ähnlichen Überlegungen das private Wohnen. Weil fOr 
Flüchtlinge wie für andere Zugewanderte auch Zugangsbarrieren am 
Wohnungsmarkt bestehen, fördert die Stadt Köln bei der lokalen Flüchtlingshilfe -
unter Beachtung von Wirtschaftlichkeitsberechnungen - eine Auszugsberatung, die 
Flüchtlingen aus städtischen Gemeinschaftsunterkünften bei der Suche einer 
privaten Wohnung unterstützt. 

Die Stadt Wuppertal etwa hat ihr Unterbringungskonzept bereits Mitte der 90ziger 
Jahre umgestellt. Derzeit sind in der Stadt neben dem Primat des privat zu 
suchenden Wohnraums 30 Wohneinheiten städtisch angemietet mit einem 
durchschnittlichen Quadratmeterpreis von 5,10 €. Es bestehen zugleich noch fünf 
Übergangswohnheime. Das größte Haus hat 120 Plätze mit einem 
Quadratmeterpreis von 24,00 €. 

Andere Städte mit sehr hohen Mietkosten, wie im Jahr 2000 die Stadt Münster, 
haben Konzepte entwickelt, in kommunaler Verantwortung dezentrale 
Unterbringungseinrichtungen mit bis zu 50 Plätzen in die bestehende 
Wohn bebauung in den Stadtteilen zu bauen oder dort anzumieten. Im Rat der Stadt 
Münster wurden sowohl für die Auswahl der Standorte Kriterien entwickeH (z.B. 
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Einwohnerstruktur, Soziales Klima, Konfliktpotential, Lagequalität, Infrastruktur, 
ÖPNV-Anbindung und Wirtschaftlichkeit), als auch Standards für die 
Unterbringungseinrichtungen selbst festgelegt (z.B. Wohnfläche pro Person = 12qm, 
standardisierte Raumprogramme). So weit wie möglich wird das private Wohnen 
unterstützt. Durch das dezentrale Wohnen wird die Einbeziehung der Flüchtlinge in 
die kommunalen Bildungs- und Sozialstrukturen erleichtert, so dass eine soziale 
Teilhabe auch hier sichergestellt werden kann. 

Alle beispielhaft aufgefOhrten Städte verfügen über sozialen Begleitmaßnahmen der 
Flüchtlingssozialarbeit, etwa einem Netzwerk von Beratung, Sprach- und 
Kulturmittlung, einer allgemeinen Flüchtlingssozialberatung oder einer Unterstützung 
rund um das private Wohnen. 

7. Welche'! uaiit~tivenGesl(;lltsP4n~t!! ~~Itenbei _ einer_lJllt!!rJ)fiIl9u n9 In 
komn14nalen.-Gemei"schClftsu,,~rbring4ngenaufjedEm.FClII.ge\Nährleis-
tetJein? . .. 

Für das Wohnen in Gemeinschaftsunterkünften bedarf es im 
FIOchtlingsaufnahmegesetz NRW und diesem Gesetz zugeordneter 
DurchfOhrungsverordnungen Vorgaben, welche das Land NRW gemeinsam mit den 
Kommunen, Wohlfahrtsverbänden, F/Ochtlingsinitiativen und weiteren fachkundigen 
Personen entwickeln sollte. Kommunale Gemeinschaftsunterkünfte sollten sich von 
ihrer Lage und Beschaffenheit her in das Gemeinwesen einfOgen und eine 
Belegungskapazität von 50 bis 70 Personen nicht überschreiten. Sie sollten deshalb 
in Wohngebieten mit entsprechender Infrastruktur (Ärzte, Einkauf, Schulen, 
Kindergärten, Kultur), die zu Fuß oder mit dem öffentlichen Nahverkehr erreichbarer 
ist, angesiedelt sein. Sie sollten die Intimsphäre, die Gesundheit und das Wohl der 
Kinder sicherstellen. Es bedarf kleiner, familiengerechter Wohneinheiten mit eigenem 
Küchen- und Sanitätsbereich. Das Sachleistungsprinzip sollte keine Anwendung 
finden. Pro Person sollten bei kurzzeitiger Unterbringung (z.B. in EAEs) mindestens 
9 qm, bei längerfristiger Unterbringung mindestens 12 qm angestrebt werden. 
Aufgrund der besseren Aufteilbarkeit größeren Wohnraumes zum Beispiel bei der 
Unterbringung von Familien kann diese Zahl pro Person um 1 qm sinken. Die 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften sollte auf ein Jahr beschränkt werden. 

Soweit eine Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften erfolgt, ist es notwendig, 
fOr alle Kommunen im Flüchtlingsaufnahmegesetz undlbzw. über ergänzende 
Verordnungen qualitative Mindeststandards fOr diese Unterkünfte festzulegen. Diese 
müssen verbindlich und überprOfbar gestaltet sein. Ähnlich der Heimaufsicht in der 
Jugendhilfe, mOssen die zuständigen Behörden darauf achten, dass die formulierten 
Standards eingehalten werden. Nur so ist zu gewährleisten, dass die Asylsuchenden 
flächendeckend auch in Gemeinschaftsunterkünften menschenwürdig untergebracht 
werden. Hierzu bedarf es einer Zusammenarbeit mit den Kommunen und der 
Zivilgesellschaft, damit konnexitätsrelevante Fragen gelöst und ein Einvernehmen 
hergestellt werden kann. 
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Als Mindestkriterien für die Unterbringung schlagen wir vor: 

• Die Gemeinschaftsunterkünfte müssen von ihrer Lage und Beschaffenheit ge­
eignet sein, das Flüchtlinge ihren Alltag selbstbestimmt organisieren können. 

• Die Unterkünfte müssen die Privatsphäre der Bewohnenden schützen. 
• Die Unterkünfte sollten abgeschlossene Wohneinheiten mit eigenem Küchen­

und Sanitärbereich vorhalten. Die Wohnverhältnisse sollen wohnungsähnlich 
ausgestaltet sein. Die Wohneinheiten sind getrennt, Zimmer und Schränke 
sind abschließbar. Die Wohneinheiten verfügen zumindest jedoch über eine 
ausreichende Anzahl an nach Geschlechtem getrennten, abschließbaren sa­
nitären Anlagen (außer bei größeren Familien. 5 Personen pro Du­
scheff oilette). 

• Die Selbstversorgung ist gewährleistet, die Ernährung wird selbst bestimmt. 
Es sind ausreichende Kochgelegenheiten, möglichst in der eigenen Wohnein­
heit, vorhanden. 

• Pro Person sind ein Mindestmaß an Schlaf- und Wohnfläche von 9 qm sicher­
zustellen. 

• Der Schutz insbesondere von Mädchen und Frauen vor Übergriffen ist zu ge­
währleisten. Alleinerziehende Frauen sollten - sofern sie dies wünschen - in 
kleineren, separaten Wohneinheiten ausschließlich für Frauen und Kinder un­
tergebracht werden. 

• Die Einrichtung verfügt über Gemeinschaftsräume, ein Spielzimmer und bei 
Bedarf über eine eigene Kinderbetreuung und Gebetsräume, die nach Mög­
lichkeit frei zugänglich sind. Die Gemeinschaftsräume sollen auch für Selbst­
organisationen der Bewohnenden nutzbar sein. Internetzugang und andere 
moderne Kommunikationsmöglichkeiten sind vorhanden. 

• Die Unterbringung dient dem Schutz der Gesundheit und darf nicht mit ge­
sundheitlichen Gefährdungen verbunden sein. Die Räumlichkeiten werden re­
gelmäßig und angemessen instand gehalten, sie werden regelmäßig und aus­
reichend gereinigt, Hygienevorschriften eingehalten und dokumentiert. 

• Der Brandschutz ist gewährleistet. Mindestens ein Notruf-Telefon ist installiert. 
• Besondere Bedürfnisse von besonders schutzbedürftigen Personen wie Frau­

en, alten, kranken und traumatisierten Flüchtlingen und Familien werden be­
rücksichtigt. Bei minderjährigen Flüchtlingen ist das Kindeswohl vorrangig zu 
sichern (siehe auch Bundeskinderschutzgesetz). Die Berücksichtigung dieser 
Bedarfe ist zu dokumentieren. 

• Kinder und Jugendliche müssen umgehend nach Ankunft einen Platz in einer 
Kindertagesstätte oder Schule erhalten. 

• Die Bewohnenden haben grundsätzlich das Recht. nach ihrem Bedarf Besuch 
zu empfangen. Das Besuchsrecht wird nur durch unvermeidliche Anforderun­
gen wie dem Schutz der Privatsphäre anderer Bewohnender eingeschränkt. 

• Kinder dürfen durch Mitarbeitende in Konfliktfällen nicht als Sprachmittler her­
an- und dadurch in Konflikte hineingezogen. 

• Die Pflichten werden unter maximaler Beachtung des Datenschutzes erfüllt. 

Eine sozialpädagogische Versorgung der Bewohnenden ist sicherzustellen. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

• Die in der Unterkunft wohnenden Menschen müssen durch eine flankierende 
Flüchtlingssozialarbeit sozialpädagogisch beraten und unterstützt werden. Ein 
Personalschlüssel von 1 :80 sollte nicht überschritten werden. Zudem sind 
ausreichend ausgestattete Büro- und Beratungsräume vorzusehen. 

• Externen Fachkräften der Flüchtlingssozialarbeit und der Flüchtlingshilfe (Be­
ratungsstellen Freier Träger, kirchlichen Einrichtungen, NGOs, Rechtsbei­
ständen, UNHCR, usw.) ist Zugang zur Einrichtung zum Zwecke der Durch­
führung von Beratung zu gewähren. Räumlichkeiten zur Wahrnehmung von 
Beratungs- und Betreuungsaufgaben (z.B. auch für Hausaufgabenhilfe) sollen 
zur Verfügung gestellt werden. Es ist darauf zu achten, dass die Privatsphäre 
der Ratsuchenden und der Datenschutz geWährleistet sind. 

Bei der Organisation der Unterkünfte sind die Wünsche der Bewohnenden zu 
beachten: 

• Die Zuweisung der Flüchtlinge in die Wohneinheiten ist so zu organisieren, 
dass Wünsche berückSichtigt und Konflikte minimiert bzw. vermieden werden. 

• Die Regeln für ein gemeinsamen Wohnens sind in einer Hausordnung festge­
legt und werden mit den Bewohnern weiterentwickelt. Die Einrichtung eines 
Wohnheimbeirates wird empfohlen. 

• Es gibt eine unabhängige, niedrigschwellige Beschwerdestelle, die interne und 
externe Beschwerden entgegennimmt. 

8.1.0 . Bad1m-WÜrHel11bef$llsl ~mq1.C)1.~o14aas.'~gesetz z~l'iNe~~,dn.un$l 
derI"JOchtUn$lsaLlfn~hlll~,Qberdie J:~tattungY0/l.l.el.tllllgellnachd.1Il . 
AIIylblGLllld zur ~nde~llgsollf!tigerV~rschrltlfilll"illl<raftsetreten, Wä-

.. f!leine. ~olche~eLlOrdllungauchlnNR\I\I.l'Ilö$lUC:~?Weichehulllanitärell 
. Ve~esserungen(Qeutsc.hk~rs!l .. v~nAIl~ang~ll.url:lltlle I.Illddez~ntrltle 
Vnt!lrbrjllgLlllg,s~zl.alel3~ratullgundf3etreuungs~wieStlilldlilrds f!ir 
FIOc:htlingshelllleuI>W.) ausdembaj:len-wOrttel'llberSisc:h!ln~elill!tzS911-
~1l.lnNRWübern~mrri!lllwerden? Wie g~.taltete siCh derPr.oz~liIs~er 
Ausa~beitung deS Ges!ltz.es in ESaden~Württelllberg11<~m .~ .. zI.IProb.le­
fTI!1n ltLifgrunddes.Kollnexi~tsprlnzips.und wie. konntendies!l.gel(jst 
werden?· . . 

Die bisherige Gestaltung der Landesaufnahme und der kommunalen Unterbringung 
von Baden-Würtlemberg ist nur in einigen Aspekten mit der von Nordrhein-Westfalen 
vergleichbar. Eine grundlegende Neuausrichtung der gesetzlichen FlOchtiings­
aufnahme ist, wie in Baden-WOrtlemberg erfolgt, auch in NRW möglich und nötig. 
Von den in der Beantwortung zu Frage 7 ausgedrückten qualitativen Gesichts­
punkten sollten möglichst viele in das Flüchtlingsaufnahmegesetz bzw. eine 
Durchführungsverordnung zur Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
verbindlich niedergeschrieben werden. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

9. Gibt e~ noch weitere Beispiele und Vorbilder al,lsllnde.rl~I1.BI.m.desl.än­
derl1. Wie difll..andesre$llerl,lngdenKQmmune~ IJflsetzUcheVorgaben zur 

. pnterbrinIJung und VersQrgung VQnFlüc;htlingenu",dfürdieLande~I,II'!­
~erbrlngun!Jund fl(er~Qrgul1g ",achenkanl'!?Wie.se!Jen diese V.orgaben 
ko.nkret aus? .... . 

Das Thema Unterbringung ist im Zuge der steigenden FIOchtlingszahlen in vielen 
Bundesländern erneut in der Diskussion. So hat das Land Brandenburg im Juli 2013 
ein neues Unterbringungskonzept vorgelegt, das 2015 gesetzlich verankert werden 
soll, um die Integration und Lebenssituation von Flüchtlingen zu verbessern. Das 
Land Brandenburg empfiehlt den Kommunen, besonders schutzbedOrftige 
FIOchtiinge nach sechs Monaten und alle anderen nach zwölf Monaten in 
Privatwohnungen unterzubringen. In Berlin gilt, dass Asylbewerber "in der Regel in 
WOhnungen unterzubringen (sind). soweit die Unterbringung in einer Wohnung im 
konkreten Fall kostengünstiger ist als die Gemeinschaftsunterbringung .. .". Auch in 
Bremen ist die Aufnahme in Gemeinschaftsunterkünften erneut in der Diskussion. 
Das gerade neu geschaffene FlOchtiingsaufnahmegesetz in Baden WOrtlemberg 
eröffnet den Kommunen Spielräume, etwa im Hinblick auf den Umzug in 
Privatwohnungen und regt Verbesserungen an, wie die Flüchtlingsaufnahme in 
Kommunen humaner zu gestalten ist. 

Sofern Flüchtlinge kommunal in GemeinschaftsunterkOnften leben müssen. 
unterscheidet sich die Situation in den einzelnen Bundesländern gerade auch 
hinsichtlich der festgelegten Unterbringungsstandards und der Betreuung 
grundlegend. Mehrere landesaufnahmegesetze sehen hier Normierungen vor. In 
Hessen etwa ist gesetzlich festgelegt, dass die Unterkünfte .... einen 
menschenwürdigen Aufenthalt ohne gesundheitliche Beeinträchtigungen 
gewährleisten (müssen)." Sachsen-Anhalt empfiehlt gesetzlich die Unterbringung in 
möglichst kleineren Gemeinschaftsunterkünften. Baden-Würtlemberg normiert die 
Größe des Wohnraums, die pro Person mindestens zur Verfügung stehen muss, ab 
dem 01 .01.2016 auf 7 qm. Insgesamt haben mit Baden-WOrttemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen sechs Bundesländer 
verbindliche Regeln sowie diese ergänzende Empfehlungen und/ oder 
DurchfOhrungsverordnungen für den Betrieb und die Einrichtung von 
Gemeinschaftsunterkünften. Bayern etwa normiert als Mindestnorm 7 qm Wohn- und 
Schlaffläche pro Person und hat, wie andere Bundesländer auch, weitere 
Mindestnormen wie die maximale Personenzahl je Raum festgelegt. Berlin normiert 
bei Einzelzimmern 9 qm, ansonsten 6qm Wohn- und Schlaffläche pro Person. In 
mehreren Bundesländern wie etwa in Brandenburg, Hessen oder Thüringen haben 
Länder eine Rechtgrundlage geschaffen, so dass Wohlfahrtsverbände und/oder 
private Träger den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften übernehmen können. 

Zur Einbindung nichtstaatlicher Akteure ist in § 47 Abs. 4 S. 2 AsylVfG bundesweit 
festgelegt, dass die Aufnahmeeinrichtungen verpflichtet sind, den Asylsuchenden zu 
unterrichten, .welche Vereinigungen den Ausländer Ober seine Unterbringung und 
medizinische Versorgung beraten können." 

Mehrere Bundesländer haben spezielle Regelungen fOr die Unterbringung von 
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unbegleiteten minderjährigen und/oder von besonders schutzbedürftigen 
Flüchtlingen geschaffen. Aktuell steht Deutschland im Rahmen der Umsetzung von § 
22 der EU-Aufnahmerichtlinie vor der Herausforderung, fUr die Identifizierung 
besonders schutzbedürftiger Personen neue Verfahrensregelungen zu finden. 

Die Freie Wohlfahrtspflege Nordrhein-Westfalen tritt dafür ein, fUr die kommunale 
Unterbringung und Betreuung auch in Nordrhein-Westfalen grundlegende Standards 
gesetzlich zu normieren bzw. in Durchführungsverordnungen zu verankern. Dabei 
sollte grundsätzlich gelten: 

Im Anschluss an die Landesaufnahme sollten Flüchtlinge direkt in einer eigenen 
Wohnung leben dürfen. Dies gilt insbesondere für besonders schutzbedürftige 
Flüchtlinge im Sinne der EU-Aufnahmerichtlinie. Unabhängig von der 
Unterbringungsform sollte in Anlehnung an § 9 Wohnaufsichtsgesetz NRW pro 
Bewohner eine Wohnfläche von mindestens 9 qm, für jedes Kind bis zu 6 Jahren 
eine Wohnfläche von 6 qm vorhanden sein. Die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften oder in anderen größeren Wohneinheiten muss die 
Intimsphäre, die Gesundheit und das Wohl der Kinder sicherstellen. Sie sollte auf bis 
zu ein Jahr begrenzt werden. SchutzbedOrftige müssen so untergebracht sein, dass 
sie auch wirklich Schutz finden. Für die soziale Begleitung der FIOchtiinge ist eine 
ausreichend ausgestattete, qualifizierte Flüchtlingssozialarbeit zu gewährleisten. 

1 O.WeichElge"etzlichenl./nd ullter",esetzlic'l!el'l MC>QUc;h~eite~. hatc:llls~nd 
·NRW.urnaufEline menfilchenwilrdige .l.Intjtrbrll'lgu/lg und ye~orgung 
von.FIOchtUl'lgen Jn.,lIen311~ KOllJml!neh.des .... amfeshl~z~lrJ~jt/l .• \lVjtl. 
chegefiletzlictlenÄnderU/lgen Wä~en.hlertiirtlilfrjtlctl.~ndwe!c;hflllllde·.· 
·renMöglich~fliteI'l1ür.clie Hin\Vir~ung auf eine tll,lmane VnterbringungJn 
.ganzNRW gibt.efilnpch? . . . 

Hinsichtlich der gesetzlichen und untergesetzlichen MögliChkeiten wird auf die 
Beantwortung der Fragen 6 und 7 verwiesen. 

Darüber hinaus hat das Land die Möglichkeit, zur Förderung der humanitären 
Ausgestaltung des kommunalen Wohnens bzw. der kommunalen Unterbringung von 
Flüchtlingen auf Basis eigener qualitativer Kriterien über finanzielle Anreize, 
Analysen, Empfehlungen, Hinweise die Aufarbeitung besonders gelungener 
Konzepte in den Kommunen auf humanitäre Verbesserungen hinzuwirken. Ohne 
konnexitätsrelevante Normierungen vorzunehmen wäre es etwa möglich, 

• im Flüchtlingsaufnahmegesetz auf Basis eigener qualitativer Kriterien bei den 
Erstattungsregeln finanzielle Anreize zu verankern, 

• die bei der Bezirksregierung Arnsberg eingerichtete Landeskoordinierungs­
stelle der kommunalen Integrationszentren zu beauftragen, zwischen den 
Kommunen einen Wettbewerb um eine humane, am Flüchtlingsschutz orien­
tierte Aufnahme und Unterbringung für und von Flüchtlinge/n auszuloben. 
Hierzu könnte das Land einen Preis schaffen, 

• als Ministerium für Inneres und Kommunales eigene Qualitätskriterien zur 
Förderung der humanitären Ausgestaltung des kommunalen Wohnens bzw. 
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der kommunalen Unterbringung von Flüchtlingen zu erarbeiten. Diese könnten 
den Kommunen in Verbindung mit Empfehlungen und Hinweisen zur Kenntnis 
gegeben werden, um zu befördern, dass Kommunen Konzepte der privaten 
Wohnraumversorgung erproben bzw. dezentrale, in Wohngebieten umgesetz­
te Unterbringungskonzepte, die den eigenen Mindeststandards gerecht wer­
den, 

• als Ministerium für Inneres und Kommunales in Zusammenarbeit mit der Zivil­
gesellschaft eine Tagung durchzuführen, um zu eigenen Qualitätskriterien zur 
Förderung der humanitären Ausgestaltung des kommunalen Wohnens bzw. 
der kommunalen Unterbringung von Flüchtlingen best-practice-Beispiele vor­
zustellen oder 

• ähnlich wie in Sachsen eine unabhängige Instanz zu beauftragen, einen 
,Heim-Tüv" zu initiieren, um die kommunalen Gemeinschaftsunterkünfte be­
wertend zu analysieren, und Verbesserungen anzustoßen (siehe 
http://www.landtag.sachsen.de/de/integration migration/themen/6772.aspx). 

11. Zurz",it'>l!jr~ das.Gesetz~ur~eu/"",~elung(je.s .W4h"un~ll~u~Ic,~tsr"'C/l~ 
~n.d .. zu .. eI ... er.w(lh"r;wm~~c:htllch~"·YC)r~chrl~~.rate"'~.lm.~e.~~tz ... h",IBt 

/esu. a ..•. ,.(iIt~~ltm",jnd"'ll\Vjr~femereJnI ... ~tr~.l1'lel!t $Jltg~~",n.tl/Ilgeg", .... 
·O~rb~I~$J","g ."(I~~gehell .. ( .. ,).~i!!!i.llt .l!s.",lllme~!ilCheIl\VUrdigell~o.~: 
~.enz~ er!1'lÖ9liche"."Wlrc!lIich .di",s!!s .. ~!!$.!!tz~~tdl.e~~fm~hm"'."jm 
Flüchtlinge" dur<:h dal>Landa~f(jieKC)mmunen ausWi.rken,Undwermja.·. 
i ... welcher Weise? 

Das Wohnaussichtsgesetz normiert in § 9 pro Bewohner eine Wohnfläche von 
mindestens 9 qm. Für jedes Kind bis zu sechs Jahren muss eine Wohnfläche von 6 
qm vorhanden sein. Von diesen für private und gewerbliche Anbieter geltenden 
Mindestnormen sollten die Kommunen bei den kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften für Flüchtlinge nicht abweichen dürfen. 

12.[)asFlüchtlingsaufl1al1megesetzgi~tel>sE!it~QJahrel'l .. ~iegestaI~te 
sichdieZuweis~ng(jer~elde.rfr(lher?\Ni~ gel>t;l'te~ ~ielli<:l1jetzt? \VE!I~ 
.cheI1Änder~ngsbedarf llehenSie? .... '.' ..... 

Die anteilige Erstattung der Kosten für die Flüchtlingsaufnahme und -unterbringung, 
die den Kommunen zusteht, erfolgt jeweils auf Basis von Bezugszahlen des 
Vorjahres quartalsweise. Gerade in Zeiten steigender Flüchtlingszahlen führt dies in 
den Kommunen zu erheblichen Vor- bzw. Unterfinanzierungen. Das 
Erstattungsverfahren sollte so umgestellt werden, dass weder das Land noch die 
Kommunen erhebliche Vorfinanzierungszeiträume haben. 
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13,. Gibt es Beispi~l~liIus liInde~enfJunde,slän~~rn. in. <I~nenl(omm!Jnen In 
größerem Umfang durchdie Land~sre9Ie{!Jngen~ntlastetV!lerden? 

Hierzu hat das Bundesamt tUr Migration und Flüchtlinge in 2013 auf Basis einer 
Umfrage in der Bund/U!nder Arbeitsgemeinschaft Flüchtlinge in der Veröffentlichung 
"Die Organisation der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern in 
Deutschland" (Working Paper 55) Vergleichszahlen vorgelegt (siehe S. 13f und S. 
27f). Da die Ausgestaltung der Flilchtlingsaufnahme zwischen land und Kommunen 
in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich ist, können hier keine 
vergleichenden Aussagen getätigt werden. Der Freien Wohlfahrtspflege liegen keine 
Informationen exakter Art vor. 

14.DieK9~mullim(;lürfennacbJ4FIÜchtli~gsa!Jfn!lh~eges~b:1.5 . %c:ler " 
.·· .. ·.derpa!Jsch~isierten .. l.an~eszuweisun9ausschl.i~ßljc;~für.dje.sozialeB.e' 
tre!Jun9.·vel'We~~el'l,~ie .V!lirdsl~h~rgesteU.t,das.,sdje.K~.~~üneQ(lie 
LandeszllVie.I,s!Jng au,ss.c~ne~lic~ für diesozialefJeratll~g )'9QFlüchtlin, 
gen .. ,au,sgeben?f3abe,s .. da;z!Jim .. F.lüchtllng,sll!Jfnahll1.e9~se~sc:~(m ... el", 
rollI y()r9a~ll?fJraucht.e,s.stan~!lrdi,siert~ Verfahren:zurreIJe'll1äßigen '. 
Oberpr~fung deryerwelldung~leserMlttel?. i/ ..................... '., .. ' '. ··i.· 

Derzeit gibt es über die zweckentsprechende Verwendung der pauschalierten 
landeszuweisung "ausschließlich für die soziale Betreuung von Flüchtlingen" weder 
einen gesonderten Verwendungsnachweis noch, wie dies in 1997 der Fall war, 
seitens des Innenministerium einen eigenen Erlass zur "zweckentsprechenden 
Verwendung der Betreuungspauschale gemäß § 4 Abs.2 FlüAG", der die Kommunen 
zu einer gesonderten Darstellung dieser Mittel im gemeindlichen Haushalt veranlasst 
(siehe Anlage 3 - Erlass des MIK vom 12.11.1997). Entsprechend erfolgt durch die 
Bezirksregierung Arnsberg auch kein gesondertes ContrOlling mehr tUr die "soziale 
Betreuung". Dabei wäre aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege eine erneute 
Verankerung einer Regelung in einer Verordnung zum FlOchtlingsaufnahme im Sinne 
des Erlasses von 1997 von grundlegender Bedeutung. 

Derzeit erhalten die Kommunen Ihre Mittelzuweisungen auf Basis der zugewiesenen 
Flüchtlinge in gesonderten Anschreiben mitgeteilt. Sie sind nicht verpflichtet, dem 
land die spezielle Verwendung der 4,5 % f(lr die soziale Betreuung zu belegen. 
Darüber hinaus gibt es zu dem Begriff "Soziale Betreuung" leider auch keine 
qualitativen Vorgaben, so dass Kommunen auch Tätigkeiten außerhalb der 
Flüchtlingssozialarbeit etwa von Hausmeistern oder Personal- und Sachkosten für 
die Organisation und Durchführung der Sozialleistungsgewährung als "soziale 
Betreuung" im Sinne des Flüchtlingsaufnahmegesetzes NRW betrachten und 
einsetzen können. Auch dies war noch in 1997 im Flüchtlingsaufnahmegesetz so 
geregelt, dass deutlich wurde, dass auch von den Kommunen beauftragte Träger die 
Aufgabe der "sozialen Betreuung" wahrnehmen können. Hier hieß es in § 4 Abs. 2 
FlüAG: 

"Die Pauschale ist ausschließlich rar die soziale Betreuung der FlUchtlinge zu velWenden. Die 
Betreuung erfolgt durch die Kommunen oder durch von ihnen beauftragte Trliger.· 
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Ende der 90er Jahre gab es also speziell zur "Sozialen Betreuung" eine grundlegend 
andere Ausrichtung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes und eine Beteiligung von 
Nichtregierungsorganisationen. Im Erlass des Innenministeriums vom 12.11.1997 zur 
Auslegung des Begriffes "Soziale Betreuung" hieß es: 

.Die Landesmillel sollen vielmehr zur Unterstlitzung der ausländischen FlOchtlinge bei der 
Orientierung im ttJglichen Leben. bei Kontakten zu Beh6rden und in besonderen Lebenssituationen 
eingesetzt werden. Dazu geh6ren auch Maßnahmen der sozialen Betreuung in 
Unterbringungseinrichtungen, um soziale Spannungen und Konflikte zu vermeiden oder 
friJhestm6glich zu beseitigen. (. . .jDabei steht es den Gemeinden frei, die soziale Betreuung mit 
eigenem Personal durchzufOhren oder Dritte, z.B. Wohlfahrtsorganisationen oder 
FIOChflingsberatungsstellen vor Ort, mit der Aufgabe zu betrauen. " 

Aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege setzt die .soziale Betreuung" ein besonderes 
Vertrauensverhältnis zwischen Ratsuchenden und Beratenden voraus. Deshalb sollte 
diese Aufgabe durch die Kommune vorzugsweise im Rahmen der Subsidiarität auf 
gemeinnützige, freie Trägern bzw. Nichtregierungsorganisation der 
Flüchtlingssozialarbeit übertragen werden. Sie sollte gegenüber staatlichen Stellen 
und Angeboten der Kommunen unabhangig, freiwillig und ergebnisoffen organisiert 
sein. Bei einer Mittelzuweisung "Soziale Betreuung" an die Kommunen sollte, wie in 
1997 geschehen, darauf geachtet werden, dass diese Mittel gesondert dargestellt 
werden müssen, damit in den kommunalen Parlamenten bekannt ist, in welchem 
Umfang diese Mittel zur Verfügung stehen und wie diese Verwendung finden. 

15.lneinemLf~U VOI1l18.97.2012.erkJä.rtec:la~.Bundesv~n.y~ltU!19sgerjcllt 
~ie .RIIge1u!191l!1.,z1l den~rundleistu!1ge.n 1.!1f'ormdllrGII'dleishmgen 

.• f1ach<lel1lJ\sylpIß.fQr.Vllrfa~sun9~vf.idrl~. ·Vl/ell:!1eKonse.querlzen.hätte 
(fiIlAbs!:.haffLm9 (fesAsylbl~ .türc:lie ~()ml1lunen? .. . . 

Eine Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes hätte zunächst eine 
ungeheure Entlastung der kommunalen Haushalte, aber auch des Landeshaushaltes 
zur Folge, denn die derzeitig im AsylblG "Begünstigten" würden nunmehr Leistungen 
nach allen Sozialgesetzbüchern, also auch dem SGB 11, SGB V bzw. SGB XII 
beziehen. Hiermit verbunden und für die Kommunen ebenso von großer Bedeutung 
wäre die Möglichkeit, auch für diese Personengruppen alle Instrumentarien des SGB 
11 (Grundsicherung für Arbeitssuchende) und SGB V (gesetzliche Krankenver­
sicherung) nutzen zu können, so dass für diese Flüchtlingsgruppen für die Dauer 
Ihres Aufenthaltes eine eigenständige Sicherung des Lebensunterhaltes und 
Integration in den Arbeitsmarkt möglich und ein Zugang zur gesetzlichen Krankenver­
sicherung gegeben wäre. Beides würde die Kommunen erheblich entlasten. Im 
Weiteren sei an dieser Stelle verwiesen auf die Anhörung des Innenausschuss des 
Landtages NRW zum Antrag der Fraktion DIE LINKE "Menschenwürdiges 
Existenzminimum für alle - Asylbewerberleistungsgesetz abschaffen" (Drucksache 
15/1188 und Apr 15/265), in dem viele Konsequenzen dargelegt sind, die einer 
Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes für die Kommunen hätte. 
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Freie Wohlfahrtspflege NRW 

16. Menschenfeindlich Hetze und AblehnunggegeQüberFlücl1tlinge.n.Qeh. 
menleider au.ch in~RWzu. \lVelcl1eMa~nahml;)ns9l1ten dieWIndesre· 
. gierullg uncl die.Kommunl;)n e~greifen.umbestehl:lnde~n!Jste .undSor. 
!JenclerBl:lvöl~eI'\lQg abzu!Jauen undumAkze.,~al1z un(i .SeQsibil!lIlerung 
z;u fördem'?\lVie könnenLanci undKommuneQCle"Begriff;;\YIII~pm· 
mensk~ltur" mltLebenfüllen?Wiekann.von ~eitl;)Q d.es 4ndellund dtu 
Kpmmunen aUffrem(ienfeindlicl1e Aktivitätenr"QdUm dil;) Fllichtllngsun, 
terb~ingung reagil;)rt ..... erden? 

Die menschenfeindliche Hetze gegen Ober FlOchtiingen nimmt besonders rund um die 
Erstaufnahme und in den Kommunen zu. in denen es zu Konflikten um die 
Unterbringung kommt. Konflikte um die Unterbringung mit menschenfeindlichen und 
rassistischen Zügen entstehen häufig rund um größere Unterbringungseinrichtungen 
und, sobald die Kommunen nicht mehr über humane Konzeptionen der 
FlOchtlingsaufnahme verfügen und zu diesen in ihrer Gemeinde nicht hinreichend im 
Dialog mit der Zivilgesellschaft stehen. Konflikte sind nicht automatisch mit 
steigenden Flüchtlingszahlen verbunden! 

Eine schnelle Entwicklung und Umsetzung eines qualitativen Konzeptes der 
Erstaufnahme würde populistischen und menschenfeindlichen Aktivitäten und 
rassistischen Aktionen von rechten Gruppen wie Pro NRW. die in NRW wieder vor 
den landesflüchtlingsunterkünften und ausgewählten kommunalen 
FlüchtlingsunterkOnften aktiv sind, besonders gut entgegenwirken. Dies gilt analog 
für die Kommunen. Auf die Beantwortung der Fragen 2,3 6,7 und 10 sei verwiesen. 

Bei den landeseinrichtungen wie auch in den kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften ist es wichtig, ein Beschwerdemanagement einzurichten 
und regelmäßige Diskurse mit Anwohnenden und der Zivilgesellschaft zu führen. ihre 
Sorgen erst zu nehmen und aufzugreifen. Weiter ist es zur Minimierung dieser 
Konflikte wichtig. in den Städten eine unabhängige Flüchtlingssozialarbeit 
einzurichten und zu finanzieren, die informiert, Begegnung fördert, also Ängste 
abbauen hilft und die zum ehrenamtlichen Engagement ermutigt. 

Münster. 25.04.2014 

Anlagen 

1. Schreiben der landesarbeitsgemeinschaft der Freien WOhlfahrtspflege NRW 
vom 08.03.2013 zum "Eckpunktepapier mit Positionen zur Erstaufnahme und 
Unterbringung von Flüchtlingen und zur Durchtohrung der Asylverfahren" . 

2. Schreiben des Flüchtlingsrates NRW vom 14.06.2013 bzgl. Qualitativen An­
forderungen tor die Neuausrichtung der Erstaufnahme in NRW. 

3. Erlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 12.11.1997 zur 
zweckentsprechenden Verwendung der Betreuungspauschale gemäß § 4 
Abs. 2 FIÜAG. 
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Stellungnahme zur Diskussion 

Diakonie ~~ 

Qualitative Anforderungen für die Neuausrichtung der Erstaufnahme in NRW 
(Mai 2013) 

1. Grundgedanke: Zukünftig gibt es nur noch Erstaufnahmeeinrichtungen in NRW, die auf Basis 
des Asylverfahrensgesetzes (§ 47 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG) - also i.d.R. min. sechs Wochen Un­
terbringung und max. drei Monate Unterbringung - aufgebaut sind. Die Unterbringungszeiten 
werden durch das land Ld.R. nicht unter sechs Wochen gekürzt. Auf diese Weise können die 
Flüchtlinge rund um ihr Asylverfahren eine Erstbegleitung erfahren (rund um die Anhörung, das 
Anhörungsprotokoll, Zuweisung / Transfer, weitere Verfahrensschritte, etc.), die bei einer frühe­
ren Zuweisung an die Kommunen aufgrund fehlender Beratungsstellen und fehlendem spezia­
lisierten Know-how/fehlender spezialisierter Kenntnisse zur Asylverfahrensberatung nicht si­
chergestellt werden könnte. Die Zweiteilung von Erstaufnahme und zentraler Unterbringungs­
einrichtung wird aufgehoben. Bestehende EAE (bis zu acht Tage in Dortmund und Bielefeld) 
und bestehende ZUE (in den Städten Hemer-Deilinghofen, Nieheim, Neuss und Schöppingen -
bis zu 3 Monaten) werden zu Erstaufnahmeeinrichtungen umgewandelt, soweit sie, beispiels­
weise hinsichtlich Freizeitgestaltungsmöglichkeiten und Anbindung an den Nah- und Femver­
kehr, die erforderliche Eignung aufweisen. 

2. In jeder dieser neuen EAE werden die staatlichen Aufgaben des landes im Sinne einer "at­
menden" Verwaltung direkt vor Ort angesiedelt. Jede EAE hat also soweit möglich eine Au­
ßenstelle der Bezirksregierung Arnsberg (Zuweisung / Transfer) und eine Außenslolio der zent­
ralen Ausländerbehörde (Registrierung, Initiierung medizinischer Untersuchung, etc.). Für die 
bundeslandObergreifende Erstaufnahme werden an zwei le-Bahnhöfen in NRW Shuttlesyste­
me - LV. zur ZAB - eingerichtet. Das land NRW setzt sich dafür ein, dass das BAMF Außen­
steIlen an allen EAE-Standorten einrichtet. 

3. Die EAE sind zukünftig in der Regel ausgelegt auf 300 Personen (langzeitunterbringung gem. 
§ 47 Abs. 1 S. 1 AsylVfG), max. auf bis zu 500 Personen (hier v.a. für FOlgeantragstellende 
(Kurzfristigkeit) und als Puffer für spezielle Bedarfslagen). Durch ein Absehen von sehr großen 
Einheiten soll die Akzeptanz in der Zivilgesellschaft gefördert werden. Jede EAE ist mit min­
destens einer Vollzeitstelle Asylverfahrensberatung (angesiedelt bei der Freien Wohlfahrtspfle­
ge bzw. den freien Initiativen) pro 100 Personen ausgestattet (dynamisches Anpassungssys­
tem) und mit einem Budget für Sprachmittlung versehen. Die Verfahrensberatung ist als eigene 
KostensteIle in den Haushalt einzustellen und hat keine finanziellen Auswirkungen auf die För­
derung der kommunalen Beratung. 

4. Zukünftig soillen EAE vorrangig in urbanen Regionen aufgebaut werden/angesiedelt sein; da­
bei soillen Neubauten nicht ausgeschlossen werden. Neue EAE sind derzeit nur noch im 
Rheinland zu schaffen, da - mit Ausnahme der zeitlich befristeten ZUE in Neuss - alle besle­
henden EAE und ZUE in Westfalen eingerichtet sind. 

5. Es müssen Mindeststandards für den Betrieb und die Betreuung entwickelt und öffentlich ge­
macht werden. Die Entwicklung dieser Standards erfolgt unter Beteiligung der verschiedenen 
im FIOchtlingsbereich tätigen Akteure (Verbände, Initiativen, etc.). Die Qualität und die Quanti­
tät des Betreuungspersonals und der sozialen Grundstandards in den Einrichtungen werden 
durch das land NRW festgelegt und kontrolliert. Zu den sozialen Grundstandards gehören ins­
besondere der Schutz der Privatsphäre, die medizinische und psychologische Versorgung so-
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wie die Beachtung der spezifischen Bedürfnisse von Kindern und besonders schutzbedürftigen 
Flüchtlingen. 

6. Das Land stellt sicher, dass Instrumente zur Erkennung besonders schutzbedürftiger Flüchtlin­
ge vorhanden sind bzw. kurzfristig entwickelt werden und die Informationspflichten gemäß § 47 
Abs. 4 AsylVfG eingehalten werden. 

BOChum, Mai 2013 
NRW Flüchtlingsrat 
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Eckpunktepapier 
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mit Positionen zur Erstaufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 

und zur Durchführung der Asylverlahren 

Fachausschuss Flüchtlinge im Arbeitsausschuss Migration 
der Freien Wohlfahrtspflege NRW 

Januar 2013 

Die erhöhte Zahl von Asylanträgen im Jahr 2012, die Teil eines seit zwei Jahren anhaltend 
leichten Anstiegs von Asylgesuchen darstellt, hat insbesondere in den letzten vier Monaten 
des vergangenen Jahres zu einer krisenhaften Situation in der Erstaufnahme und Unterbrin­
gung von Flüchtlingen in NRW geführt. 

Ausreichende und angemessene Unterbringungsmöglichkeiten für asylsuchende Flüchtlinge 
standen bzw. stehen nach wie vor ebenso wenig zur Verfügung, wie genügend personelle 
Kapazitäten zur regulären und kompetenten Bearbeitung von Asylanträgen. 

Angesichts dieser prekären Situation, die für die betroffenen Flüchtlinge außerordentlich be­
lastend ist, aber auch die in der Aufnahme, Unterbringung und Durchführung der Asylverfah­
ren tätigen Mitarbeitenden vor besondere Herausforderungen stellt, vertritt der Fachaus­
schuss Flüchtlinge des Arbeitsausschusses Migration in der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege NRW nachfolgende Positionen: 

Fehlplanungen, Versäumnisse und Mängel von Politik und Verwaltung in Bezug auf 
eine ausreichende und angemessene Ausstattung in der Erstaufnahme und Unter­
bringung von Asylsuchenden dürfen nicht zu Lasten und auf dem ROcken der betrof­
fenen Flüchtlinge ausgetragen werden. 

Die politisch Verantwortlichen sind aufgerufen, die gegenwärtige Debatte zu den 
Themen Asyl und Aufnahme von Flüchtlingen mit einem hohen Maße an Besonnen­
heit, Sachlichkeit und Sorgfalt zu führen. Abwertende Unterstellungen und stigmati­
sierende Äußerungen wie z. B. ,,wirtschaftsflüchtlinge" und "Asylmissbrauch" werden 
der schwierigen Lebenssituation vieler Flüchtlinge nicht gerecht und schOren eine 
flüchtlings- und fremdenfeindliche Stimmung. 

In einer besonderen Verantwortung stehen die Medien, Sie sind aufgefordert, mit ei­
ner seriösen Berichterstattung und Kommentierung zu einer sachlichen und differen­
zierten Debatte, die den berechtigten Anliegen der Flüchtlinge Rechnung trägt, beizu­
tragen. 



Die Ausstattung in der Erstaufnahme und Unterbringung von Asylsuchenden in NRW 
ist deutlich zu verbessern. 

Die Kapazitäten der Erstaufnahmeeinrichtungen und Zentralen Unterbringungsein­
richtungen sind steigenden Bedarfszahlen anzupassen. Ausreichend Plätze für eine 
menschenwürdige und angemessene Unterbringung von Asylbewerbern sind in Zu­
kunft bereitzustellen und vorzuhalten. In Nordrhein- Westfalen wird eine dritte Erst­
aufnahmeeinrichtung benötigt. 

Um sich auf ihr Asylverfahren vorbereiten und konzentrieren zu können, brauchen 
Asylsuchende entsprechende Rahmenbedingungen. 

Kostenaufwändige und kräfteraubende Transfers, die für alle Beteiligten undurch­
schaubar sind, solften vermieden werden. 

Menschenwürdige Unterbringung von Flüchtlingen beinhaltet insbesondere die Be­
rücksichtigung ihres Rechts auf IntimspMre, die Einhaltung von Hygiene- und Ver­
sorgungsstandards, die Bereitstellung einer Krankenstation, sowie die Beachtung von 
individuellen persönlichen Merkmalen wie Geschlecht, Herkunft, Religionszugehörig­
keit etc. 

Entsprechende Standards für Ausstattung und Personal (Personalschlüssel und -
qualifikationen) sollten vorgegeben und transparent sein. 

Im Sinne einer starkeren Partizipation der Untergebrachten ist unbedingt ein effekti­
ves, durch die Bewohner auch nutzbares BeSChwerdemanagement einzurichten. 

Der besonderen Schutzbedürftigkeit von Menschen wie z.B. Minderjährigen, allein 
reisenden Frauen, Schwangeren, Wöchnerinnen, Älteren, Traumatisierten, Kranken 
und Behinderten ist bei der AsylantragsteIlung, Aufnahme, Verteilung bzw. Zuwei­
sung, Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen Rechnung zu tragen (siehe 
auch EU Aufnahmerichtlinie). Der Vorrang des Kindeswohls für die Unterbringung 
von Familien mit Kindern und die Verpflichtung zur Inobhutnahme von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen gemäß SGB IIX sind unbedingt zu beachten. 

Es ist sicherzustellen, dass die Dauer des Verbleibs von Flüchtlingen in den Erstauf­
nahmeeinrichtungen und zentralen Unterbringungseinrichtungen für die reguläre Be­
arbeitung der Asylanträge, für die Inanspruchnahme einer qualifizierten Asylverfah­
rensberatung und für die Berücksichtigung humanitärer Aspekte im Rahmen der Zu­
weisung in die Kommunen ausreichend ist. 

Zur Wahrung der Familieneinheit sollten Asylsuchende, deren Familienangehörige 
bereits in Deutschland leben, bevorzugt unverzüglich in die Kommunen zugewiesen 
werden, in denen ihre Familienangehörigen leben. Die gesetzliChen Vorgaben der 
EASY - Verteilung müssen korrigiert werden; Kernfamilien dürfen nicht auseinander­
gerissen werden. In einem erweiterten Familienbegriff sollten soziale Bezüge Berück­
sichtigung finden. 



Um Asylsuchenden die faire Chance zur erfolgreichen Gestaltung ihres Asylverfah­
rens zu ermöglichen, ist eine bedarfsgerechte Sozial- und Verfahrensberatung an je­
dem Standort der Erstunterbringung in NRW notwendig. 

Unerlässlich sind die Kooperationsbereitschaft und die Kommunikation zwischen Mit­
arbeitenden der Behörden, der Betreibergesellschaft der Aufnahmeeinrichtung und 
der Verfahrensberatung zugunsten der Asylsuchenden. 

Zunehmende Asylbewerberzahlen dürfen nicht Verzögerungen im Aufnahmeprozess 
beim Bundesamt fOr Migration und FlOchliinge (BAMF) und dam~ Einschränkungen 
und Benachteiligungen für Flüchllinge bei der Inanspruchnahme des Rechts auf Zu­
gang zum Asylverfahren zur Folge haben. 

Auch bei steigenden Asylbewerberzahlen muss der Rechtsanspruch eines jeden 
Flüchtlings auf ein geordnetes und rechtmäßiges Asylverfahren gewährleistet sein 
und verwirklicht werden. 

Um vorstehenden Grundsatz einlösen zu können, muss dem BAMF für die Bearbei­
tung von Asylanträgen entsprechend qualifiziertes Personal mit den erforderlichen 
Rechtskenntnissen in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen. Der seit Oktober 
2012 praktizierte Einsatz früherer Angehöriger der Bundespolizei und der Bundes­
wehr, häufig ohne ausreichende Qualifizierung, ist bedenklicher Ausdruck eines un­
sachgemäßen Umgangs mit der Zunahme von Asylanträgen. 

Das Recht auf Asyl ist ein Individualrecht. Danach haben ausnahmslos alle asylbe­
gehrenden Menschen das Recht auf eine faire, gründliche, ernsthafte, unvoreinge­
nommene und zeillich angemessene Prüfung, Bearbeitung und Bescheidung ihrer 
Anträge. 

Beschleunigte Asylverfahren für bestimmte Flüchtlingsgruppen sowie pauschale Ab­
lehnungen widersprechen rechtsstaatlichen sowie flüchtlings- und menschenrecht/i­
ehen Standards, 

Münster, den 25.01.2013 

FA Flüchllinge des Arbeitsausschuss Migration der Freien Wohlfahrtspflege NRW 





Geflohen, geduldet, von Abschiebung bedroht. Die Flüchtlinge der 
angeblich sicheren Herkunftsstaaten des Balkans. 

Vortrag am 27. Oktober 2014 in Münster, Prinzipalmarkt 10 

Von Heribert Prantl 

Vor zwei Tagen ist hier in diesem Rathaus der Preis des westfälischen Friedens 
für das Jahr 2014 verliehen worden. Der heutige Abend ist gewissermaßen die 
Fortsetzung dieser Preisverleihung. Der Flüchtlingsschutz ist nämlich ein 
wesentlicher Teil der europäischen Friedensordnung. Der Schutz für 
Flüchtlinge gehört heute zur pax universalis, zu dem großen Frieden, den 
1648 erstmals der Friede von Münster und Osnabrück brachte. Der 
westfälische Frieden ist das Ur-Fundament für ein Wunder - für das Wunder 
Europa. Dieses Europa der Europäischen Union ist das Beste, was Europa in 
seiner langen Geschichte passiert ist. 

Im Altertum gab es sieben Weltwunder: Die hCingenden Garten der 
Semiramis; den Koloss von Rhodos; das Grab des Königs Mausolos; den 
Leuchtturm auf der Insel Pharos; die Pyramiden von Gizeh; den Tempel der 
Artemis in Ephesos und die Zeusstatue von Oympia. Heute gibt es die 
Europäische Union und das Europäische Parlament, das die weltweit einzige 
direkt geWählte supranationale Institution. Ein Weltwunder. Zu diesem 
Weltwunder gehörten die Europäischen Grundrechte, zu diesem Wunder 
gehört also auch das Asylrecht und der Schutz bei Abschiebung, Ausweisung 
und Auslieferung, zu diesem Wunder gehört der Schutz von Menschen, die in 
ihrer Heimat verfolgt werden - ob diese Heimat nun in oder außerhalb von 
Europa liegt. Dieses Schutzversprechen gehört zum europäischen 
Friedensversprechen. Es darf nicht zuschanden werden. 

Es darf nicht sein, dass die Flüchtlinge in gute und schlechte Flüchtlinge 
sortiert werden - wobei gut und schlecht nach geographischen Kriterien 
beurteilt wird. Entscheidend kann nicht sein, wo Flüchtlinge herkommen - ob 
aus dem Balkan oder aus Syrien. Entscheidend muss sein, ob sie Schutz 
brauchen. Die Europäische Union ist Träger des Friedensnobelpreises. Wenn 
sie es nicht schafft, dass Menschen in ihren Heimatländern - in aus Serbien, 
Mazedonien oder Bosnien-Herzegowina - ohne Verfolgung in Frieden leben 
können, dann muss sie ihnen anderswo ein verfolgungsfreies Leben 
ermöglichen. Das ist Flüchtlingsschutz. 



Aschenputtel hat Linsen sortieren müssen - und zu diesem Zweck die Hilfe der 
Tauben erbeten: " ... die guten ins Töpfchen, die schlechten ins Kröpfchen!" , 
hat sie den Tauben gesagt. So einfach ist das bei Flüchtlingen nicht. Derzeit 
gibt es eine Tendenz, die Flüchtlinge in die guten Flüchtlinge aus Syrien und in 
die schlechten Flüchtlinge aus dem Balkan, Sinti und Roma vornehmlich, 
einzuteilen - die einen werden gern gegen die anderen ausgespielt; und es 
heißt dann, man würde gern ein paar Roma loswerden und dafür ein paar 
Syrer aufnehmen. Aber: Menschen sind keine Bauklötzchen, die man schnell 
einmal verschieben und austauschen kann. Und: Es geht einem Menschen, 
dem es schlecht geht, nicht schon deswegen besser, weil es einem anderen 
Menschen noch schlechter geht. Sinti und Roma dürfen in der neuen 
Flüchtlingsdebatte nicht unter die Räder kommen. 

Europa darf nicht nur Wirtschaftsgemeinschaft sein, es muss 
Bürgergemeinschaft sein. Es darf nicht nur Nutzgemeinschaft für Industrie und 
Banken sein, es muss Schutzgemeinschaft für die Menschen werden. Das geht 
nicht mit Geschwurbel, das geht nur mit handfester sozialer Politik, dazu 
gehört eine gute Politik für Flüchtlinge - dazu gehört eine gute und kluge 
Politik auch für die Menschen aus den Ländern des Balkan, die Sinti und Roma 
zumal. 

Wenn es um diese Menschen geht, denke ich an den 27. Januar 2011. Am 
Holocaust-Gedenktag des Jahres 2011 durfte zum ersten Mal ein Sinto, im 
Bundestag reden. Zoni Weisz, Florist von Beruf, ist ein Sinto, ein 
niederländischer Überlebender des Holocaust. Seine Familie war nach 
Auschwitz deportiert worden, ins dortige sogenannte Zigeunerlager, und dort 
umgekommen. Es war eine sehr eindrucksvolle Rede, die der alte Herr dort 
gehalten hat - er beklagte sich nicht; und gerade deshalb war seine Rede eine 
bitter Anklage. Der alte Herr klagte nicht über die deutsche Politik. Er klagte 
nicht darüber, dass nicht nur aus Frankreich, sondern auch aus Deutschland 
Roma abgeschoben werden. Er forderte kein Bleiberecht für die Flüchtlinge, 
die in den neunziger Jahren aus dem KoSQvo nach Deutschland geflohen sind. 

Natürlich hätte der alte Herr über die Kinder der Roma reden können, die in 
Deutschland geboren, aufgewachsen und verwurzelt sind - die aber trotzdem 
abgeschoben werden, zusammen mit ihren Eltern, die auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt nicht Fuß fassen konnten. Die deutsche Politik war stolz darauf, 
dass sie ein "Rückübernahmeabkommen" aushandeln konnte. Der alte Herr 
hätte den Stolz darauf in Zweifel ziehen können. Der alte Herr, der im 
Bundestag sprach, hätte zu diesem Zweck den Menschenrechtskommissar des 
Europarats zitieren können, Thomas Hammarberg. Der hatte die 
Lebensbedingungen der aus Deutschland abgeschobenen Roma im Kosovo als 
"humanitäre Katastrophe" bezeichnet. Die abgeschobenen Roma wohnen dort 
in Lagern auf den Abraumhalden eines Bergwerks. Der alte Herr hätte darüber 
klagen können, dass sich die deutsche Politik nicht hat erweichen lassen, trotz 
der historischen Schuld, die sie zu tragen hat: Die Nationalsozialisten haben 



eine halbe Million Sinti und Roma ermordet. 

Zoni Weisz hat also an diesem denkwürdigen Tag nicht die deutsche Politik 
angeklagt, aber es stand ganz still die Frage im Raum, was die deutsche Politik 
für Sinti und Roma tut - sehr wenig, fast nichts. Weisz hielt im Bundestag eine 
anrührende, bewegende Rede über das Leid seines Volks, das immer noch 
nicht zu Ende ist. Er hat vom "vergessenen Holocaust" geredet, und von seiner 
Mutter, seinen zwei Schwestern und seinem Bruder, die in Auschwitz vergast 
worden sind; er erzählte, wie er selbst das Grauen überlebt hat. Und dann 
schilderte er den erbärmlichen Alltag der Sinti und Roma in den Ländern 
Südosteuropas. Er klagte über Diskriminierung, Schikane und Abschiebung in 
so vielen Ländern. Aber er sprach dabei nicht von Deutschland. Vielleicht war 
diese Zurückhaltung ein Dank dafür, dass zum ersten Mal ein Vertreter der 
Sinti und Roma am HOlocaust-Gedenktag reden durfte. Aber womöglich kann 
diese Zurückhaltung mehr bewegen, als eine echte Anklage dies hätte tun 
können - weil sie die deutsche Politik zwingt, sich selbst zu überlegen, was sie 
den Sinti und Roma schuldig ist. 

Zoni Weisz hat in seiner Rede klar gemacht, das es nicht um ein nationales 
Problem geht - sondern um ein europäisches. "Wir sind doch Europäer" hat er 
gesagt. Dieser Satz wird bleiben nach diesem Gedenktag. Es gibt eine Sinti­
und-Roma-Frage, die Deutschland in die EU tragen muss. Es gilt, einem noch 
immer verfolgten Volk eine Zukunft zu geben - dadurch, dass man es in seiner 
Besonderheit respektiert, dadurch, dass man nicht auf einer Integration nach 
landläufigen Vorstellungen beharrt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

das war nun der Vorspann, das war das Präludium, die Präambel zu meinem 
Vortrag - in dessen Kern es um die neue Regelung der sicheren 
Herkunftsstaaten geht. Bundestag und Bundesrat haben ein Gesetz erlassen, 
nachdem Serbien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowina als sichere 
Herkunftsstaaten zu gelten haben. FlÜChtlinge von dort, Sinti und Roma 
zumal, haben daher kaum noch Chancen auf Schutz und Hilfe. Das ist die 
Folge des neuen Gesetzes über die angeblich sicheren Herkunftsstaaten. 

Falschbeurkundung wird mit Haft bis zu drei Jahren bestraft. Was die große 
Koalition, was CDU/CSU und SPD unter Hilfestellung von Winfried 
Kretschmann, dem grünen Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, jetzt 
amtlich festgeschrieben haben, ist eine Art Falschbeurkundung: 
Wahrheitswidrig wurden die Länder des Westbalkan per Gesetz zu sicheren 
Herkunftsländern erklärt Wahrheitswidrig behauptet die Bundesregierung mit 
dem neuen Gesetz über die sicheren Herkunftsstaaten, dass es dort keinerlei 
Verfolgung und keinerlei erniedrigende Behandlung von Minderheiten gibt. 
Dass das nicht stimmt, kann man, zum Beispiel, in den Berichten des 
Menschenrechtskommissars des Europarates nachlesen. 



Aber die Bundesregierung hat sich die Unwahrheit vom Parlament als Gesetz 
beglaubigen lassen. Gegen Flüchtlinge, die aus Serbien, Mazedonien oder 
Bosnien-Herzegowina kommen, spricht nun die gesetzliche Vermutung, dass 
es keinen Asylgrund gibt. Ein individuelles Recht, das Recht des Flüchtlings 
auf Schutz, wird also jetzt mit einem amtlichen Textbaustein erschlagen: 
"Dem Flüchtling ist es nicht gelungen, die gesetzliche Vermutung zu 
widerlegen". Dagegen haben sich die Grünen, die in sieben Landesregierungen 
sitzen gewehrt; sie haben sich gewehrt zusammen mit der rot-roten 
Regierung von Brandenburg - aber dann hat der grüne Baden-Württemberger 
Ministerpräsident Kretschmann mit seiner Landesregierung im Bundestag doch 
zugestimmt und damit dem neuen Gesetz die Mehrheit verschaffft. Er hat dies 
getan, um dafür ein paar Verbesserungen im Flüchtlingsrecht einzutauschen, 
die Menschenrechtsorganisationen schon lange gefordert hatten: Die 
Abschaffung der Residenzpflicht zum Beispiel, und Erleichterungen bei der 
Arbeitsaufnahme. Dagegen ist natürlich nichts zu sagen - nur: Der Preis ist 
sehr hoch. Den Preis für diesen Schwabenstreich zahlen die Flüchtlinge vom 
Balkan 

Und wie in den späten achtziger und den frühen neunziger Jahren, als das 
Asylgrundrecht geändert und reduziert wurde, steigen heute die 
Flüchtlingszahlen. In dieser Situation wird nun die dritte Stufe der 1993 
produzierten Asylabwehrrechts gezündet: Stufe eins war die 
Drittstaatenregelung, die bestimmt, dass Flüchtlinge, die auf ihrem Fluchtweg 
schon ein anderes Land als Deutschland betreten haben, in dieses andere 
Land abgeschoben werden. Stufe zwei war die Flughafenregelung, die 
vorsieht, dass es für Flüchtlinge, die per Flugzeug kommen, nur noch ein 
Schnellverfahren auf dem Flughafengelände gibt. Stufe drei ist nun die 
Regelung über die angeblich sicheren Herkunftsländer. 

Dieses Konzept der "sicheren Herkunftsstaaten" ist also vor 21 Jahren mit 
dem schäbigen neuen Asylrecht eingeführt worden, aber bislang wenig 
genutzt. Das soll sich nun ändern. Bei Flüchtlingen aus Staaten, bei denen die 
Asyl-Anerkennungsquoten niedrig ist, soll die individuelle Prüfung völlig 
eingestellt werden. Die drei Staaten, die jetzt als "sicher" deklariert werden 
sollen sind nur der Anfang. Weitere angeblich "sicheren Herkunftsstaaten" 
stehen schon auf der Liste. Es handelt sich um eine Generalmobilmachung 
des Flüchtlingsabwehrrechts. Dazu gehört auch die weitere Verschärfung von 
Abschiebung und Ausweisung sowie die Einführung eine IIAufnahmehaft" 
gegen Flüchtlinge, die unter Umgehung von Grenzkontrollen nach Deutschland 
gekommen sind. 



Wer die grauslichen Zustände bei der Unterbringung von Flüchtlingen in 
vielen Bundesländern sieht, der kann den Eindruck haben, dass der visuelle 
Notstand organisiert wird, um die gesellschaftliche Akzeptanz für ein solches 
Anti-Flüchtlings-Recht zu schaffen. Über Jahre hin sind die 
Aufnahmeeinrichtungen geschlossen, ist das Personal in den 
Flüchtlingsämtern abgebaut worden. An den politischen Schaltstellen wurde 
(auch noch als die Flüchtlingszahlen längst wieder stiegen) vorsätzlich oder 
fahrlässig so geschludert, dass die Kommunen jetzt gezwungen sind, hektisch 
zu improvisieren - und das selbst bei gutem Willen, oft wegen oft mangelnder 
Unterstützung von Land und Bund, kaum schaffen können. Deutschland 
braucht keine lügenhaften Gesetze, die das Unsichere als sicher erklären. Per 
Definition löst man keine Probleme. Stattdessen gilt es ein kluges, 
menschenfreundliches Aufnahme- und Integrationskonzept zu entwickeln. 

Fast zur nämlichen Zeit, als das neue Gesetz gegen die Balkanflüchtlinge 
erlassen wurde, ist eine Studie publiziert worden, aus der sich ergibt: von allen 
Minderheiten stößt die Minderheit der Sinti und Roma in Deutschland auf die 
schärfste Ablehnung. Die Rigidität, mit der sie schon jetzt und künftig erst 
Recht aus Deutschland in die Staaten des Balkan abgeschoben werden, gehört 
in dieses Muster. Es wäre notwendig, einem vergessenen Volk eine Zukunft zu 
geben. Das neue Gesetz über die sicheren Herkunftsstaaten wird zu dieser 
Zukunft nicht beitragen. 

Früher holte man auf dem Land die Wäsche von der Leine, wenn die Zigeuner 
kamen. Heute stopft man auch dort die Wäsche in den Trockner. Aber die 
Vorurteile gegen Sinti und Roma sind überall geblieben - in ganz Deutschland, 
in ganz Europa. Die zitierte Studie ergab, dass die Sinti und Roma in 
Deutschland noch schärfer abgelehnt werden als die Asylbewerber allgemein, 
noch schärfer auch als die Muslime. Man kann über die Persistenz, über die 
Hartnäckigkeit und über die Dynamik von Vorurteilen klagen. Aber so ein 
allgemeines Lamento ändert gar nichts. So ein Lamento ändert auch nichts 
daran, dass die Sinti und Roma die Minderheit in Europa ist, der es am 
dreckigsten geht: Sie sind, ich sagte es, Europas vergessenes Volk. Aber 
dessen grausame Verfolgung durch die Nazis) ist weitgehend vergessen; 
daran hat die Rede von Zoni Weisz im Bundestag vor vier Jahren, daran hat 
die Einweihung des Denkmals für die von den Nazis ermordeten Sinti und 
Roma vor zwei Jahren in Serlin nichts geändert. Die Politik in ganz Europa 
behandelt die Angehörigen dieser Minderheit wie Paria: Der Umgang ist von 
Schikane geprägt. Die Rigidität, mit der sie aus Deutschland abgeschoben 
werden, gehört in dieses Muster: Man will mit ihnen nichts zu tun haben. Die 
Umfrage spiegelt das nur wider. 



Die toten Sinti und Roma haben jetzt ein Denkmal; vor zwei Jahren, am 24. 
Oktober 2012, ist es in Berlin eingeweiht worden. Die lebenden Sinti und 
Roma haben fast nichts; sie haben keine Arbeit, keine Wohnung, keinen 
Schutz und keine Hilfe. In Südosteuropa werden sie schikaniert und verfolgt, 
in Deutschland und Frankreich kaserniert und abgeschoben - dorthin, wo sie 
wieder schikaniert und verfolgt werden. Die Bundeskanzlerin gedachte vor 
zwei Jahren bei der Einweihung des Denkmals der fünfhunderttausend Sinti 
und Roma, die von den Nazis ermordet worden sind. Der Bundesinnenminister 
und der Gesetzgeber überlegen derweil und seitdem, wie man sich in 
Deutschland die Enkel und Urenkel der Ermordeten am besten vom Leib hält. 

Es gibt ein institutionalisiertes Misstrauen gegenüber Menschen aus Osteuropa 
- nicht nur im Flüchtlingsrecht, auch im allgemeinen Zuwanderungs- und 
Arbeitsrecht. Man unterstellt den Arbeitsmigranten aus Rumänien und 
Bulgarien, dass sie nur deswegen nach Deutschland kommen, um dort Hartz 
IV und sonstige Sozialleistungen abzukassieren. Die CSU hat diese Kampagne 
in die Politik eingebracht. Zu den schlechten Traditionen der CSU gehört es, 
Menschen als "Missbraucher" zu deklarieren: als Asylmissbraucher, als 
Sozialmissbraucher, als Rechtsmissbraucher. Die meiste Zeit galten der CSU 
Flüchtlinge als Missbraucher, die in christsozialen Wahlkämpfen auch gern als 
"Asylbetrüger" bezeichnet wurden. Seit einem Jahr hat die CSU neue Opfer 
für solche Kampagnen gefunden: die Arbeitskräfte aus Rumänien 
und Bulgarien. Leider beteiligt sich nun die ganze Bundesregierung mit einem 
Gesetzentwurf an dieser Kampagne: Man unterstellt, wie gesagt, den 
Arbeitsmigranten aus Osteuropa, dass sie nur deswegen nach Deutschland 
kommen, um dort Hartz IV und sonstige Sozialleistungen zu kassieren. Das 
freilich stimmt hinten und vorne nicht und ist nicht durch Zahlen, sondern 
allein durch Vorurteile belegt. 

Es ist im Gegenteil so, dass die Bulgaren und Rumänen in Deutschland 
prozentual weniger SOZialleistungen beantragen als andere Ausländer in 
Deutschland. Nur jeder zehnte Rumäne und Bulgare in Deutschland bezieht 
Hartz-IV-Leistungen; in den meisten Fällen handelt es sich um Aufstocker, die 
von ihren Arbeitgebern miserabel bezahlt werden. Das ist das eigentliche 
Problem, nicht der angebliche Missbrauch von Sozialleistungen: Die Not armer 
Zuwanderer wird schamlos ausgenutzt. Rumänische Zimmermädchen und 
bulgarische Hilfsarbeiter schuften nicht selten für einen Hungerlohn; und sie 
werden von ihren Arbeitsvermittlern oft auch noch für die Unterkunft in 
SChrottimmobilien unverschämt abkassiert. Die allermeisten Arbeitskräfte aus 
Osteuropa sind ganz gewiss keine "Missbraucher"; aber nicht wenige werden 
missbraucht: zum einen von Arbeitsvermittlern, Subunternehmern und 
Arbeitgebern; zum anderen von der CSU, die den missbrauchten 
Arbeitskräften daraus auch noch einen Strick dreht. 



Die CSU-Kampagne mündete nun in einen Gesetzentwurf 
der Bundesregierung, der Einreiseverbote und andere Bestrafungsaktionen 
gegen sogenannte Armutszuwanderer vorsieht. Das Gesetz ist nicht so 
drakonisch ausgefallen, wie es die CSU gefordert hatte; es handelt sich eher 
um eine Zuspitzung und Aufrüstung schon existierender Paragrafen. Aber auch 
das ist schlimm genug, weil die Bundesregierung damit Vorurteile gegen die 
Arbeitskräfte aus Osteuropa nobilitiert - und weil CDU und SPD damit der CSU 
in Stoßrichtung und Ergebnis, wenn auch nicht im Detail, recht geben. Das 
ist verheerend. Rumänien und Bulgarien sind seit 2007 EU-Mitglied, aber erst 
nach langer Übergangszeit, seit Jahresanfang, gilt die Freizügigkeit. Über den 
Menschen, die diese Freizügigkeit in Anspruch nehmen, wird jetzt der Kübel 
eines Missbrauchsgesetzes ausgeschüttet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

Münster bezeichnet sich als "Stadt der Wissenschaft und Lebensart". Unter 
Lebensart sollte man nicht allein verstehen, dass man auf dem Prinzipalmarkt 
sitzt und Cappuccino trinkt. Es gehört auch die Lebensart der Roma-Frauen 
dazu, die ein paar Meter weiter sitzen und betteln. Zur Lebensart gehört, 
andere nicht zu verachten und blindlings wegzuschieben und abzuschieben. 
Zur Lebensart gehört es, nicht hartherzig zu sein. Münster ist deshalb dafür zu 
loben, dass die Stadt in den letzten Jahren den politischen Willen hatte und 
auch umgesetzt hat, möglichst keine Abschiebungen im Winter vorzunehmen. 
Fast alle Roma-Familien in der Stadt bleiben, obwohl es keinen ausdrücklichen 
Wintererlass der Landesregierung gab. Das ist lobenswert, das ist praktiZierte 
Menschlichkeit, das ist - Lebensart. Lobenswert ist auch das 
Unterbringungskonzept, das die Stadt Münster nun schon viele Jahre umsetzt, 
indem es Familien in kleinen Wohneinheiten unterbringt. Im Moment klappt 
das wegen der hohen Zahlen nicht mehr so gut, weil die Stadt mit dem Bau 
der Wohnungen nicht nachkommt. Aber Unterbringung in Zelten und 
Turnhallen, wie anderswo, gibt es in Münster noch nicht. 

Münster hat einstimmig einen Ratsbeschluss gefasst, wonach die 
Stadtverwaltung an einem Runden Tisch eng zusammenarbeitet mit den 
leitenden Personen der WOhlfahrtsverbände, der Handwerkskammern, der 



Gewerkschaften, der Universität und der Fachhochschule, der 
Stadtverwaltung, des Integrationsrates der Stadt, der 
Flüchtlingshilfeorganisationen, der freien Kulturszene, des evangelischen 
Kirchenkreises, des Stadtdekanats und des bischöflichen Generalvikariats des 
Bistums Münster. Das klingt nicht unkompliziert und es auch durchaus 
mühevoll, aber lohnende und erfolgreich. Auch das ist Lebensart, eine 
Lebensart, die man anderen Kommunen empfehlen möchte - Burbach, Essen 
oder auch München. Kommunen sind durchaus nicht handlungsunfähig, auch 
nicht bei steigenden Flüchtlingszahlen. 

Der Umgang mit Flüchtlingen in Münster zeigt, dass es nicht stimmt, was man 
so oft hört: die Probleme seien so groß, dass man praktisch nichts machen 
könne. Es zeigt sich, dass n sehr viel praktisch machen kann. Demokratie 
beginnt mit Verantwortung. Und Verantwortung hat mit Antwort zu tun. Wenn 
Menschen Hilfe brauchen, kann die Antwort nicht lauten: Aus den Augen, aus 
dem Sinn. Wenn Hilfe zur Lebensart wird, wie das Münster im Umgang mit 
Sinti und Roma praktiziert, dann ist das beispielgebend, dann ist das 
anstiftend, dann entsteht daraus das deutsche Wunder: Dieses deutsche 
Wunder ist vielleicht noch wackelig, aber es ist schon sehr wundersam. Ich 
bin seit fast 28 Jahren Journalist - aber noch nie war die Hilfsbereitschaft für 
Flüchtlinge so groß. In eben dem Land, in dem vor gut zwanzig Jahren die 
Flüchtlingsheime brannten und das alte Asylgrundrecht billig beerdigt wurde, 
in eben diesem Land wächst eine anrührende Solidarität mit Flüchtlingen. 
Deutschland hat sich offenbar gewandelt. Die Menschen sehen tagtäglich die 
grausigen Bilder aus Syrien und dem Nordirak, sie sehen die entsetzlichen 
Bilder aus Lampedusa und dem Mittelmeer. 

Das Elend der Flüchtlinge ist so nahe gerückt - und es fasst so viele Deutsche 
ans Herz. Und weil das so ist, fassen sie sich an den Kopf, dass eines des 
reichsten Länder der Erde und eine der besten Bürokratien der Welt nicht in 
der Lage sein soll, sich um zwei-, dreihunderttausend Flüchtlinge gut und 
fürsorglich zu kümmern. Genau das aber erwarten sie von ihren 
Innenministern, das erwarten sie von ihrer jeweiligen Landes- und der 
Bundesregierung. Die Innenministerkonferenz, die soeben in Berlin tagte, hat 
noch nicht begriffen, dass sie eine neue, gute Willkommenspolitik nicht gegen, 
sondern mit einem großen Teil der Bevölkerung machen könnte. 

Viele Bürgermeister und Landräte sehen sich bei ihrer Flüchtlingspolitik 
getragen von einer warmherzigen Bevölkerung - und sie haben selbst Anteil 
daran; sie wimmeln nicht ab, sie werben für Aufnahme. Bischöfe öffnen 
Klöster und leer stehende Tagungshäuser. Und die Flüchtlingsinitiativen, die so 
viele Jahre wenig Unterstützung hatten, spüren eine Welle der Solidarität. Nur 
d're Innenmin',ster haben sich davon noch nicht erfassen lassen, ein Teil von 
ihnen jedenfalls rettet sich zu den bräsigen Formeln und Maßnahmen, die sie 



schon immer propagiert haben, die aber allesamt gescheitert sind: noch mehr 
Überwachung der Außengrenzen, noch mehr Bekämpfung von Schleppern und 
Schleusern, noch mehr Repression und Abschreckung, noch mehr 
Fingerabdrücke, noch mehr Unterstellung von Missbrauchsabsicht, noch mehr 
Abschiebungen, noch mehr scharfe Sortierung: Hie gute Flüchtlinge, da 
schlechte Flüchtlinge. Das ist nicht Flüchtlingspolitik, das ist Anti­
Flüchtlingspolitik. Auch der Bundesinnenminister sollte sich davon lösen. 

Es gibt, es gäbe so viel Vernünftiges zu tun: Leerstehende Fabrikgebäude und 
Geschäftsräume müssen bewohnbar gemacht, und die Flüchtlinge müssen 
dort gut betreut werden. Die Kinder müssen in Hort und Schule, die Eltern zu 
Sprachkursen; und: Zur Integration gehört, dass die Leute bald arbeiten und 
in eigene Wohnungen dürfen. Die gesetzlichen Regelungen dafür sind noch 
immer ungenügend. Die Flüchtlinge aus den unsichersten Herkunftsstaaten 
sollten nicht durch lange Asylverfahren geschickt werden; sie brauchen schnell 
eine Aufenthaltserlaubnis. Und dann sollte das elende 
Asylbewerberleistungsgesetz, das eher ein Leistungsverweigerungsgesetz ist, 
abgeschafft und die Flüchtlinge in die Sozialhilfe und die gesetzliche 
Krankenversicherung eingegliedert werden. Das würde die Kommunen, die 
heute den größten Teil der finanziellen Lasten für Flüchtlinge tragen, erheblich 
entlasten. Und Privatleute, die Flüchtlinge aufnehmen oder für sie bürgen, 
sähen sich nicht mehr unabsehbaren Risiken ausgesetzt. Es gibt nichts Gutes, 
außer man tut es. Das gilt auch für die Innenminister. 

Sie sollen dafür Sorge tragen, dass endlich das elende Dublin-System 
abgeschafft wird - das die Energie des Apparats damit vergeudet, die 
Flüchtlinge, die sich etwa in Deutschland aufhalten, zur Durchführung des 
Asylverfahrens wieder in das Land zu schicken, in dem sie zum erstenmal den 
Boden der EU betreten haben. Dieses System, das aus dem Asylrecht ein 
Straßen- und Wegerecht, eine Art Verkehrsrecht macht, frißt die Energien, die 
man für wirkliche Hilfe und für wirklichen Schutz braucht. Wir brauchen ein 
Schutzrecht für Flüchtlinge, nicht ein Schubrecht. Europas Schutzheiliger ist 
nicht Pontius Pilatus, der seine Hände in Unschuld wäscht - sondern der 
Heilige Sankt Martin, der den Mantel teilt. 

Märchen beflügeln die Phantasie, vielleicht auch die 
demokratische Phantasie, die Phantasie in unserer 
Gesellschaft. Deshalb soll diese Vortrag über Flüchtlinge 
aus angeblich sicheren Herkunftsstaaten mit einem 
Märchen enden. Es ist mein Lieblingsmärchen, aber es ist, 
wie Märchen es oft sind, sehr drastisch - es handelt 
davon, wie es vermeintlich Schwache miteinander 
schaffen, sich erfolgreich gegen eine Gefahr zu 
verteidigen. Es ist ein ziemlich unbekanntes Märchen der 
Brüder Grimm. Die Gefahr, gegen die sie sich verteidigen, 
wird verkörpert durch einen Herrn Korbes. Mit gefällt 



diesem Märchen bis kurz vor dem Schluss, den Schluss 
werden wir dann gemeinsam umschreiben. 

"Da taten sich also Hähnchen und Hühnchen, der 
Mühlstein, ein Ei, eine Ente, eine Stecknadel und eine 
Nähnadel zusammen: Wie sie zu dem Herrn Korbes seinem 
Haus kamen, war der Herr Korbes nicht da. Die Mäuschen 
fuhren den Wagen in die Remise, das Hähnchen flog mit 
dem Hühnchen auf eine Stange, die Katze setzte sich in 
den Kamin, die Ente in die Bornstande, die Stecknadel 
setzte sich auf ein Stuhlkissen, die Nähnadel ins Kopfkissen 
im Bett, der Mühlenstein legte sich über die Türe und das 
Ei wickelte sich in ein Handtuch. Da kam der Herr Korbes 
nach Hause, ging an den Kamin und wollte Feuer 
anmachen. Da warf ihm die Katze Asche ins Gesicht. Er 
ging geschwind in die Küche und wollte sich abwaschen. 
Wie er an die Bornstande kam, spritzte ihm die Ente 
Wasser ins Gesicht. Als er sich abtrocknen wollte, rollte 
ihm das Ei aus dem Handtuch entgegen, ging entzwei und 
klebte ihm die Augen zu. Er wollte sich ruhen und setzte 
sich auf den Stuhl, da stach ihn die Stecknadel. Darüber 
wurde er ganz verdrießlich und ging ins Bett. Und wie er 
den Kopf aufs Kissen legte, da stach ihn die Nähnadel. Da 
war es so bös und toll, dass er zum Haus hinauslaufen 
wollte. Wie er aber an die Tür kam, sprang der Mühlstein 
herunter und schlug ihn tot." 

Jetzt schauen Sie mich verwundert an. Was soll solche 
Gewalt in einer Rede, in der es um Nächstenliebe und 
Solidarität, um Menschenrechte, Sozialstaat und 
Demokratie geht? Ein so gewaltsames Ende darf freilich 
auch nur ein Märchen finden. In der Wirklichkeit hat man 
bei allem Elan, das Böse zu besiegen, sich davor zu hüten, 
über das Ziel hinauszuschießen. Meine Fabel darf deshalb 
nicht als Aufruf zur Gewalt für einen guten Zweck 
missverstanden werden. Mit geht es in diesem Märchen 
um den Wert der gemeinsamen Aktion. Der Herr Korbes -
er ist die Verkörperung der Gefahren, die einer 
demokratischen Gesellschaft drohen. Und die Geschichte 
zeigt, wie man sich gemeinsam dagegen wehrt, was 
solidarische Aktion vermag. 



Schreiben wir deshalb das Ende des Grimmschen Märchens um: Der Herr 
Korbes, Symbol für die Gefahren, die einer Stadtgesellschaft drohen, er soll 
nicht erschlagen, sondern verjagt werden aus dem Haus der Demokratie, aus 
der Stadt und dem Rathaus des Westfälischen Friedens - vertreiben wir daraus 
die Missachtung der Schwachen, die Missachtung des Rechts, die 
Entsolidarisierung und das angebliche Recht des Stärkeren, vertreiben wir die 
soziale Ungerechtigkeit. Aber wer ist mit seinen Möglichkeiten eher die 
Stecknadel, eher das Ei oder die Ente? Die eigene Rolle und die eigene 
Aufgabe zu finden, damit fangen der aufrechte Gang, damit fängt die 
gemeinsame Aktion, damit fängt eine gute Flüchtlingspolitik an. 

Prof. Dr. Heribert Prantl ist Mitglied der Chefredaktion der Süddeuschen 
Zeitung und Leiter des Ressorts Innenpolitik 


